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A.
Einführung 
I.
Lehrziel
· Übersicht über wesentliche Literatur gewinnen 

· Gliederung der Rechtsordnung und den Standort der Vorlesung erkennen 

· Gliederung und Struktur des BGB erfassen 

· Begriff, Struktur und Relativität des Schuldverhältnisses erkennen 

· Pflichten im Schuldrecht beherrschen 

· Einteilung der Schuldverhältnisse erarbeiten können 

II.
Überblick über Standortliteratur
1.
Lehrbücher (Auswahl)

2.
Handbücher (Auswahl) 

3.
Kommentare (Auswahl) 

4.
E-Sammlungen 

BGHZ: Entscheidungen des BGH zu Zivilsachen 

DRspr: Deutsche Rspr, E- Sammlung 

Lindenmaier/ Möhring: Nachschlagewerk des BGH in Zivilsachen 

5.
Zeitschriften 

BB, DB, MDR, NJW, JuS, WM, ZIP 

6.
Datenbanken 

Juris, DRspr, NJW Leitsatzkartei, www.beck-online.de
7.
Fallsammlungen (Auswahl)
Hirsch, Allgemeines Schuldrecht

Wörlen, Anleitung zur Lösung von Zivilrechtsfällen

Niederle, Standardfälle Schuldrecht
Alpmann und Schmidt, Schuldrecht BT
III.
Standort der Vorlesung 


Rechtsordnung 




Zivilrecht/Privatrecht
Öffentliches Recht 




Bürgerliches Recht
Handels- und
Arbeitsrecht

Wirtschaftsrecht

Privat- oder Zivilrecht 




	Bürgerliches Recht
	Arbeitsrecht
	HR/GR


	z. B.:

BGB

ProdHaftG

UklaG

GleichberG

KindesunterhaltsG

ErbbauVO
	z. B.:

BGB

EFZG

KSchG

TVG

BetrVG

BurlG
	z. B.:

HGB

AktG 

GmbHG 

UWG 

WG 

ScheckG 


Übersicht über das BGB



	1. Buch
	2. Buch
	3. Buch
	4. Buch
	5. Buch




	Allgem. Teil

§§ 1 - 240
	Schuldrecht

§§ 241 - 853
	Sachenrecht

§§ 854 - 1296
	Familienrecht

§§ 1297 - 1921
	Erbrecht

§§ 1922 - 2385


	Enthält die „vor die Klammer gezogenen“ allgem. Regeln des bürgerlichen Rechts, insbes. das Personenrecht u. die Vorschriften über Willenserklärungen und Rechtsgeschäfte
	Enthält das Recht der „Schuldverhältnisse“ (Rechtsverhältnis zw. Gläubiger u. Schuldner)
	Enthält Vorschriften über die Rechtsbeziehungen von Personen u. Sachen u. Rechten
	Enthält die für Ehe und Verwandtschaft maßgeblichen Vorschriften
	Enthält die Vorschriften über die vermögensrechtlichen Folgen beim Tod einer Person

	
	Allgem. Schuldrecht

(§§ 241 - 432):

allgem. Vorschriften über Schuldverhältnisse
	Stichworte:

Besitz u. Eigentum, Pfand- u. Nutzungsrechte an Sachen u. an Rechten
	aus wirtschaftlicher Sicht wichtig:

Güterrecht (Vermögensstatus zwischen Ehegatten)
	insbes.:

gesetzliche Erbfolge, Testierfreiheit, Pflichtteilsrecht

	
	Besond. Schuldrecht

(§§ 433 - 853):

Einzelne Schuldverhältnisse
	
	
	








IV.
Gliederung des BGB
1. Erstes Buch – AT (§§ 1-240) 

Bsp. 1:
Peter Trix ficht seine Willenserklärung an, die zum Kauf eines PKW´s geführt hat. Der Tachometerstand war um 100.000 km zurückgedreht. (§§ 123, 142, 985, 812). 

Das Erste Buch enthält Vorschriften, die für das gesamte BGB Geltung haben, soweit nicht in den folgenden Büchern spezielle Regelungen enthalten sind. 

Bsp.:
- Zustandekommen von Verträgen 

- Irrtumsanfechtung 

- Stellvertretung
2. Zweites Buch – Recht der Schuldverhältnisse (§§ 241-853) 

a)
SchuldR AT (§§ 241-432) 

Bsp. 2:
Susanne Trix kann eine KP-Schuld nicht tilgen. Statt Ihrer Zahlungspflicht tritt sie eine eigene Forderung dem Verkäufer ab. Dieser ist damit nicht einverstanden. 

Im Schuldrecht AT werden Vorschriften dargestellt, die für alle Schuldverhältnisse Gültigkeit haben, soweit nicht für das Schuldverhältnis BT Sonderregeln bestehen. 

Bsp.:
- Schuldverzug (§§ 286-292) 

- Rücktritt (§§ 346-354) 

- Aufrechnung (§§ 387-396) 

- Erlass (§ 397) 

b)
SchuldR BT 

Bsp. 3:
Peter Trix hat eine neue Stereoanlage gekauft. Als er sie zu Hause auspackt, stellt er fest, dass diese defekt ist. Er will sein Geld zurück. Der Verkäufer bietet an, Einsendung zur Reparatur beim Hersteller. Geld zurück gäbe es nicht. 

Im Schuldrecht BT sind Vorschriften enthalten, die für das jeweilige Schuldrecht Geltung haben.
Bsp.:
- KaufR (§§ 433-479) 


- MietvertragsR (§§ 535-580) 

- unerlaubte Handlung (§§ 823-853) 

V.
Das Schuldverhältnis 

1. Schuldverhältnis als pflichtenbegründende Sonderbeziehung zwischen zwei oder mehreren Personen 

Bsp. 4:
Susanne Trix schließt mit einer Teilzahlungsbank einen Ratenkreditvertrag. Als sie in Liquiditätsschwierigkeiten kommt, rät sie ihrem Ehemann, Peter Schnell, Gütertrennung durchzuführen. Wie wäre es, wenn Peter Trix den Vertrag mit der Bank auch unterzeichnet hätte? 

a)
Gesetzliche Definition 

Schuldverhältnis ist ein zwischen mindestens 2 Personen bestehendes R-Verhältnis, das die eine Person berechtigt, von der anderen eine Leistung zu verlangen. 

Bsp.:
-
Peter Schneider gibt bei der Trockenbau GmbH den Ausbau seines Dachbodens in Auftrag 

-
Die Studenten Hell, Müller und Kreising mieten beim Hauseigentümer Pfeil eine 4 ZKB - Wohnung

b)
Struktur des Schuldverhältnisses; § 241 

Gläubiger - Schuldnerstellung je nach Art der Leistung 

Bsp.:
-
Kaufvertrag Betrachtung KP-Zahlung; Übergabe + Übereignung 

-
Mietvertrag Mietzinszahlung; Gebrauchsüberlassung 

-
Werkvertrag Werklohnzahlung; Herstellung 

c)
Relativität der Schuldverhältnisse

Schuldverhältnisse und daraus folgende Rechte und Pflichten sind relativ; d. h. sie wirken nur zwischen den Parteien der Schuldverhältnisse. Dritte sind grundsätzlich aus einem Schuldverhältnis weder berechtigt noch verpflichtet. 

Bsp.:
-
Streckengeschäft; Anspruch nur gegen unmittelbare Vertragspartner 

-
Kaufvertrag; Garantie gibt Hersteller; 2 Schuldverhältnisse 

Ausnahmen:
- Vertragsübernahme 

- Schuldübernahme § 414; Schuldmitübernahme 

- Übertragung Kraft Gesetzes 

- § 613 a
- § 563
- Vertrag z. G. Dritter § 328 

- Vertrag mit Schutzwirkung zu Gunsten Dritter § 328 

- Forderungsabtretung § 398 

Vertrag zu Lasten Dritter gibt es nicht. 

d)
Pflichten im Schuldverhältnis 

In jedem Schuldverhältnis besteht ein Bündel von Rechten und Pflichten. 

aa)
Primärpflichten 

Leistungs- und Verhaltenpflichten, die für die Nutzer des Schuldverhältnisses bestimmt sind. 
- KaufR § 433 I,II 

- MietvertragsR § 535 

- DienstvertragsR § 611 

- WerkvertragsR § 631 

Auf Grund des Schuldverhältnisses entsteht ein durchsetzbarer Erfüllungsanspruch, der sogenannte primäre Leistungsanspruch 

Ausnahme: Naturalobligationen 

- Spiel § 762 

- Wette § 762 

- Ehemäklervertrag § 656 

bb)
Sekundärpflichten/Verhaltenspflichten/ Nebenpflichten 

Leistungspflichten




	Hauptleistungspflichten
	Nebenleistungspflichten
	Verhaltenspflichten
	Obliegenheiten




	z. B.:

· Kaufpreiszahlung

· Dienstleistung

· Darlehensrückzahlung
	z. B.:

· gesetzl. §§ 402, 666

· vertragl. vereinbarte

· Treu und Glauben
	z. B.:

· Schweigepflicht

· Verkehrsicherungspflicht
	z. B.:

· § 377 HGB

· Meldepflicht VVG


- Obhut-, Fürsorgepflichten 

- Anzeige-, Auskunfts- Rechenschaftspflichten 

Bsp.:
- ArbR Schaden vermeiden; Gesundheit und Leben des AN 

- AuftragsR (Auskunft, Rechenschaft 663, 666) 

2. Schuldverhältnis im engeren und weiteren Sinn 

Im Gesetz wird der Begriff Schuldverhältnis mit zwei verschiedenen Inhalten verwendet; in manchen Vorschriften ist bereits der einzelne Anspruch (Legaldef. zu § 194) ein Schuldverhältnis; in anderen Vorschriften wird davon ausgegangen, das Rechtsverhältnis als Ganzes sei das Schuldverhältnis; Unterscheidung erforderlich! 

a)
Schuldverhältnis im engeren Sinn 

Schuldverhältnis ist bereits der einzelne Anspruch 

Bsp.:
-
§ 241 allg. Regelung 
-
§ 362 I Erlöschen der Forderung 

-
§ 433 I Übergabepflicht, Übereignungspflicht 

-
§ 433 II Kaufpreiszahlungspflicht 

b)
Schuldverhältnis im weiteren Sinn 

Schuldverhältnis ist eine Gesamtheit von Rechten und Pflichten. 

Brox: Organismus 

Bsp.:
-
Kaufvertrag § 433 

-
Mietvertrag § 535 

-
Werkvertrag § 631
c)
Zergliederung der Norm – Weg der Subsumtion 

§ 241 

-
"Kraft des Schuldverhältnisses" 

Schuldverhältnis ist die rechtliche Sonderbeziehung zwischen 2 oder mehr Personen 

-
"ist der Gläubiger berechtigt ..." 

Gläubiger ist, wer auf Grund des Schuldverhältnisses vom Schuldner eine Leistung verlangen kann 

-
"von dem Schuldner ... " 

Schuldner ist derjenige, der dem Gläubiger die Erfüllung dessen Berechtigung schuldet 

-
"Leistung ..." 

sie besteht in einem Tun oder Unterlassen 

-
"fordern ..." 

Das Recht des Gläubigers, vom Schuldner eine Leistung zu verlangen. 

Forderung und Anspruch sind inhaltsgleich. 

VI.
Einteilung der Schuldverhältnisse 

1. Schuldverhältnis und Rechtsgeschäft
a)
Schuldverhältnis 

siehe wie vor 

b)
Rechtsgeschäft 

willentliche Herbeiführung einer Rechtsfolge 

Bsp.:
- Vertragsabschluss (Antrag/ Annahme) 

- Irrtumsanfechtung 

- Kündigung 

- Bevollmächtigung

c)
Rechtsgeschäfte und gesetzliche Schuldverhältnisse 

Fall 1 HIV-Infektion durch Bluttransfusion 

BGH NJW 91,1948 

Nach Hirsch S. 1 f
Einteilung nach Art des Entstehens 


Schuldverhältnisse




	Entstehung durch

Rechtsgeschäft
	Entstehung durch

Gesetz


	Beispiele: 

-
Leihvertrag §§ 598 ff. 

-
Kaufvertrag §§ 433 ff. 

-
Gesellschaftsvertrag §§ 705 ff. 
	Beispiele:

-
Unerlaubte Handlung §§ 823 ff. 

-
Ungerechtfertigte Bereicherung 
§§ 812 ff.
-
GoA §§ 677 ff.


Einteilung nach dem Leistungsgegenstand 


Schuldverhältnisse 




	Stückschuld
	Gattungsschuld
	Wahlschuld

	Es wird ein bestimmtes (spezielles) Stück geschuldet.

Nach Konkretisierung der Gattungsschuld Gefahrenübergang. 
	Es wird ein Stück aus der Gattung geschuldet.

Bis zur Konkretisierung Gefahr beim Schuldner, dann Gefahrenübergang 


	Nur eine Leistung nach Wahl des Schuldners 





	
	Sonderform:

Beschränkte Gattungsschuld


	

	
	Es wird nur aus dem Vorrat geschuldet. 

Bis zur Konkretisierung Gefahr beim Schuldner, dann Gefahrenübergang 


	


Einteilung nach der Art der Verpflichtung 


Schuldverhältnisse/Verträge 




	einseitig verpflichtende
	zwei- und mehrseitig verpflichtende
	einseitig begründende



	Beispiele: 

· Schenkung §§ 516 ff. 

· Auslobung §§ 657 ff. 
	
	Beispiele: 

· Gründung einer Ein-Mann-GmbH 

· Gründung einer Stiftung §§ 80 ff. 

· Aussetzung eines Vermächtnisses 
§§ 2147 ff. 



	unvollkommen zweiseitige
	gegenseitige


	Beispiele: 

· Leihe §§ 598 ff. 

· Auftrag §§ 662 ff. 

· zinsloses Darlehen §§ 488 ff. 
	Beispiele: 

· Miete §§ 535 ff. 

· Kauf §§ 433 ff. 


Einteilung nach der Wirkung 

Rechtsgeschäfte



	Verpflichtungsgeschäfte
	Verfügungsgeschäfte

	
Begründen für den Schuldner die Verpflichtung zur Rechtsänderung
	
Wirken unmittelbar auf den Inhalt und den Bestand eines Rechts


	Beispiele:

- einseitig verpflichtende

Schenkung §§ 516 ff.

Auslobung §§ 657 ff.

- zwei- und mehrseitig verpflichtende

Leihe §§ 598 ff.

Kauf §§ 433 ff.
	Beispiele:

- Bereich Schuldrecht

Abtretung §§ 398 ff.

Erlass § 397 I

- Bereich Sachenrecht

Übereignung §§ 929 ff.

Besitzaufgabe §§ 856 I


Einteilung nach dem Leistungsort 


Schuldverhältnis




	Holschuld
	Bringschuld
	Schickschuld


	Gläubiger muss Leistung beim Schuldner holen
	Schuldner muss Leistung dem Gläubiger bringen
	Schuldner muss Leistung für Gläubiger auf den Weg bringen


Einteilung nach der Zahl der beteiligten Personen 


Rechtsgeschäfte




	einseitige Rechtsgeschäfte
	zwei- und mehrseitige

Rechtsgeschäfte

	
Erfordern nur Willenserklärungen einer Person
	
Erfordern übereinstimmende Willenserklärungen von mindestens zwei Personen


	Beispiele:

-
Kündigung §3 568, 622

-
Rücktritt § 346

-
Anfechtung §§ 119, 123

-
Bevollmächtigung § 164

-
Aufrechnung § 388

-
Auslobung § 657
	Beispiele:

-
Bereich Schuldrecht

Abtretung §§ 398 ff.

Erlass § 397 I

-
Bereich Sachenrecht

Übereignung §§ 929 ff.

Besitzaufgabe § 856 I


aa)
Entstehung rechtsgeschäftlicher Schuldverhältnisse 

Entstehen, wie der Name besagt, durch R-Geschäft, also durch die willentliche Herbeiführung einer R-Folge 

Bsp.:
- Abschluss eines Kaufvertrages 

- Abschluss eines Mietvertrages 

- Abschluss eines Werkvertrages 

bb)
Entstehung gesetzlicher Schuldverhältnisse 

Entstehen, ohne dass eine Rechtsfolge willentlich herbeigeführt wird durch ein bestimmtes Verhalten. 

Bsp.:
- Unerlaubte Handlung §§ 823 ff. 

- Ungerechtfertigte Bereicherung §§ 812 ff. 

- GoA §§ 677 ff.
cc)
Systematik von R-Geschäften und Schuldverhältnissen 

VII.
Leseprogramm und Übungen 

Übungsaufgabe:
Der Ladendieb D soll eine Bearbeitungspauschale von 30,- EUR bezahlen, die sich der Inhaber auf einem gut sichtbar angebrachten Anschlag im Ladenlokal ausbedungen hat; auf dem Anschlag stand außerdem zu lesen: " Jeder erklärt durch das Betreten unserer Einkaufsstätten von vornherein sein Einverständnis zu dieser Regelung." 

Übungsaufgabe:
Versuchen Sie, das Zweite Buch des BGB anhand des Inhaltsverzeichnisses in allgemeines, vertragliches und gesetzliches Schuldrecht zu systematisieren. 

Fragen:
Was ist ein Rechtsgeschäft und welche Arten von Rechtsgeschäften kennen Sie? 


Unterscheide Rechtsgeschäft, Willenserklärung, Vertrag, Schuldverhältnis im engeren und weiteren Sinn. 

Übungsfall:
wiederhole Fall 1 selbständig 
B.
Vertragsfreiheit und verwandte Rechtsgebiete
I.
Lehrziel
· Begriffe Abschlussfreiheit, Gestaltungsfreiheit, Formfreiheit, Kontrahierungszwang erläutern und abgrenzen können 

· Fälle des Formzwangs erkennen 

· AGB Begriff und Bedeutung kennen 

· Gefahren bei Verwendung von AGB darstellen können 

· Einbeziehungsvertrag bei AGB anwenden können 

· Inhaltskontrolle §§ 307, 308, 309 BGB beherrschen 

· Rechtsfolgen bei unwirksamen AGB´s darlegen können und Verbandsklage beherrschen 

II.
Vertragsfreiheit


Privatautonomie



Vertragsfreiheit




	Abschlussfreiheit
	Gestaltungsfreiheit
	Formfreiheit




	Kontrahierungszwang
	Zwingende Inhaltsnormen
	Formvorschriften


1.
Abschlussfreiheit 

Bsp.:
Peter Trix will in die Disko gehen. Er stellt fest, dass der Türsteher nicht jedem Gast Zutritt gewährt. Er fragt sich, ob das möglich ist. 

Jede Person kann grundsätzlich nach Belieben entscheiden, ob sie überhaupt einen Vertrag abschließen will. 

Ausnahme: Kontrahierungszwang (siehe 4.)
2.
Gestaltungsfreiheit 

Bsp. 5:
Susanne Trix will einen Schnellimbiss eröffnen. Sie kommt mit Fa. Mac – Donald ins Geschäft. Welchen Vertrag werden die Parteien schließen? 

Grundsätzlich steht es den Parteien frei, den Inhalt der Einigung nach Belieben zu bestimmen.
Ausnahmen:
Sachenrechtliche Verträge; §§ 134, 138; ebenso familien- rechtliche und erbrechtliche Verträge. 

Bsp.:
- Darlehen Zins, Laufzeit, Kündigungsfrist 

- Leasing 

- Factoring 

- Franchising 

- Vertragshändlervertrag 

- Lizenzvertrag 

- Know-How-Vertrag 

3.
Formfreiheit 

Die Parteien können grundsätzlich frei bestimmen, welche Abschluss -bzw. Gestaltungsform sie wählen wollen. 

Ausnahme:
z. B. Wohnraummietrecht § 568 Kündigung; Erbvertrag § 2276; 
§ 311b 
4.
Kontrahierungszwang (Einschränkung der Abschlussfreiheit) 

Die Abschlussfreiheit kann im Einzelfall auf Grund spezieller gesetzlicher Regelung oder nach allg. Grundsätzen ausgeschlossen sein. 

a)
Kontrahierungszwang auf Grund öffentlichen Interesses (Auswahl) 

-
§ 8 I PostG; Recht Einrichtungen der Post in Anspruch nehmen zu können 

-
§ 6 EnergiewirtschaftsG; Verpflichtung von Energieversorgungsunternehmen jedermann anzuschließen und zu versorgen 

-
§ 5 II PflichtversicherungsG; Verpflichtung Kfz-Halter Versicherungsschutz zu gewähren 

-
Gemeindeordnungen der Länder Anspruch auf Zulassung zu den gemeindlichen Einrichtungen 

(Ausführlich Soergel/ Wolf Vor. § 145 Rz 105) 
b)
Kontrahierungszwang aus Wettbewerbsgründen 

-
§ 21 II GWB Druckmittelverbot; Einstellung der Belieferung unzulässig, wenn dadurch Zwang zu einem Verhalten 

-
§ 20 II GWB Diskriminierungsverbot
Bsp.:
Alpmann und Schmidt S. 10 
Rossignol-Ski-Hersteller beliefert Sporthaus nicht, um Verkaufspreis unter Empfehlung zu verhindern 

c)
Kontrahierungszwang nach allgemeinen Grundsätzen 

Bsp. 6:
Peter Trix will Klein-Trixi wegen akutem Verdacht auf Blinddarmentzündung ins öffentliche Kinderkrankenhaus bringen. Dort erklärt man, das Haus sei nahezu vollständig belegt, die wenigen noch freien Betten müssten für Privatpatienten freigehalten werden. 

§§ 826, 249 S. 1 zur Vermeidung sittenwidriger Schädigung; bei  Rechtsgütern von besonderer Bedeutung; bei Monopolstellung 

Bsp.:
-
Besuch des Stadttheaters 

-
örtliche Tageszeitung 
5.
Einschränkung der Gestaltungsfreiheit (beispielhaft)
- §§ 134, 138 

- § 276 II 
- §§ 305 - 310 

- § 619 

- § 137 

- § 312 b 

- Wohnraummiete z. B. §§ 551 IV, 554 V 
6.
Leseprogramm und Übungen 

Übungsaufgabe:
Der Vater schließt mit dem Sohn (Student) einen Vertrag über den Verzicht auf zukünftigen Unterhalt. Nach 2 Jahren verlangt der Student den Regelsatz als Unterhalt mündlich. 

Fragen:
Was versteht man unter Kontrahierungszwang; in welchen Bereichen besteht er? 


In welchen Fällen besteht Formzwang? 

Übungsfall:
Alpmann und Schmidt S. 15 

III.
Allgemeine Geschäftsbedingungen 

1.
Bedeutung von AGB, Geltungsbereich 

Bsp. 7:
Den Eheleuten Trix wird bei der Anmietung der neuen Wohnung ein Mietvertragsformular vorgelegt, von dem der Vermieter erklärt, das verwende er seit Jahren. Er habe es vom Haus- und Grundbesitzerverein. Darin ist die Gehaltsabtretung von Peter Trix vorgesehen. 

Vereinfachung, Typisierung, Rationalisierung, Ergänzung und Lücken-ausfüllung, Risikoabwälzung, Gefahr des Missbrauchs; Rückblick Zeit vor 1.4.1977 Freizeichnungsklauseln 
2.
Begriff und Rechtsnatur 

§ 305 I 1 

-
Vertragsbestimmungen sind Vorschriften, die Inhalt des Vertrages werden sollten 

Bsp.:
- Allg. Verkaufsbedingungen


- Allg. Einkaufsbedingungen

-
Vielzahl von Verträgen untere Grenze 3-5 

Ausnahme: § 310 III Nr. 2 

-
Vom Verwender gestellt; also einseitig auferlegt; § 310 III Nr. 1 nicht einseitig gestellt, wenn sich Parteien auf AGB`s mit der Möglichkeit der Einflussnahme einigen 

-
Keine Rechtsnormen; es fehlt Rechtsetzungsbefugnis 
3.
Einbeziehungsvertrag 


AGB
§§ 305 ff.


obj. Recht mit dispositiven Vorschriften

mit dem Gesetz zu vereinbarende AGB


das für das Vertragsverhältnis geltende Recht
Erläuterung: 

Ein Teil der AGB fällt durch das Gitter der §§ 305 – 310. Die Teile, die Bestand haben, ersetzen Elemente des objektiven Rechts und bilden mit dem verbleibenden Rest die für das Vertragsverhältnis geltenden Vorschriften. 

§ 305 II 

-
Ausdrücklicher Hinweis bei Vertragsabschluss. Auch bei wiederholtem Abschluss erforderlich. Nicht möglich nachträglich z. B. auf Lieferschein oder Rechnung. 

Schweigen oder Annahme obwohl auf Lieferschein oder Rechnung AGB´s abgedruckt, reichen nicht aus 

Ausnahme: Art des Vertragsabschlusses und unverhältnismäßige Schwierigkeiten 

Bsp.:
- Beförderungsverträge 

- Bewachungsverträge Parkplatz 

Dann aber deutlich sichtbarer Aushang am Ort des Vertragsabschlusses und zumutbare Möglichkeit der Kenntnisverschaffung 

Bsp.:
- Buchstabengröße und Farbe 

- Ausländer (Übersetzung) 

- Umfang (Zeitdauer) 

Einigung:
Ausdrücklich oder konkludent; meist durch Unterschrift dokumentiert
Rahmenvereinbarung möglich aber Einbeziehungsvertrag 

gem. § 305 III erforderlich 

Kaufleute: § 310 I 

4.
Überraschende Klauseln 

§ 305c 

Bsp.:
-
Klauseln in Time-Sharing-Vertrag, dass nicht Erwerber, sondern Treuhänder ins Grundbuch eingetragen werden (BGHZ 130, 150) 

-
Verpflichtung für Leergut neben "Pfand" auch noch Miete zu bezahlen (LG Köln MDR 87, 627) 

-
Gehaltsabtretungsklauseln im Mietvertrag (LG Lübeck NJW 85, 2985) 

-
Einigung, dass Operation auch von Assistenzarzt statt Chefarzt durchgeführt werden kann (OLG Karlsruhe NJW 87, 1489) 

5.
Vorrang von Individualrede und Unklarheitenregel 

§§ 305 b, c 

- Individualabrede ist Ausdruck des Rangverhältnisses 

- es ist Aufgabe des Verwenders, sich klar auszudrücken 

Bsp.
(Unklarheitenregel): 

-
Unklarheit, ob Vertragsstrafe weitergehende Schadenersatz Ansprüche ausschließen soll oder nicht (§ 340 II) 

-
"Nebenkosten" zu Mietvertrag 

-
"Mietgarantie" 

6.
Nichteinbeziehung, Unwirksamkeit, Umgehungsverbot 

§§ 306, 306a:
-
Ausdruck des Rangprinzips und der Dispositionsfreiheit 

-
Unwirksamkeit nach § 306 II 

-
Gesetzlich nicht geregelter Vertragstyp z. B. Leasing, Franchising, Know-How-Vertrag und Wegfall mehrerer Klauseln 

-
Umgehung 

Bsp.:
- Großbetrieb verlangt Abnehmer, seine AGB`s "zu stellen" 

- Warenabsatz als Vereins- oder Gesellschaftsbetrieb möglich 
- § 310 IV 

7.
Inhaltskontrolle 

- Systematik §§ 307, 308, 309 Generalklausel 

zu § 308 

Nr. 1
-
Alltagsgeschäfte 2 Wochen 


-
Möbelversandhandel 1 Monat 

Nr. 2
-
Alltagsgeschäfte 2 Wochen möglich 


-
Möbelkauf 1 Monat zu lang 


-
Kfz-Kauf 6 Wochen möglich 

Nr. 3
-
Falsche Angaben zur Kreditwürdigkeit 


-
"Selbstbelieferung vorbehalten" möglich 


-
Sorgfaltspflichtungsvertretung bei Eigentumsvorbehaltsware 

Wegen weiterer Beispiele vgl. Palandt Anm. zu § 308.
zu § 309 
Nr. 5
-
15 % im Kfz-Neugeschäft wirksam 

-
20 % im Gebrauchtwagenhandel unwirksam 

-
35 % im Möbelhandel unwirksam 

Nr. 7
-
Wenn sich Verwender des Rechts der Substitution bedient, ist Nr. 7 nicht anwendbar (§§ 675 I, 664 I S. 2) 

Nr. 8
-
Bei Mangelhaftigkeit der Kaufsache steht dem Käufer nur ein Anspruch auf Nachbesserung zu 


-
Auf Garantieversprechen des Herstellers ist Nr. 8 nicht anwendbar, wenn Gewährleistung des Verkäufers besteht 

Wegen weiterer Beispiele vgl. Palandt Anm. zu § 309.
zu § 307
-
Im Bankgiroverkehr: Wertstellung 1 Tag nach Einzahlung (unwirksam) 

-
Zinssatz von 4 % bei Überzahlung an Bauträger unwirksam 

-
Chemischreiniger: Haftungsbegrenzung auf das 15-fache des Entgeltes 

-
EDV-Vertrag: Kumulierung von Rücktrittsrecht und Schadensersatzrecht unwirksam 

-
Maklervertrag: Unwirksam erfolgsunabhängige Provision 

Wegen weiterer Beispiele vgl. Palandt Anm. zu § 307.
8.
Unterlassungs- und Widerrufsanspruch 

§§ 1 – 13 UnterlassungsklagenG 

Aktivlegitimation / Klagebefugnis 

Passivlegitimation 

Verbandsklage / Missbrauch (anders gem. § 13 UWG) 

9.
Örtliche und Sachliche Zuständigkeit 

§ 6 UKlaG 

10.
Prüfungsschema 

Musielak S. 71
Sachliche Zuständigkeit 

AG
<= € 5.000,00
§ 23 GVG 

LG
> € 5.000,00
§ 71 GVG 



AG § 22 GVG 



LG § 75 GVG; §§ 348, 348a ZPO 



OLG § 122 GVG; §§ 526, 527 ZPO 



BGH § 135 GVG 

	AG
	LG



	§ 72 GVG
	§ 511 ZPO

< 600 €
	§ 119 GVG
	§ 511 ZPO

< 600 €



	LG
	OLG



	§ 133 GVG
	§ 543 ZPO

Zulassung 
	§ 133 GVG
	§ 543 ZPO

Zulassung 


                                    
	      BGH                                                                  BGH    

	


11.
Leseprogramm und Übungen 

Übungsaufgabe:
Beschaffen Sie sich AGB und prüfen Sie an Hand des Gesetzes und der Kommentierung bei Palandt! 

Fragen:
Wie werden AGB zum Vertragsinhalt? 


Was ist eine „Abwehrklausel" 

Übungsfall:
Musielak S. 69 f.
C.
Inhalt von Schuldverhältnissen
I.
Lehrziel
· Erkennen, was unter dem Begriff Bestimmung des Leistungsinhaltes verstanden wird 

· Bedeutung der Bestimmung des Leistungsinhaltes verinnerlichen 

· Möglichkeiten der Bestimmung des Leistungsinhaltes beherrschen 

· Stellung des § 242 im Rechtssystem kennen; Katalogisieren von Leistungsbestimmungsmöglichkeiten nach § 242 vornehmen können 

· Begriff der Leistungsmodalität kennen 

· Leistungszeit, Leistungsort bestimmen können 

· Incoterms anwenden können 

· Zeitpunkt und Inhalt der Gefahrtragung beherrschen 

· Sinn und Zweck von § 273 und § 320 erkennen 

· Unterscheidung treffen können zwischen § 273 und § 320 

· Rechtsfolgen bei § 273 und § 320 kennen 

· Begriffe Gattungs- Stückschuld, vertretbare Sachen, nicht vertretbare Sachen beherrschen 

· Bedeutung der Leistung aus der Gattung erkennen; dto. Beschränkung bei Vorratsschuld 

· Bedeutung der Konkretisierung insbesondere deren Rechtsfolgen für Hol- und Schick- und Bringschulden erkennen. 

II.
Vorbemerkungen

Der Inhalt des Schuldverhältnisses ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung oder unmittelbar aus dem Gesetz. Nur wenn der Inhalt ermittelt ist, kann die Frage beantwortet werden, ob vereinbarungsgemäß gehandelt wurde, ob eine Störung im Schuldverhältnis vorliegt, oder ob erfüllt wurde und das Schuldverhältnis dadurch erloschen ist. 
III.
Bestimmung des Leistungsinhalts 

Bsp. 8:
Peter Trix vereinbart mit seinem Nachbarn eine Grenzbebauung, wonach Peter Trix einen Anbau errichten, der aber keine Fenster enthalten darf. P.T. baut deswegen Glasbausteine ein. 

Der Nachbar verlangt Beseitigung der Glasbausteine und Verschließen der Maueröffnungen. 

Bsp. 9:
Peter Trix kauft einen landwirtschaftlichen Betrieb. Er meint, dazu gehörten auch die Maschinen. 

Bsp. 10:
Peter Trix verkauft ein kontaminiertes Grundstück an B. B verkauft weiter an C unter Ausschluss jeder Gewährleistung ohne Kenntnis der Kontamination. Kann C von B Abtretung der Gewährleistungsansprüche verlangen? 
1.
Bestimmung des Leistungsinhalts aus dem Vertrag 

Ist der Vertrag eindeutig, bestehen bei der Leistungsbestimmung keine Probleme. Bei Schriftform oft möglich. Wenn mündliche Form gewählt ist oder Zweifel bestehen, muss Auslegung erfolgen. 

2.
Bestimmung des Leistungsinhalts durch erläuternde Auslegung 

Ausgangspunkt §§ 133, 157 

Berücksichtigungen: 

- Begleitumstände 

- Verkehrssitte 

- Vertragszweck und Interessenlage 

- Treu und Glauben 

3.
Bestimmung des Leistungsinhalts mit Hilfe gesetzlicher Auslegungsregeln
- Zubehör: §§ 311c, 926 I 2 

- Vergütungsanspruch: §§ 612, 632, 653 

4. 
Bestimmung des Leistungsinhalts durch ergänzende Vertragsauslegung 

Bei der erläuternden Vertragsauslegung wird bestimmt, wie die vereinbarte Leistung inhaltlich zu verstehen ist. Bei der ergänzenden Vertragsauslegung wird eine Lücke geschlossen. Fehlt eine gesetzliche Regelung, muß der hypothetische Parteiwille ermittelt werden. Dabei müssen der Vertragszweck, Verkehrswille und Treu und Glauben berücksichtigt werden. 

Dabei darf der erklärte Vertragswille beider Parteien weder erweitert noch eingeschränkt werden. 

Berücksichtigung beider Interessen. 

Was hätten die Parteien vereinbart, wenn sie an den zu regelnden Fall gedacht hätten? 

5.
Bestimmung des Leistungsinhalts durch vorgegebenen Maßstab 

Bsp. 11:
Peter Trix als Bauunternehmer vereinbart mit dem Bauherrn Erstellung eines Baus zu einem Festpreis mit der Maßgabe, dass P.T. die Stundenlöhne / die Materialpreise an den neuen Tarifvertrag / Preissteigerungen anpassen kann 

Vom Fall des § 315 BGB unterscheidet sich diese inhaltliche Leistungsbestimmung dadurch, dass hier der Wertmaßstab TV/Preissteigerungen vorgegeben ist. 

6.
Bestimmung des Leistungsinhalts bei Wahlschuld
Bsp. 12:
Peter Trix vereinbart mit seinem Darlehensnehmer die Stellung mehrerer Sicherheiten. Welche sind zu bestellen und bei Tilgungen freizugeben? 

Bei der Wahlschuld besteht nur eine Forderung mit alternativem Inhalt. Bei der elektiven Konkurrenz bestehen mehrere Rechte wahlweise nebeneinander (§§ 179, 281, 283, 437) 

Im Zweifel wählt der Schuldner. Mit der Wahl ist die Leistung als von Anfang an alleine geschuldet (§ 263 II). 

7.
Bestimmung des Leistungsinhalts bei Ersetzungsbefugnis 

Bsp. 13:
Peter Trix vereinbart mit dem Verkäufer seines Neuwagens, dass der "Gebrauchte" in Zahlung genommen wird. Als er einen Käufer findet, der ihm mehr zahlt als der Händler, verkauft er an diesen. 

Die Ersetzungsbefugnis ist gesetzlich nicht geregelt (facultas alternativa). Die Leistung ist von Anfang an bestimmt, der Schuldner hat aber das Recht anstelle der geschuldeten Leistung eine andere zu erbringen. 

8.
Leistungsbestimmung durch Partei oder Dritten 

Bsp. 14: 
Peter Trix hat für sein Boot ein Winterlager gefunden. Der Mietvertrag wird für 5 Jahre abgeschlossen mit der Maßgabe, die ersten 2 Jahre fester Mietzins, danach kann der Vermieter angemessen erhöhen. 

Bsp. 15:
Bei einem anderen Vermieter hätte P.T. folgende Vertragsklausel akzeptieren müssen: Ändern sich die geldlichen oder wirtschaftl. Verhältnisse in einem Maße, dass es einer Partei nicht zugemutet werden kann, am Mietzins festzuhalten, so soll ein neuer Pachtzins vereinbart werden. Einigen sich die Parteien nicht, so soll ein von der IHK Magdeburg zu benennender SV den angemessenen Mietzins festlegen. 
a)
Bestimmung der Leistung durch eine Partei 

Grundsatz im SchuldR: 

Bestimmtheit bzw. Bestimmbarkeit der Leistung. 

Bei § 315 Vereinbarung ausdrücklich oder konkludent über Leistungsbestimmung durch eine Partei. 

Fehlt Einigung siehe § 316. 

Wenn Inhalt und Umfang der Leistung durch Wertmaßstäbe vorgegeben ist (siehe C I 5), kommt § 315 nicht zur Anwendung. Bestimmungsrecht kann nicht in das freie Ermessen oder freie Belieben einer Partei gestellt werden.
Klage wenn BestimmungsR nicht nach billigem Ermessen. 

Klageantrag:
Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger ab ... einen monatlichen Mietzins zu bezahlen, dessen Höhe in das Ermessen des Gerichts gestellt wird, 250.- € mtl. aber nicht überschreitet. 

Ötliche und sachliche Zuständigkeit 
b)
Bestimmung der Leistung durch einen Dritten 

Auf Dritten können sich die Parteien einigen. Sie können dessen Person
auch bestimmbar machen. Parteien können vereinbaren, dass der Schiedsgutachter 
· Leistung oder Leistungsmodalität (Zeit, Ort) oder 

· nur Tatsachen oder Tatbestandsmerkmale 

für die Parteien verbindlich festzustellen hat: 

Unterschiede: 

-
Schiedsvertrag (Vereinbarung zwischen den Parteien) 

-
Schiedsgutachtenvertrag (Vereinbarung zwischen Parteien und SV) 

-
Schiedsrichtervertrag (Vertrag einer Partei mit ihrem SV bei mehrgliedrigem Schiedsgericht) 

9.
Ergänzende Leistungsbestimmung über Treu und Glauben 

Bsp. 16:
Klaus Viel hat einen Schadenersatzanspruch gegen Susanne Trix aus Kaufvertrag wegen Fehlens zugerichteter Eigenschaften. Susanne Trix sagt Prüfung des Anspruchs zu. Nachdem Verjährung eingetreten ist, beruft sich S.T. auf diese. 

Bsp. 17:
P.T. und S.T. sind seit 2005 Mieter einer Wohnung. Nach dem Mietvertrag hat der Vermieter kalenderjährlich die Nebenkosten abzurechnen. Im Mai 2007 erteilt der Vermieter Abrechnung für 2005. Nachzahlung 400,-. Im Mai 2008 erteilt der Vermieter Abrechnung für 2006. Nachzahlung 500, -. Die Eheleute Trix verweigern Zahlung. 

Bsp. 18:
P.T. will ein Darlehen über 1000,- zurückzahlen. Es stellt sich heraus, dass er nur 999,- versehentlich mitgebracht hat. Der Darlehensgeber weist die Teilzahlung zurück und erhebt Klage. 

Bsp. 19:
Die Eheleute P.T.+ S.T. wollen vorzeitig ausziehen. Sie stellen als Nachmieter ein ausländisches Ehepaar mit 4 Kindern. Der Vermieter lehnt ab.
a)
Stellung des § 242 im Rechtssystem 

Keine griffige Formulierung des Gesetzgebers "Paarformel" als Generalklausel des Zivilrechts. 
Warnung! Nicht vorschnell auf § 242 zugreifen Systematik beachten; Fallgruppen! 
b)
Venire contra factum proprium – widersprüchliches Verhalten 

Im Verjährungsrecht stellt § 203 klar, dass bei schwebenden Verhandlungen Verjährungsfrist gehemmt ist (wichtig für Unfallregulierungen). Für vertragliche Ansprüche wird dieses Ergebnis über § 242 genommen. Der Schadenersatzpflichtige muss sich an seinem eigenen Verhalten festhalten lassen. Sein widersprüchliches Verhalten ist treuwidrig. Das Vertrauen, das sein Verhalten erzeugt hat, muss berücksichtigt werden.
· Verzicht auf außerordentl. Kündigung, Verlust des ordentlichen Kündigungsrechts.

· 9 Jahre Zahlung als Schuldner, kann nicht Passivlegitimation bestreiten (Palandt 242, Rz 55 ff.)
c)
Verwirkung 

Zeit- und Umstandsmoment

Bloßer Zeitablauf gibt Recht Einrede der Verjährung geltend zu machen. Wer mit seinem Verhalten eine Erwartungshaltung beim Vertragspartner erzeugt hat und dieser sich in diesen Vertrauen einrichtet, verliert seinen Anspruch.

Wegen neuem Verjährungsrecht nun weniger Bedeutung.
d)
Unzulässige Rechtsausübung 

Die Ausübung eines Rechts ist unredlich und damit unzulässig, wenn mit ihr die durch Vertrag oder Gesetz geschützten Interessen abredewidrig erreicht werden sollen. (Hier § 266 unredlich in Anspruch genommen). 
· Geltendmachung aus Vertrag, der unter erkanntem Missbrauch der Vertretungsmacht zustande gekommen ist

· Geltendmachung einer unwahren Gegendarstellung (Palandt 242, Rz 38 ff.)

e)
Unzumutbarkeit 

Einer Vertragspartei darf nicht unbillig eine rechtliche Möglichkeit aufgezwungen werden. Allerdings ist wirtschaftliche oder finanzielle Leistungsfähigkeit kein Entschuldigungsgrund. Leistungsverlangen bei fehlender Leistung der gegenseitigen Leistungspflicht (§ 320).
10.
Nebenleistungs- und Verhaltenspflichten 

Der Inhalt der Leistungspflichten wird gesichert und unterstützt durch Neben- und Verhaltenspflichten. Diese Pflichten können ausdrücklich vereinbart werden, sie bestehen z.T. auf Grund des Gesetzes oder ergeben sich über § 242. Nebenleistungen und Verhaltenspflichten sind stets im Zusammenhang mit der Hauptleistungspflicht und dem vertraglichen Gefüge zu sehen. 
a)
Nebenleistungspflichten 

Bsp. 20:
P.T. kauft eine EDV-Anlage und vereinbart mit Käufer deren Installation in seiner Wohnung. 

Bsp. 21:
P.T. kauft einen gebrauchten Kompressor. Er verweigert Zahlung, bis ihm das dazugehörige Prüfbuch ausgehändigt wird. 

Bsp. 22:
S.T. eröffnet in einer Ladenpassage eine Boutique. Sie fragt, ob sie vom Verpächter auch ohne ausdrückliche Vereinbarung Wettbewerbsschutz verlangen kann. 

Die Parteien können Nebenleistungspflichten ausdrücklich vereinbaren. 

Evtl. ist Vertragsauslegung erforderlich. 

Nebenleistungspflichten ergeben sich z.T. aus dem Gesetz (§§ 402, 436, 618, 666, 681 S. 2, 713) 

Auch ohne Vereinbarung oder gesetzlicher Regelung bestehen Nebenleistungspflichten aus § 242, z. B.:
· Wettbewerbsschutz für Freiberufler; gegebenenfalls auch sonst 

· Rücksichtnahmepflicht bei Vertragsabschluss 

· Nachwirkende Treuepflicht; Hinweisschilder nach Auszug 
b)
Verhaltenspflichten 

Bsp. 23:
S.T. verkauft ihre Boutique und eröffnet in der gleichen Ladenpassage eine neue. 

Die vertragsgemäße Erfüllung des Vertrages ist nicht schon mit der Hauptleistung gegeben. 

Bsp. 24:
-
Eine abgetretene Forderung darf nach Zession nicht mehr eingezogen werden.
-
Die Bank ist zur Vertraulichkeit verpflichtet.
-
Der Verkäufer muss auf aggressive Substanzen im Kaufgegenstand hinweisen.
-
Der Verkäufer eines Gebraucht-Pkw muss auf Schäden, außer Bagatellschäden, hinweisen.
-
Verkehrssicherungspflichten des Kaufhausbetreibers.
-
Overbooking im Flugverkehr.
c)
Obliegenheiten 

Bsp. 25:
P.T. vergisst bei einer Privathaftpflichtversicherung einen Schaden anzumelden. / Macht falsche Angaben 

Obliegenheiten sind Verhaltensanforderungen an Vertragspartei, die bei Meidung von R-Nachteilen erfüllt werden müssen.
- § 377 HGB 

- § 254 II 

- §§ 6, 62 VVG 

11.
Leseprogramm und Übungen
Übungsaufgabe:
Beschaffen Sie sich bei der Internationalen Handelskammer in Paris die Incoterms! 

Fragen:
Nennen Sie Möglichkeiten, den Leistungsinhalt eines Schuldverhältnisses im engeren Sinn zu bestimmen! 


Nennen Sie Möglichkeiten die Generalklausel des 
§ 242 bei der Bestimmung des Leistungsinhalts zu katalogisieren 

Übungsfall:
Alpmann und Schmidt, S. 30 

IV.
Leistungsmodalitäten

Leistungsmodalitäten 




	Leistungszeit
	Leistungsort
	Leistung durch Dritte
	Teilleistung



	Wann darf bzw. muss geleistet werden?
	Wo ist zu leisten?
	Persönliche Leistungserbringung oder durch Dritte?
	Sind Teilleistungen zulässig?


Unter dem Begriff Leistungsmodalitäten versteht man die Klärung folgender Fragen:

· Wann darf bzw. muss geleistet werden? (Leistungszeit) 

· Wo ist zu leisten? (Leistungsort) 

· Wer muss bzw. darf leisten? (Leistung durch Dritte) 

· Sind Teilleistungen zulässig? 

1. 
Leistungszeit 

Bsp. 26:
P.T. hat einen arbeitsrechtlichen Aufhebungsvertrag im Kündigungsschutzprozess mit Abfindungszahlung geschlossen. Er will sofort die Zahlung, hilfsweise Zahlung + Verzinsung.
Bsp. 27:
S. T. hat bei Ihrer Bank ein Darlehen aufgenommen. Laufzeit 5 Jahre, Zinssatz 8,5 %. Sie erbt einen größeren Betrag und möchte sich nach 2 Jahren Laufzeit entschulden. 

Vorrangig ist für Leistungszeit die vertragliche Vereinbarung entscheidend. Die Fälligkeit tritt erst mit diesem Zeitpunkt ein (Vorfälligkeitsentschädigung). Ist keine Vereinbarung zur Fälligkeit vorhanden, § 271 I. Bei Zweifelsregel des § 271 I Interessenlage beachten. 
Ist eine Leistungszeit nicht vereinbart, so kann gesetzliche Regelung eingreifen, sie geht der Zweifelsregel § 271 vor. (§§ 556, 581 II, 604, 609, 614, 641, 695, 721, 1361 IV, 1585 I, 1612 III). 

a)
Stundungsabrede 

Fälligkeit wird hinausgeschoben; d. h. kein Verzugsschaden, keine Zinsen 

b)
Klauseln 

- Netto Vorkasse 

- Kasse gegen Faktura 

- Kasse gegen Dokumente (Verladepapiere) 

- Besserung 

- Verfallklausel bei Ratenzahlungsvereinbarung 

2.
Leistungsort 

Bsp. 28:
P.T. kauft auf der Handwerkermesse in München eine Ständerbohrmaschine. Lieferung in 2 Wochen. Er meint, die Maschine müsste ihm nach Berlin zugestellt werden. 

Bsp. 29:
S.T. bestellt Heizöl bei ihrem am Ort ansässigen Heizölhändler. Dieser meint Leistungsort sei seine Niederlassung. 

Der Leistungsort ergibt sich zunächst aus der Parteivereinbarung. Vom Leistungsort hängt es ab, ob im Einzelfall 
- Holschuld 

- Bringschuld 

- Schickschuld vorliegt. 
a)
Leistungsort 

Ist der Ort, an dem der Schuldner seine vertragliche Leistung zu erbringen hat. Beim Kauf also Sitz/ Wohnung des Verkäufers hinsichtlich Übergabe + Übereignung. Beim Kauf geht dort die Gefahr über (§§ 446, 447). Es liegt nach dem Willen des Gesetzgebers im Zweifel Hol- bzw. Schickschuld vor (§ 269). 

b)
Platzgeschäfte 

Leistungsort ist immer die politische Gemeinde. Wenn beide Parteien am gleichen Ort wohnen, dann Sitz/ Wohnung des Schuldners. 

Bei Belieferung mit Gegenständen, die Gläubiger (Käufer) selbst oder nur schwerlich holen kann wird von der Rspr. Bringschuld angenommen (Kohlen, Heizöl, sperrige Güter, dto. Strom, Wasser, Fernwärme) 

(Aus den Umständen ... ergibt sich Bringschuld.) 

c)
Leistungsort – Erfüllungsort 

Leistungsort und Erfüllungsort können auseinanderfallen z. B. Kauf:
Übergabe in M, Übereignung in B (Gebrauchtwagen, Übergabe des Briefes).
Der Gesetzgeber verwendet die Begriffe synonym. 

d)
Holschuld 

Schuldverhältnis



	Holschuld
	Bringschuld
	Schickschuld


	Gläubiger muss Leistung beim Schuldner holen
	Schuldner muss Leistung dem Gläubiger bringen
	Schuldner muss Leistung für den Gläubiger auf den Weg bringen


Immer dann, wenn sich nicht aus Vereinbarung oder den Umständen etwas anderes ergibt.
Regelfall:
Gläubiger (Käufer) muss also mit seinem Transportmittel abholen. Gefahrenübergang §§ 446 I, 447 I 

e)
Bringschuld 

Bei vertraglicher Vereinbarung; Leistungsort ist Wohnsitz/ Sitz des Gläubigers sonst bezeichneter Ort 

Klauseln:
- Frei Haus


- Incoterms z. B. vgl. Baumbach/ Duden/ Hopt Anh. 6 

Verkäufer muss Transport organisieren und Kosten tragen 

Gefahrenübergang: Schuldner (Verkäufer) trägt Transportgefahr (für Beschädigung und Untergang) Gefahr geht auf Gläubiger (Käufer) erst mit Aushändigung am Bestimmungsort über. 

Vereinbarung des Leistungs-, Erfüllungsortes für Gerichtsstand unbeachtlich (§ 29), es sei denn Kaufleute §§ 12 ff., 38 ff. ZPO. 

f)
Schickschuld – Versendungskauf 

Schuldner (Verkäufer) verpflichtet sich, für den Gläubiger (Käufer) an dessen Sitz/ Wohnsitz oder sonst bezeichneten Ort zu versenden. 

Unterfall der Schickschuld ist Versendungskauf. Leistungsort ist wie bei Holschuld Sitz des Verkäufers (§269 III) Bestimmungsort ist nicht Leistungsort. Leistungsort bleibt Sitz/ Wohnsitz des Schuldners. 

Schuldnerpflicht ist auf Übergabe an Transporteur beschränkt. Auch mit eigenen Mitteln und Arbeitnehmern des Schuldners möglich. 

Kosten des Transports trägt Gläubiger (Käufer) § 448 I; dazu gehört Verpackung, Zoll-Verladekosten, Frachtkosten.
cif-Klausel ist Versendungskauf
Gefahrübergang tritt mit Übergabe an Transporteur ein. Käufer trägt von diesem Zeitpunkt an das Risiko der Verschlechterung, Beschädigung, des Untergangs (§ 447 I).
Bei der Bringschuld reist die Ware auf Gefahr des Verkäufers. 

Bei der Schickschuld reist die Ware auf Gefahr des Käufers.
3.
Incoterms, Tradeterms, Handelsklauseln 

Baumbach/ Hopt Anh. 6 

Baumbach/ Hopt § 346 RZ 39 
4.
Geldschuld 

Zahlungsort
§ 270 

Schickschuld mit Gefahrtragung durch Schuldner 

Gilt für Wertstellung und Rechtzeitigkeit 

Schuldner trägt Kosten
Rechtzeitigkeit: Absendung, Scheckversendung 

5.
Leistung durch Dritte 

Bsp. 30:
P.T. ist ein sehr geschickter Handwerker. Er betreibt einen kleinen Handwerksbetrieb. Wegen seiner Geschicklichkeit wird er von Fa. Hoch beauftragt. Kann er wegen Terminkollision einen Subunternehmer beauftragen? 

§ 267 

Unterscheide Substitution durch Subunternehmer und Einsatz von eigenen Mitarbeitern unter Anleitung des Schuldners. 

6.
Teilleistung 

§ 266; jedoch Treu und Glauben 

7.
Leseprogramm und Übungen 

Übungsaufgabe:
Klären Sie, ob die Klausel, "Erfüllungsort ist ..." eine Bedeutung für den Gerichtsstand hat. Lesen Sie §§ 19 ff., 38 ff. ZPO 

Fragen:
Wie hängen die Begriffe Hol-; Bring- und Schickschuld mit der Gefahrtragung zusammen? 


Nennen sie einige Incoterms und beschreiben Sie deren Inhalt nach Ort der Leistung und Gefahrtragung! 

Übungsfälle:
Hirsch S. 21 


Hirsch S. 30 


Hirsch S. 32 

V.
Leistung Zug-um-Zug
1.
Einrede des nicht erfüllten Vertrages 

Bsp. 31:
Die Eheleute P.T. + S.T. haben eine Wohnung gemietet. Über die Fälligkeit des Mietzinses ist nichts vereinbart. Der Vermieter möchte die Haus- und Wohnungsschlüssel nur herausgeben, wenn die erste Monatsmiete bezahlt ist. 

Bsp. 32:
P.T. hat einen gebrauchten Rasenmäher verkauft. Über die Zahlungsmodalitäten ist nichts vereinbart. Er will nur leisten, wenn der Käufer bezahlt hat.
Die Frage wann und wie die Partner eines gegenseitigen Vertrages ihre Leistung zu erbringen haben, regelt § 320 I 1. 

a)
Gegenseitiger Vertrag 

Begriff; Synallagma 

Kein Vertragspartner braucht zu leisten, wenn er nicht seinerseits die Gegenleistung erhält. 

Die Leistungen müssen bei § 320 im Gegenseitigkeitsverhältnis stehen. 

Im Gegenseitigkeitsverhältnis stehen z. B.: 

-
Übergabe + Übereignung/ Kaufpreis-Zahlung 

-
Gebrauchsüberlassung/ Mietzinszahlung 

-
Dienstleistung/ Entgeltzahlung 

Nicht im Gegenseitigkeitsverhältnis stehen z. B.: 

-
Auskunftspflicht (§ 444)/ Kaufpreiszahlung 

-
Nebenkostenzahlung/ Gebrauchsüberlassung 

-
Pünktliche Dienstleistung/ Entgeltzahlung 

b)
Nichterfüllung durch Vertragspartner 

Bei Geringfügigkeit keine Einrede nach § 320 (§ 320 II) 

z. B. Computeranlage über 200.000,-; 4 Std. Einführung des Personals fehlt noch. 

c)
Keine Vorleistungspflicht 

Gesetzlich geregelte Vorleistungspflicht 

§§ 556b, 614, 641 (Großprojekte Teilzahlungen; Miete Vorleistung) 

Maßgebend vertragliche Vereinbarung 

z. B.:
- Netto Vorkasse Vorleistung Käufer 


- cash against documents Vorleistung Käufer bei Dokumenten 

d)
Eigene Vertragstreue 

Rechtsmissbrauch, wenn Leistung verlangt wird, ohne Gegenleistung erbringen zu können. 

e)
Rechtsfolgen 

Verurteilung Zug um Zug § 322 

f)
Praktische Hinweise 

-
Nachnahme

-
Während § 320 kein Verzug 

-
Akkreditiv
2.
Allgemeines Zurückbehaltungsrecht 

Bsp. 33:
Als S.T. die Stromrechnung für ihre Boutique nicht mehr bezahlen kann und Rückstände aufgelaufen sind, stellt das E-Werk ihr den Strom ab. Kann das E-Werk das auch für die Wohnung der 
Fam. T. tun? 

a)
Interessenlage 

wie bei § 320
Bsp. 34:
ZbR wegen fehlender Rechnung für Steuer 


ZbR wegen Verweigerung Quittung auszustellen 

b)
Fälligkeit des Anspruchs, Schuldner – Gläubiger 

Schuldner des Anspruchs muss Gläubiger des Gegenanspruchs sein. Kein ZbR im Dreiecksverhältnis. 

c)
Konnexität der Ansprüche 

Für § 273 müssen beide Ansprüche aus demselben rechtlichen Verhältnis stammen. 

Bei Gegenseitigkeit § 320! 

Es muss nicht derselbe Vertrag sein, nur ein enger natürlicher und wirtschaftlicher Zusammenhang (BGH NJW 91, 2645) für Eingangsfall verneint. 

Wenn allerdings Wohnung + Boutique in einem Haus, wäre enger und wirt. Zusammenhang zu bejahen. 

Kein Verzug während § 273! 

3.
Leseprogramm und Übungen 

Übungsaufgabe:
Beschaffen Sie sich bei Ihrer Hausbank Formulare und Unterlagen zum Akkreditiv. 

Fragen:
Was ist der Unterschied zwischen ZbR und § 320? 


Was versteht man unter Konkretisierung und welche Bedeutung hat sie bei Hol-, Bring- und Stückschuld? 


Können mangelhafte Sachen der Konkretisierung unterliegen? 

Übungsfälle:
Nr. 8 bei Hirsch (S. 44) 


Nr. 9 bei Hirsch (S. 48)
VI.
Bestimmung des Leistungsinhalts bei Stück- u. Gattungsschuld
Bsp. 35:
Beispiel wie Hirsch S. 39 
1.
Begriff
§ 243 

Gattungsschuld ist die Verpflichtung zur Übergabe einer Sache, die im Zeitpunkt der Begründung der Verpflichtung nicht konkret individuell, sondern nur nach Merkmalen bestimmt ist. 

Der Schuldner bestimmt, mit welcher konkreten Sache er seine Verpflichtung erfüllen will. 

Hauptfall: Gattungskauf 

Aber auch andere Bereiche sind einbezogen z. B. Schenkung, Miete, Leihe, Leasing. 

Unbeschränkte Gattungsschuld 

Der Schuldner muss aus der gesamten Gattung, d. h. weltweit zur Beschaffung verpflichtet, liefern. 

Beschränkte Gattungsschuld (Vorratsschuld) 

Hier muss der Schuldner nur aus seinem "Vorrat" z. B. Lager, Fabrikation, Bauernhof etc. liefern. 

Stückschuld 

Hier ist z. Z. der Begründung der Verpflichtung die Leistung konkret - individuell bestimmt:
-
Gebrauchte Gegenstände 

-
Ausgewählte Gegenstände 

-
Einmalige Gegenstände 

2.
Gattungsschuld 

a)
Lieferung mittlerer Art und Güte 

Bei Fabrikwaren i. d. R. ohne Bedeutung 

Bei Naturprodukten von Bedeutung 

b)
Entscheidend ist Zeitpunkt 

Unterscheidung Stück- und Gattungsschuld muss z. Z. der Begründung der Verpflichtung erfolgen meist Vertragsabschluss. 

Es kommt auf Vereinbarung an:
- Diese 3 Orangen 

- 1 Kilo Orangen
c)
Unterschied Gattungsschuld, vertretbare und nicht vertretbare Sachen 

§ 91 vertretbare Sachen/ Schuldverhältnis 

nichtvertretbare Sachen (individuelle)/ Schuldverhältnis 

Vertretbare Sachen 

- Naturprodukte 

- fabrikneue Serienerzeugnisse 

- Geld 

Nichtvertretbare Sachen 

- Kunstwerke 

- Sonderanfertigungen 

- gebrauchte Sachen 

d)
Gattungsschuld 

Solange die Lieferung aus der Gattungsschuld möglich ist, hat der Schuldner zu leisten (Grenze § 242) 

e)
Beschränkung bei Vorratsschuld 

Vorteil für Schuldner: Bei Untergang seines "Vorrats" oder bei endgültigem Ausfall seiner Produktionsanlagen wird er von der Lieferpflicht frei. 

f)
Konkretisierung der Gattungsschuld (Konzentration) 

§ 243 II 

Die Ungewissheit, mit welcher Sache geleistet werden soll, muss für den Schuldner irgendwann ein Ende haben. 

Ob "das seinerseits Erforderliche" getan ist, richtet sich danach, ob Hol- oder Bring- oder Schickschuld vorliegt. 

aa)
Holschuld
-
Schuldner muss Ware aussondern, d. h. von anderer Ware trennen und für den Gläubiger kennzeichnen.
-
Danach muss der Schuldner dem Gläubiger wörtlich anbieten.
-
Wenn T. nach dem Kalender bestimmt ist, braucht ein Angebot nicht zu erfolgen (entspricht § 269).
bb)
Schickschuld 

Schuldner muss die Sache auf den Weg bringen (an Frachtführer übergeben oder selbst Transport durchführen lassen)
cc)
Bringschuld 

Sache muss vom Schuldner am Leistungsort dem Gläubiger angeboten werden 

g)
Vertragliche Qualität 

In allen Fällen tritt Konkretisierung nicht ein, wenn Schuldner nicht mittlere Art und Güte leistet. Das gilt auch, wenn die Sache mangelhaft i. S. d. 
§§ 434 ist.
h)
Rechtsfolgen der Konkretisierung 


Schuldverhältnisse 




	Stückschuld
	Gattungsschuld
	Wahlschuld

	Es wird ein bestimmtes (spezielles) Stück geschuldet.

Nach Konkretisierung der Gattungsschuld Gefahrenübergang. 
	Es wird ein Stück aus der Gattung geschuldet.

Bis zur Konkretisierung Gefahr beim Schuldner, dann Gefahrenübergang.

	Nur eine Leistung nach Wahl des Schuldners
Bis zur Wahl und Konkretisierung Gefahr beim Schuldner.




	
	Sonderform:

Beschränkte Gattungsschuld
	

	
	Es wird nur aus dem Vorrat geschuldet. 

Bis zur Konkretisierung Gefahr beim Schuldner, dann Gefahrenübergang 


	



Konkretisierung



	Bei Holschuld
	Bei Schickschuld
	Bei Bringschuld

	Schuldner muss Ware aussondern, kennzeichnen

Schuldner muss Gläubiger anbieten, außer bei kalendermäßiger Bestimmung
	Schuldner muss die Ware auf den Weg bringen


	Schuldner muss die Ware am Leistungsort dem Gläubiger tatsächlich anbieten




Rechtsfolge - Konkretisierung:
D. h.:
Leistungsbeschränkung auf die konkretisierte Sache. Aus Gattungsschuld wird Stückschuld. Die strenge Haftung besteht nicht mehr. Geht die konkretisierte Sache unter, wird sie verschlechtert oder zerstört, muss Schuldner nicht mehr leisten (§ 275), sofern ihn kein Verschulden trifft. Andernfalls finden §§ 280 ff. Anwendung.

Konkretisierung und Gefahrenübergang


Gattungsschuld


Konkretisierung

(§ 243 II mit Gefahrenübergang)

Stückschuld


Zufälliger Untergang;

Zufällige Verschlechterung



Leistungsgefahr beim Gläubiger
Preisgefahr beim Schuldner

§ 275
d. h. §§ 325, 447

Beschränkung auf die Sache. Aus der Gattungsschuld wird eine Stückschuld. 

Wichtig für Schuldner, weil nunmehr die strenge Vorschrift nicht mehr anwendbar ist. Wenn die konkretisierte Sache ohne Verschulden des Schuldners untergeht, verschlechtert und oder zerstört wird, braucht er nicht nochmals zu leisten. 

Die Rechtsfolgen richten sich dann nach den Unmöglichkeitsvorschriften 
(§§ 275, 280, 323 ff.) 

3.
Leseprogramm und Übungen 

Übungsaufgabe:
Verfolgen Sie bei Gattungskauf 

- einen alltäglichen 

- einen wirtschaftlichen 


Kaufvertrag von Anfang bis Ende in Konkretisierung und möglichen Stationen des Gefahrenübergangs. 

Übungsfälle:
Nr. 55 A+S (S. 284) 


Nr. 56 A+S (S. 288)
D.
Erlöschen von Schuldverhältnissen
I.
Lehrziel
· Erkennen, wie ein störungsfreies Schuldverhältnis erfüllt wird 

· Erfüllungsvarianten kennen 

· Voraussetzungen und Wirkung der Erfüllung erläutern können 

· Unterscheidung Erfüllung und Leistung erfüllungshalber treffen können 

Bsp. 36:
Die Peter Steiner GmbH leiht sich bei der Party-Service KG zur Eröffnung ihrer Niederlassung in B-Burg moderne Accessoires aus. Wie erlischt das Schuldverhältnis? 

II.
Begriff und Bedeutung 


Erlöschen des Schuldverhältnisses 

· Erfüllung §§ 362 – 371 

· Hinterlegung §§ 372 – 386 

· Aufrechnung §§ 387 – 396 

· Erlass §§ 398 

zusätzlich 

· Nachträgliche Unmöglichkeit § 275 

· Eintritt einer auflösenden Bedingung § 158 

· Zeitablauf § 163, 620 

· Verwirkung § 242 

· Wirksame Kündigung z. B. §§ 621, 622, 565
Erlöschen bedeutet ersatzlose Beendigung, auch Wegfall genannt, des Schuldverhältnisses. Das BGB regelt das Erlöschen des Schuldverhältnisses in §§ 362 ff. BGB. Dort sind 4 Erlöschensgründe genannt: 
· Erfüllung §§ 362 - 371 

· Hinterlegung, Selbsthilfeverkauf §§ 372 - 386 

· Aufrechnung §§ 387 - 396 

· Erlass § 397 

zusätzlich
· nachträgliche Unmöglichkeit § 275 

· Eintritt einer auflösenden Bedingung § 158 

· Zeitablauf §§ 163, 620 

· Verwirkung § 242 

· wirksame Kündigung 

· Konfusion (Forderung und Schuld vereinigen sich in einer Person, z. B. Erbfolge § 1922) 

· ersatzloser Wegfall eines Schuldners (praktisch nur bei jur. Person denkbar) 

Das Erlöschen des Schuldverhältnisses hat erhebliche praktische Bedeutung, da es eingegangen ist, um die Leistungen zu erbringen. 

III.
Erfüllung 

Erfüllung ist die Bewirkung der geschuldeten Leistung (§ 362 I). Es kommt auf den Eintritt des Leistungserfolges an. 

Bsp. 37:
Die Eheleute V verkaufen an Frau K ein Grundstück durch not. Vertrag bei Notar Dr. Notte. Es wurde vereinbart Zahlung auf Notaranderkonto. Dr. Notte sollte den Betrag überweisen, sobald K im Grundbuch eingetragen war. Dr. Notte veruntreute den Betrag. Hat K erfüllt? (Nach Hirsch S. 69) 

1.
Erfüllung einer Geldschuld 

Barzahlung, d. h. Übereignung von Banknoten und Münzen steht Überweisung gleich, wenn es so vereinbart ist. Bekanntgabe auf Briefbögen etc. reicht zur Annahme einer Vereinbarung aus. 

Bei Überweisungen kann ein bestimmtes Konto vereinbart werden. Dann nur Erfüllung, wenn auf dieses Konto bezahlt wird (wichtig für Fälle, in denen ein Konto gepfändet ist!). 

Schuldner darf nicht vor Fälligkeit gegen den Willen des Gläubigers leisten. (Zahlung im Juni 1948 kurz vor Währungsreform in Reichsmark!) 

Erfüllung kann auch durch einen Dritten erfolgen. 

Zahlung muss an Gläubiger, kann aber auch an Dritten erfolgen, wenn Gläubiger zustimmt. §§ 362 II,185. Der Gläubiger muss nicht nur zustimmen, 
sondern auch den Willen haben, dass dadurch Erfüllung eintritt (nicht bei Notaranderkonto). 

Zuordnung von Schuld und Leistung erfolgt nach §§ 366, 367. 

Bsp. 38:
Die Peter Steiner GmbH hat bei ihrem Lieferanten Zahlungsverpflichtungen aus mehreren Lieferungen. Sie leistet ohne Benennung, auf welche Schuld sie zahlt, eine a´conto Zahlung: Welche Schulden sind erfüllt? 

Rechtsfolge der Erfüllung ist das Erlöschen des Schuldverhältnisses i.e. Sinn. Erst wenn bei gegenseitigen Verträgen auch die Gegenleistung erfüllt ist, erlischt das Schuldverhältnis i. w. Sinn. 

Quittung, ZbR
Bsp. 39:
Die Fa. Schadt Computer GmbH verlangt für eine quittierte Rechnung 30,- EUR. 

Erfüllungsvertrag 

· Vertragstheorie 

· Theorie der realen Leistungsbewirkung ( h. M.; erkennbare Leistung) 

· Theorie der finalen Leistungsbewirkung ( Zweckbestimmung) 

2.
Andere Schuldformen, Erfüllung 

Es gilt das zu 1) Erfüllung einer Geldschuld ausgeführte entsprechend. 

Besonderheiten, wenn Sachleistung mangelhaft ist. Dann erlischt das Schuldverhältnis i. e. Sinn nicht. An die Stelle des Primärschuldverhältnisses tritt dann das Sekundärschuldverhältnis mit seinen Gewährleistungsansprüchen. 

3.
Leistung und Annahme an Erfüllung Statt 

Bsp. 40:
Die Schneider & Schneider OHG, deren Geschäftszweck der Handel mit Antiquitäten ist, ist in Liquiditätsschwierigkeiten. Da sie nicht bar bezahlen kann, gibt sie ein Möbelstück in Zahlung. Das Möbelstück stellt sich nach Übergabe und Übereignung als fehlerhaft heraus. Welche Rechte hat der Gläubiger? 

Bsp. 41:
Die Gebrüder Knoll KG nimmt an Stelle Barzahlung von ihrem 


Schuldner die Abtretung einer Forderung an. Nachträglich stellt sich heraus, dass die Forderung nicht besteht. Kann sie nun Zahlung verlangen?

Bsp. 42:
Die Peter Steiner GmbH zahlt bei ihrem Lieferanten mit " Dreimonatsakzept ". Bei einem Brand im Büro des Lieferanten wird die Wechselurkunde zerstört. Muss die Steiner GmbH nochmals einen Wechsel ausstellen? Wenn ja, mit welcher Laufzeit? Muss sie zahlen? 

Bsp. 43:
Peter Trix zahlt mit Euroscheck seiner Bank unter Angabe seiner Scheckkarten Nr.. Welche Konstruktion liegt vor? 

a)
Leistung an Erfüllung Statt 

Leistung an Erfüllung Statt ist eine von der geschuldeten Leistung abweichende Leistung, die vom Gläubiger als vollwertiger Ersatz angesehen wird. 

Hauptfall ist die Banküberweisung. 
weiterer prakt. Fall: Inzahlungnahme, Abtretung 
Vereinbarung zwischen den Parteien erforderlich. 
Auslegung erforderlich 
Die Schuld erlischt. 
Ist die Sache mangelhaft, so bestehen gem. § 365 Gewährleistungsansprüche aus Kauf. 
Besteht die Forderung nicht, ist dennoch Erfüllung eingetreten. 

b)
Leistung erfüllungshalber 

Leistung erfüllungshalber 


Wechsel


Steiner GmbH
Lieferant


§ 433


§ 433
Trix

Verkäufer


EC-Vertrag
Garantievertrag

Bank
Leistung erfüllungshalber ist eine von der geschuldeten Leistung abweichende, die der Gläubiger nicht als vollwertige Ersatzleistung akzeptiert, aus der er aber Befriedigung verspricht zu suchen. 

Zweifelsregelung § 364 II 

Auslegung der Willenserklärung erforderlich. 

Das Grundverhältnis erlischt nicht. Im Gegensatz zur Leistung an Erfüllung Statt. 

Die Grundforderung ist nur gestundet. Der Gläubiger ist verpflichtet, aus der erfüllungshalber vereinbarten Leistung Befriedigung zu suchen. 

Wenn die erfüllungshalber vereinbarte Leistung erbracht wird, erlischt das Schuldverhältnis. Wenn nicht, kann der Gläubiger auf das Grundgeschäft zurückgreifen. 

IV.
Hinterlegung 

Bsp. 44:
Der Lohnsteuerhilfeverein Stuttgart e. V. hat sich streitig gespalten in einen Lohnsteuerhilfeverein Stuttgart Süd e. V. und Stuttgart Nord e. V. Beide behaupten, sie seien gegenüber Peter Trix der rechtmäßige Nachfolger und verlangen die Jahresgebühr. Was macht P. T.? 

1.
Hinterlegungsgrund 

Gläubigerverzug §§ 293 ff. ( insbes. § 295 bei Abholung) 

Person des Gläubigers 

2.
Verfahren 

HinterlegungsO ( Schönfelder Nr. 121) 

Hinterlegungsstelle ist das Amtsgericht 

3.
Wirkungen 

a)
Mit Rücknahmerecht 

Schuld wird nicht getilgt. Schuldner kann Gläubiger aber auf hinterlegte Sache verweisen. 

Geht die Sache bei der Hinterlegungsstelle unter, wird Schuldner gem. 
§ 275 frei. Er behält den Anspruch auf die Gegenleistung (Ausnahme von § 323). Schuldner braucht keine Zinsen zu zahlen. 

Interessenlage: Wenn sich Gläubiger nicht meldet, Rückgabe

b)
Ohne Rücknahmerecht 

Erfüllung 

V.
Selbsthilfeverkauf 

Bsp. 45:
Die Schnell GmbH & Co. KG hat sich eine Verkaufsmethode ausgedacht. Sie behauptet, ausgewählte Personen gehörten zu besonders Glücklichen, die von dem Supersonderangebot " Mini - Staubsauger 3000 " Gebrauch machen dürften und versenden diese mit Rechnung u. a. an Susanne Trix. Die verlangt per Fax Rücknahme. Was tut sie danach? 

1.
Voraussetzungen 

· Hinterlegungsunfähige Sache 

· Annahmeverzug des Gläubigers 

· Grund in der Person des Gläubigers und Ungewissheit 

· Verderb zu besorgen 

· Aufbewahrung unverhältnismäßige Kosten 

· Androhung der Versteigerung 

Ausnahme: Verderb, Gefahr (§ 384) 

2.
Durchführung 

Versteigerung durch Gerichtsvollzieher oder auch andere gesetzlich genannte Personen (§ 383 III) 

Benachrichtigung des Gläubigers 

Erlös hinterlegen 

3.
Wirkung 

Erfüllung 

VI.
Aufrechnung 

§§ 387 - 396 

Bsp. 46:
Die Peter Steiner GmbH hat ein Darlehen bei ihrer Hausbank aufgenommen. Zinssatz 7,5 %. Als die Zinsen fallen will sie Zinssenkung vereinbaren. Die Bank lehnt ab. Darauf nimmt die Steiner GmbH ein Darlehen bei einer anderen Bank auf und überweist an die Hausbank. Sie erklärt Aufrechnung. 

1.
Begriff und Bedeutung 
Aufrechnung ist die Tilgung zweier einander gegenüberstehender Forderungen durch einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung (Verrechnung) 

Tilgungserleichterung; Verfügungsgeschäft 

2.
Voraussetzungen 

a)
Gegenseitigkeit 

Das heißt der Schuldner einer Forderung ist Gläubiger der anderen Forderung. 

Ausnahme § 406 

b)
Gleichartigkeit 

gleiche vertretbare Sachen, z. B. Geld 

Die Forderungen müssen nicht aus demselben rechtlichen Verhältnis stammen. 

c)
Durchsetzbarkeit 

Aktivforderung muss bestehen und fällig sein. Es muss Einredefreiheit gegeben sein. 

d)
Erfüllung der Gegenforderung 

Leistungszeit, § 271 

3.
Wirkung 

§ 389 

Soweit sich die Forderungen decken, erlöschen sie. Zeitpunkt in dem sich die Forderungen aufrechenbar gegenüber standen. Das heißt ab dieser Rückwirkung keine Zinsen, kein Verzug. 

Bei unterschiedlicher Höhe teilweise Tilgung. 

4.
Aufrechnung mit verjährter Forderung 

§ 215 

5.
Ausschluss der Aufrechnung 

· Stammt die Hauptforderung aus unerlaubter Handlung (§ 393) ist eine Aufrechnung nicht möglich. Das Opfer einer unerlaubten Handlung kann immer Bezahlung der Schadensforderung verlangen.
· Ausschluss durch Parteivereinbarung + AGB; AGB: nur möglich mit rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Forderung.
Bsp. 47:
Bei der Peter Steiner GmbH scheidet zum 31.03. ein Mitarbeiter aus. Die Geschäftsführung stellt fest, dass erhebliche Überzahlungen a. G. Vorschuss und außerdem erhebliche Schadensersatzforderungen bestehen, zusammen 15.000,- EUR; Die GmbH möchte gegen das Märzgehalt, das netto 1750,- EUR beträgt, aufrechnen. Der Arbeitnehmer ist verheiratet und seiner Ehefrau sowie 2 schulpflichtigen Kindern gegenüber unterhaltspflichtig. Kann die GmbH 1750,- EUR einbehalten? 

· Gegen eine unpfändbare Hauptforderung kann nicht gem. § 394 aufgerechnet werden.
§§ 850 ff. ZPO Arbeitseinkommen vgl. Tabelle Anhang zu § 850 c 

§§ 54 ff. SGB I Erziehungsgeld, Mutterschaftsgeld, Kindergeld etc. 

VII.
Erlass 

Bsp. 48:
Der Vorstandsvorsitzende Dr. Heiß der Südmetall AG kündigt seinem Assistenten Schnell. Bei den Abwicklungsgesprächen erlässt er ihm die Rückzahlung des in Anspruch genommen Arbeitgeberdarlehens. Dabei ist Heiß etwas zu generös. Das ärgert Schnell. Muss er annehmen? 
Vertrag erforderlich. Das heißt einseitiger Verzicht auf eine Forderung nicht möglich. Jedoch konkludente Handlung beachten. 

Rechtsdogmatisch ist Erlassvertrag Verfügungsgeschäft. Die Forderung erlischt mit Abschluss des Vertrages. 

Beachte: Vertrag betreffend Schuldverhältnis i. e. S. 

Ansonsten Aufhebungsvertrag. 

Negatives Schuldanerkenntnis: § 397 II; formfrei im Gegensatz zu § 781.
VIII.
Leseprogramm und Übungen 

Übungsaufgabe:
Suchen Sie sich zu den AGB´s einige Aufrechnungsklauseln zusammen und prüfen Sie diese an Hand des AGB-G und der Rechtssprechung.
Übungsfälle:
Löse selbständig Fälle 14-16 bei Hirsch (S. 76, 80, 86).
E.
Verantwortlichkeit des Schuldners
I.
Lehrziel
· Verständnis für Haftung erzielen 

· Haftungsarten beherrschen 

· Haftung für eigenes und fremdes Verschulden 

· Verschuldensformen beherrschen 

· Verbindung zu Leistungsstörungen herstellen können 

II.
Einführung 

Bsp. 49:
Beispiel wie Hirsch Fall Nr. 19 (Pfadfinder), S. 117
1.
Begriff 

Haftung ist Einstehenmüssen/Verantwortlichkeit für vorausgegangenes Handeln oder Unterlassen. 

2.
Verschuldenshaftung/Gefährdungshaftung 

In den ganz überwiegenden Fällen der Rechtspraxis ist Verschuldenshaftung vorausgesetzt. Nur in wenigen Fällen findet sich die sog. Gefährdungshaftung. 

· Verschuldungshaftung 

Voraussetzung: Verschulden 

· Gefährdungshaftung 

Voraussetzung: Erfüllung gesetzlicher Tatbestände z. B. 

- GoA §§ 677 ff. 

- ungerechtfertigte Bereicherung §§ 812 ff. 

- Halterhaftung § 7 StVG 

- Tierhalterhaftung § 833 

- Gebäudehaftung § 836 

- Energieanlagehaftung § 2 HPflG 

- Kernanlagenhaftung § 25 AtomG 

3.
Haftung für eigenes Verschulden 

§ 276 ist keine Anspruchsgrundlage, nur Beurteilungsmaßstab. Zu vertreten heißt, für Vorsatz und Fahrlässigkeit haften zu müssen. 

4.
Vorsatz 

Vorsatz ist das Wissen und Wollen des Erfolgs und das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit. 

Rechtswidrig ist, was von der Rechtsordnung nicht gebilligt wird.
Direkter Vorsatz (dolus directus) 

Bedingter Vorsatz (dolus eventualis) 

Bsp.:
Der Ausbrecherkönig Theo Berger (Neuburg) erschießt einen Wächter. 

Theo Berger will einem Fußgänger den Hut vom Kopf schießen. 

5.
Fahrlässigkeit 

Fahrlässigkeit ist gem. § 276 II die Außerachtlassung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. 
Ergänze ... die zu einem rechtswidrigen Ergebnis (Erfolg) führt. 

Stufen der Fahrlässigkeit:
Grob:
Verletzung der Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße. Maßstab ist nicht die individuelle Disposition, sondern der Inhalt des jeweiligen Schuldverhältnisses. 

Leichte:
Nur geringfügige Abweichung von der konkret geforderten Sorgfalt.
Mittlere:
Dazwischen liegend. 

Die Unterscheidung wird nur noch bei der Schadenshaftung eines AN gebraucht. Ansonsten erfolgt nur die Unterteilung in grobe und leichte Fahrlässigkeit. 

Welche Art von Fahrlässigkeit vorliegt, darf im Einzelfall nur geprüft werden, wenn es a.G. Gesetz oder Vertrag darauf ankommt. Wenn nur fahrlässiges Verhalten verlangt wird, ist die Prüfung des Fahrlässigkeitsgrades fehlerhaft. 

Es kommt darauf an z. B. in: 

§ 599, § 680, § 521, Art. 21 ScheckG, in AGB über § 309 Nr.7 möglich, 
§ 61 VVG 

Es kommt nicht darauf an z. B. in: 

§ 122 II, § 287, § 823, § 229 StGB 

6.
Abweichende Regelung 

Ausnahmeregelung in § 276; häufig Regelung in AGB; zulässig über § 309 
Nr. 7 

In vertraglicher Regelung kann Haftung für Fahrlässigkeit ganz ausgeschlossen oder beschränkt werden, nicht aber für Vorsatz. 

7.
Konkrete Fahrlässigkeit
Für einige privilegierte Personenkreise gilt, dass sie nur die Sorgfalt aufwenden müssen, die sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen. Dazu gehören der unentgeltlich tätige Verwahrer (§ 690), der Gesellschafter (§ 708) und Ehegatten sowie Eltern (§§ 1359, 1664). Der Beurteilungsmaßstab ist hier aber nicht objektiv, sonder subjektiv zu bestimmen. 

8.
Haftung für Zufall 

Zufall ist ein weder vom Schuldner noch vom Gläubiger zu vertretendes Ereignis. Kommt vor in § 287 Satz 2. 

Bsp.:
Der im Verzug befindliche Lieferant. Seine Leistungspflicht, z. B. eine Maschine, wird ohne sein Verschulden zerstört. 

§ 276 I 1 

Bsp.:
Übernahme einer Echtheitsgarantie, Haftung für Echtheit gem. 
§ 443 I
Bsp.:
Übernahme eines Beschaffungsrisikos; Lieferung trotz Ernteschadens 
Höhere Gewalt ist von Zufallshaftung nicht erfasst. Hierfür haftet man nicht. 

9.
Verschuldensfähigkeit 

§§ 827, 828 

siehe Vorlesung 1. Semester BGB AT 


Vertretenmüssen



	Vorsatz
	Zufall/Garantie
	Fahrlässigkeit





	direkter
	indirekter
	leichte
	grobe



Vertretenmüssen



	Verschuldenshaftung
	Gefährdungshaftung
z. B.: §§ 677, 833, 836


10.
Haftung für fremdes Verschulden 

Bsp. 50:
wie Hirsch Fall Nr. 20 (Whiskeyschmuggel) 

Arbeitsteilige Systeme erfordern einen Ausgleich für Vertreterhandeln. Verantwortlichkeit des Schuldners für Dritte § 278. 

11.
Erfüllungsgehilfe 

Natürliche oder jur. Personen, deren sich der Schuldner zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient. 

Bsp.: 
-
Handwerksgesellen 
-
Angestellte 
-
Bei Reisevertrag sind Erfüllungsgehilfen des Reiseveranstalters das Luftfahrtsunternehmen, die Hotelbetreibergesellschaft u. a. 

Abgrenzung zum Verrichtungsgehilfen nach § 831. 

12.
Voraussetzungen 

· Schuldverhältnis zwischen Gläubiger und Schuldner. Jedes Schuldverhältnis kommt in Betracht, z. B. GoA 

· Nat. oder jur. Person. Interessant bei Reisevertrag, wo die Hotelangestellten Erfüllungsgehilfe der Hotelbetreibergesellschaft sind, die wiederum Erfüllungsgehilfe des Reiseveranstalters ist. 

· Erfüllung einer Schuldnerpflicht 

Erfüllung eigener Pflicht; Frachtführer ist beim Versendungskauf nicht Erfüllungsgehilfe des Verkäufers. 

· Schuldhaftes Handel des Gehilfen 

· Vorsatz und Fahrlässigkeit oder anders lautende Vereinbarung 

· Handlung in Erfüllung der Verbindlichkeit, nicht bei Gelegenheit. 

Unmittelbarer sachlicher Zusammenhang mit den Aufgaben der Vertragserfüllung. 

Zuwiderhandlungen gegen Weisungen des Schuldners sind unschädlich. 

Wenn kein sachlicher Zusammenhang besteht, handelt der Gehilfe nicht in Erfüllung einer Verbindlichkeit mit der Folge, dass in diesen Fällen eine Gehilfenhaftung nicht besteht. 

Bsp.:
-
Diebstahl des Malergesellen anlässlich der Malerarbeiten im Haus 


-
Unterschlagung auf dem Botengang durch Beschaffung vorcodierter Überweisungsträger 

13.
Rechtsfolgen 

Vertretenmüssen wie eigenes Verschulden. 

Haftung für fremdes Verschulden. 

Keine Exkulpationsmöglichkeit wie in § 831 I 2. 

Eigene Haftung des Gehilfen über § 823 möglich. 

Bei AN Freistellungsanspruch prüfen. 

14.
Substitution 

Vollständige Übertragung der Leistungspflicht auf einen Dritten lässt dessen eigene Verpflichtung entstehen und gibt keine Gehilfenhaftung nach § 278. 

Bsp.:
-
Übertragung eines Auftrags an Dritte (§ 664 I 2) 


-
Nicht Subunternehmerstellung; Subunternehmer ist Erfüllungsgehilfe 

15.
Abgrenzung zu verwandten R-Figuren 

Gesetzliche Vertreter und Erfüllungsgehilfen sind in § 278 S.1 gleichgestellt. 

Haftung der jur. Person für ihre Organe § 31. Über das Vereinsrecht hinaus gilt § 31 für alle verfassungsmäßig berufenen Organe jur. Pers., also GmbH-GF, Vorstand einer AG und Genossenschaft. 

Vertreter nach § 164 ist jemand, der eine WE im Namen einer anderen Person abgibt. Gehilfe ist jemand, dessen vorwerfbares Verhalten einem anderen zugeordnet wird. 

Verrichtungsgehilfe ist jemand, der zu einer Verrichtung bestellt ist und in Ausführung dieser Verrichtung außerhalb eines Schuldverhältnisses einem Dritten widerrechtlich Schaden zufügt. Exkulpationsmöglichkeit 
III.
Leseprogramm und Übungen 

Leseprogramm:
- Hirsch S. 117 – 136 

- Brox/Walker S. 183 – 199 

- Führich S. 162 – 166 

- Wörlen 

- Palandt Anm. Zu §§ 270, 278 

Übungsaufgabe:
Prüfen Sie in AGB die Regelung über Haftung, insbesondere Gehilfenhaftung! 

Fragen:
Stellen Sie die Haftung gesetzlicher Vertreter von jur. Personen dar! 


Erläutern Sie die Exkulpationsmöglichkeit gem. 
§ 831 I 2!

Übungsfall:
Lösen Sie die Fälle 50 und 51 bei A+S klausurmäßig! 

F.
Vertragliches Rücktrittsrecht
I.
Lehrziel
· Bedeutung des Rücktrittsrechts erkennen, insbesondere für die gesetzliche Variante 

· Anwendung beherrschen 

· Auswirkungen des Rücktrittsrecht verinnerlichen 

II.
Begriff, gesetzliche Regelung
Bsp.:
Nr. 17 bei Hirsch 

Das vertraglich vereinbarte Rücktrittsrecht gibt der begünstigten Vertragspartei das Recht, durch einseitig empfangsbedürftige Willenserklärung einen Vertrag rückgängig zu machen. Die gesetzliche Regelung findet sich in den §§ 346 ff. Es handelt sich um ein Gestaltungsrecht. 

Bsp.:
Die Parteien eines Gründstückskaufs einer ETW vereinbaren, der Vertrag könne durch den Verkäufer rückabgewickelt werden, wenn der Kaufpreis nicht bis zu einem bestimmten Zeitpunkt bezahlt werde. 

Bericht aus der Praxis:
Hinweis auf Problem des späteren Rücktritts. 

III.
Wirkung 

Das Schuldverhältnis erlischt nicht, es wandelt sich nur in ein Rückabwickelungsschuldverhältnis um. Das bedeutet, dass Schadensersatzansprüche aus §§ 280 I, 241 II wegen Verletzung von Schutzpflichten aus Schuldnerverzug (§§ 280 I, II, 286) oder statt der Leistung (§ 325) erhalten bleiben. 

Bsp.:
Der Zahlungsschuldner hat durch einen Zahlungsverzug dem Gläubiger Schaden zugefügt. Später tritt der Gläubiger zurück. 

Verletzt der Rückgewährschuldner seine Rückgewährpflicht, z. B. bei Übereignung nach Ausübung des Rücktrittsrecht, macht er sich schadensersatzpflichtig 
(§ 346 IV). 

IV.
Abgrenzung zu ähnlichen Rechtsinstituten 

Ähnliche Rechtsinstitute haben andere Voraussetzungen und andere Rechtsfolgen: 

· Anfechtung (§§ 119, 123) 

· Kündigung (§§ 622, 626, ...) 

· Auflösende Bedingung (§§ 158, 159)
· Widerruf bei Verbrauchergeschäften (vgl. dazu unten Teil Verbraucherschutz bei besonderen Vertriebsformen (§ 355 ff.) 

V. Ausübung und Voraussetzungen des Rücktrittsrechts 

1.
Vertragliche Vereinbarung 

Zeitliche Voraussetzungen 

Inhaltliche Voraussetzungen 

2.
Rücktrittserklärung 

Mehrere Beteiligte (§§ 349,  351 S. 1) 

3.
Ausschluss des Rücktrittsrechts 

VI.
Wirkung des Rücktrittsrechts 

1.
Nicht erfüllte Verpflichtungen 

Soweit die Verpflichtungen noch nicht erfüllt sind, brauchen sie nicht mehr erfüllt zu werden. Diese erlöschen. Nur der Erfüllungsanspruch wird beseitigt. 

2.
Empfangene Leistungen 

Empfangene Leistungen müssen zurückgewährt werden. Das Schuldverhältnis ändert sein Vorzeichen. Es hat Leistung Zug um Zug zu erfolgen. Verschlechterungen sind durch bestimmungsgemäßen Gebrauch ausgeschlossen 
(§ 346 II 1 Nr.3).
3.
Herausgabe von Nutzungen 

Gezogene Nutzungen (§ 100) sind herauszugeben (§ 346 I). 

Bsp.:
2 Zuchtstuten werden getauscht. Eine wirft ein Fohlen, die andere nicht. Nach Rücktrittsrecht sind die Pferde und das Fohlen herauszugeben 

Zu den Nutzungen gehören vor allem Gebrauchsvorteile. Der Wert der Nutzungen ist an Hand der Anschaffungskosten und der Lebensdauer zu ermitteln. 

Bsp.:
Rücktrittsrecht beim Kauf eines LKWs. Kaufpreis € 130.000,- , Lebensdauer 130 Monate. Nutzung € 1.000,- pro Monat. 

Orientierungshilfen sind Mietzins, ersparte Aufwendungen, bei PKW, LKW und sonstigen Gebrauchsgütern nicht die Kosten für Gebühren an Vermietungsgesellschaften. 

Für nicht gezogene Nutzungen hat der Rückgewährschuldner Ersatz nach 
§ 347 I zu leisten, soweit sie nach den Regeln einer ordnungsgemäßen Wirtschaft gezogen worden wären. 

4.
Wertersatz 

Die Ausübung des Rücktrittrechts ist nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Rückgewährschuldner zur Rückgewähr oder Herausgabe der Nutzungen nicht in der Lage ist. In diesen Fällen ist Wertersatz zu leisten (§ 346 II 1 Nr. 1-3). 

Nr. 1 bei Ausschluss nach der Natur der Sache 

Bsp.:
Rücktritt bei Dienstleistungsverträgen, z. B. Tennistraining mit Vorkasse 

Nr. 2 bei Verbrauch, Veräußerung, Belastung, Verarbeitung oder Umgestaltung (diese darf aber nicht unwesentlich sein) 

Bsp.: 
Der Rückgewährschuldner veräußert und übereignet die Kaufsache an einen Dritten. 

Nr. 3 Verschlechterung oder Untergang der Sache 

Die Ausübung des Rücktrittrechts bei unmöglicher Rückgewähr auf Seiten des Rücktrittrechtsgläubigers oder die Verschlechterung beim Rücktrittrechtsgläubiger schließen das Rücktrittsrecht nicht aus. 

Bsp.:
Beim Rücktrittsrecht stellt der Rücktrittsrechtsgläubiger fest, dass die Sache verschlechtert, z. B. beschädigt oder nicht mehr vorhanden ist. 

Beim Rücktrittsrechtsgläubiger ist die Sache verschlechtert worden oder untergegangen. Dennoch übt er ein Rücktrittsrecht aus. 

5.
Ersatz von Verwendungen 

Verwendungen sind Vermögensaufwendungen, die der Sache zugute kommen. 

Bsp.:
-
Der zurück zu gewährende LKW erhielt eine neue an Stelle der beschädigten Kurbelwelle. Es wurde TÜV-Abnahme vorgenommen. 

- 
Der zurückgewährende LKW erhielt eine neue Lackierung in den Firmenfarben des Käufers.
Verwendungsersatz findet statt bei Rückgewähr, Wertersatz oder Ausschluss des Wertersatzes (§ 347 II).
Andere als notwendige Verwendungen sind zu ersetzen, soweit der Gläubiger durch sie noch bereichert ist. 

Nr. 3 bei Verschlechterung oder Untergang einer Sache 

Bsp.:
-
Ein Käufer erwirbt eine Maschine, wartet sie schlecht, zerstört sie oder sie wird bei ihm durch Dritte zerstört. 

Der bestimmungsgemäße Gebrauch bleibt bei der Verschlechterung außer Betracht, also z. B. die Abnutzung einer Maschine. 

Ausschluss des Wertersatzes gemäß § 346 III.
G.
Pflichtverletzungen (Leistungsstörungen)
I.
Lehrziel
· Bedeutung der Leistungsstörungsarten erkennen 

· Leistungsstörungsarten beherrschen 

· Leistungsstörungsarten gegeneinander abgrenzen können 

· Bei Unmöglichkeit Schicksal von Leistung und Gegenleistung abgrenzen können 

· Voraussetzung und Rechtsfolgen sämtlicher Leistungsstörungsarten beherrschen 

Das vertragliche Schuldverhältnis ist auf Erfüllung und die Beachtung von Nebenpflichten angelegt. Die meisten Schuldverhältnisse werden vertragsgemäß abgewickelt. Die Erfüllung kann jedoch durch ein Verhalten des Schuldners, des Gläubigers oder durch andere Umstände ganz oder teilweise endgültig oder vorübergehend vereitelt werden. Diese Fälle werden unter dem terminus technicus als Pflichtverletzung (Leistungsstörungen) zusammengefasst. 

Bis zur Schuldrechtsreform, also bis zu 31.12.2001, waren die Leistungsstörungsarten getrennt voneinander formiert. So gab es Vorschriften über Schuldnerverzug, Gläubigerverzug, Unmöglichkeit u.ä. 

Das seit dem 01.01.2002 geltende Recht geht einen anderen Weg. Es versucht die Leistungsstörungsarten in gemeinsamen Vorschriften zu regeln. Diese sind in erster Linie nach Rechtsfolgen geordnet. Daneben gibt es aber weiterhin Sondervorschriften über Unmöglichkeit (§§ 283, 326), Schuldnerverzug (§§ 286 ff.), Gläubigerverzug (§§ 293 ff.) und Störung der Geschäftsgrundlage (§ 313). 

Die Vorlesung orientiert sich, wie viele Lehrbücher auch, entgegen der Gesetzessystematik nicht an den Rechtsfolgen, sonder an den Typen der Leistungsstörungsarten. Dies entspricht dem jur. Alltag, insbesondere der Beratungspraxis von Wirtschaftsjuristen, aber auch der Klausurtechnik (vgl. dazu Brox/Walker § 21 Rz 7; unausgesprochen auch z. B. Hirsch §§ 21 ff.) 

Beim Teil Schadensersatz wegen Verletzung leistungsbezogener oder nicht-leistungsbezogener Pflichten kommt die Vorlesung zur neuen Gesetzessystematik zurück. 

II.
Überblick
1.
Gläubigerverzug / Annahmeverzug 

Der Gläubiger kommt in Verzug, wenn er die ihm vertragsgemäß angebotene Leistung nicht annimmt. Die angebotene Leistung muss aber den vereinbarten Leistungsmodalitäten und dem sonstigen Vertragsinhalt entsprechen. 

Bsp.:
Eine Spritzgussmaschine wird vertragsgemäß geliefert. Der Gläubiger lehnt die Annahme ab, weil er das Fundament und die Anschlüsse noch nicht gelegt hat. 

2.
Schuldnerverzug 

Der Schuldner kommt mit seiner Leistung in Verzug, indem er nicht zeitgerecht, nicht vertragsgemäß oder unter Verletzung einer Nebenpflicht zahlt oder eine andere ihn treffende vertragliche Leistung nicht erbringt. 

Bsp.:
Der Käufer einer Maschine zahlt nicht wie vereinbart am 2.5. 

Der Vermieter stellt nicht, wie vereinbart, den Gebrauch der Mieträume am 1.7. zur Verfügung. 

3.
Unmöglichkeit 

Der Schuldner kann die vertraglich vereinbarte Leistung von Anfang an, nachträglich, subjektiv, objektiv, ganz, teilweise, vorübergehend oder auf Dauer nicht mehr erbringen bzw. es ist ihm unter den konkreten Umständen eine Leistung nicht zumutbar. 

Bsp.:
(
Der Mietgegenstand ist vor Vertragsabschluss ohne Wissen des Vermieters zerstört worden. 

· Der Mietgegenstand wird nach Vertragsabschluss zerstört. 

· Der Verkäufer, der nach Vertragsabschluss anderweitig erfüllt hat, kann nicht mehr leisten. 

· Von einem verkauften Ensemble zerbrechen nach Vertragsabschluss Teile. 

· Die Weinernte der Großlage Kalterer-See-Tafelwein wird durch Frost zerstört. 

· Die Weinernte der Einzellage Attilafelsen wird durch Frost zerstört. 

4.
Schlechtleistung 

Die erbrachte Leistung des Schuldners entspricht ganz oder teilweise nicht der vereinbarten Qualität oder Quantität. 

Bsp.:
(
Der Architekt bebaut ein Grundstück, dessen Erdbeschaffenheit er nicht oder nur unzureichend geprüft hat. 

· Der Schuldner liefert statt 100 Paletten nur 60, diese aber mit vereinbarter Qualität. 

5.
Verletzung von Schutzpflichten
Im Schuldverhältnis bestehen eine Reihe von Schutzpflichten einer oder beider Parteien. Hierauf hat jeder Vertragspartner Rücksicht zu nehmen. Ihre Verletzung kann zu Schaden beim anderen führen; auch vor Vertragsabschluss bestehen solche Pflichten. 

Bsp.: 
(
Ein Handwerker beschädigt bei einer Reparatur Gegenstände des Auftraggebers, erbringt aber seine sonstigen Leistungen vertragsgemäß. 

· Im Supermarkt ist der Fußboden verunreinigt. Eine Kundin rutscht aus und verletzt sich. 

6.
Störung der Geschäftsgrundlage 

In Verträgen können die Parteien ausdrücklich, aber auch durch schlüssiges Verhalten, wichtige Umstände zum Inhalt des Vertrages machen. Unerwartet kann sich nachträglich herausstellen, dass diese Umstände in Wirklichkeit nicht vorliegen. 

Bsp.:
(
Krönungszug-Fall / heute Rosenmontagszug-Fall in Mainz 

· Die Parteien legen die Ergebnisse eines Wertgutachtens zur Kaufpreisfindung bei einem Grundstückskauf zugrunde. Das Gutachten ist schwer fehlerhaft. 

Pflichtverletzungen

(Leistungsstörungen)
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H.
Gläubigerverzug
I.
Lehrziel
· Einordnung in das System der Leistungsstörungen vornehmen können 

· Zusammenhang zwischen Schuldner- und Gläubigerverzug verstehen 

· Bedeutung für die Rechtspraxis erkennen 

· Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Gläubigerverzugs beherrschen, insbesondere Einhaltung der Leistungsmodalitäten 

· Anwendung auf wichtige Fälle der Praxis, insbesondere Gläubigerverzug des Arbeitgebers nach Ablauf der Kündigungsfrist, vornehmen können 

II.
Begriff und Bedeutung
Bsp. 51:
(wie bei Hirsch, Fall Nr. 21 mit folgendem Zusatz: Der Wein verdirbt einen Monat später aufgrund leichter Fahrlässigkeit des Y. Er will vollständige Bezahlung des Kaufpreises.) 

Verzögerung der Leistung infolge fehlender Annahme durch den Gläubiger, obwohl die Leistung dem Vertragsinhalt entspricht. 

Synonym für Annahmeverzug. Gegensatz Schuldnerverzug. Beim Schuldnerverzug ist der Schuldner nicht leistungsbereit, beim Gläubigerverzug ist der Gläubiger nicht annahmebereit. 

Die Annahme der Leistung ist keine Schuld des Gläubigers, nur eine Obliegenheit. Daher kein Schadensersatz, nur nachteilige Rechtsfolgen. 

III. Tatsächliches Angebot (§ 294) 

1.
Gegensatz tatsächliches – wörtliches Angebot 

Der Schuldner muss seine Leistung tatsächlich anbieten, er muss also die Leistung so wie sie geschuldet wird erbringen. 

Bsp.:
-
Bargeld muss vorgelegt werden 

-
Überweisung muss erfolgen 

-
Für Auflassung muss Notartermin anberaumt werden. 

-
Der Heizölhändler fährt vor und meldet sich am Empfang. 

Nur die Erklärung, leisten zu wollen, reicht nicht. 

2.
Vertragsgemäße Leistung des Schuldners
Das Angebot des Schuldners muss vertragsgemäß sein, d. h. es muss zur rechten Zeit, vollständig, am richtigen Ort und qualitativ wie quantitativ der Parteivereinbarung entsprechen. 

Bsp.:
-
Teilleistung § 266 

-
verfrühte Leistung § 271 

-
verspätete Leistung mit dem Problem des Schuldnerverzugs und der Frage nach der Vertragsgemäßheit 

-
Leistung mit verdorbener Ware 

3.
Nachholbarkeit der Leistung 

Gläubigerverzug tritt nur ein, solange die Leistung noch möglich und nachholbar ist. Ansonsten tritt durch die Nichtannahme der Leistung Unmöglichkeit ein. 

Bsp.:
-
Der zu liefernde Kaufgegenstand existiert noch und kann später übergeben werden. 

-
Eine Theaterpremiere findet statt, die bestellten Plätze stehen bereit, der Theaterbesucher erscheint aber nicht. 

4.
Kein Verschulden des Gläubigers erforderlich 

a)
Obliegenheit
Für den Gläubigerverzug ist ein Verschulden des Gläubigers nicht erforderlich; es handelt sich um eine Obliegenheit, Gegensatz Schuldnerverzug (§ 286 IV). 

Bsp.:
-
Eine gelieferte Maschine wird nicht abgenommen, weil ein Handwerker beim Gläubiger die Anschlussleitungen noch nicht gelegt hat. 

-
Ein Arbeitnehmer bietet seine Leistung an, der Arbeitgeber nimmt sie wegen eines Todesfalls in der Familie nicht an. 

b)
Gegenseitige Verträge
Bei gegenseitigen Verträgen gilt § 298. Wenn die Gegenleistung nicht angeboten wird, kommt der Gläubiger nicht in Verzug. 

Bsp.:
-
Der Gläubiger will die angebotene Leistung haben, leistet aber selbst nicht Kasse gegen Dokumente. 

-
Der Vermieter nimmt die erste Mietzinsrate an, will aber die Geschäftsräume nicht zur Verfügung stellen. 

5.
Rechtsfolgen §§ 300 – 304 

a)
Schuldnerseite
Beachte:
Durch den Gläubigerverzug wird der Schuldner nicht von der Leistung frei. Der Gläubiger ist nicht schadensersatzpflichtig. 

b)
Mehraufwendungen
Der Gläubiger hat gemäß § 304 dem Schuldner die durch den Annahmeverzug entstandenen Mehraufwendungen zu erstatten. 

Bsp.:
-
Lagerkosten 

-
Transportkosten 

c)
Weitere Rechte nach §§ 301 – 303 

d)
Haftungserleichterung (§ 300) 

Die wichtigste Rechtsfolge ist die Haftungserleichterung. Der Schuldner haftet nicht mehr für leichte Fahrlässigkeit. Die Gefahr des Untergangs und der Verschlechterung geht auf den Gläubiger über. 

Bsp.:

Auf dem Rücktransport wird die auf dem Tieflader des Schuldners von dessen Führer leicht fahrlässig verschuldeten Verkehrsunfall beschädigt/zerstört. 

§ 300 II hat keine praktische Bedeutung, weil eine Gattungsschuld durch die vertragsgemäße Leistung des Schuldners konkretisiert ist (§ 243 II). 

e)
Besonderheiten im Falle § 615 

Einführung in die Kündigungsproblematik 

Einführung in das Kündigungsschutzverfahren 

Grundzüge von Abfindungs- und Abwicklungsvereinbarungen 

Anrechnungsgrundsätze 

Weiterbeschäftigungsanspruch
Prozessarbeitsverhältnis z. B. BAG, z. B. vom 13.07.2005, 5 AZR 578/04
f)
Gefahrübergang gem. § 446 Satz 3 

Gläubigerverzug wird der Übergabe der Kaufsache gleichgestellt, Gefahrübergang. 

Die Rechtsfolgen nach § 300 II und § 446 Satz 3 sind gleich.
IV.
Wörtliches Angebot (§ 295) 

Im Falle des § 295 genügt ein wörtliches Angebot. Der Schuldner hat nicht die Wahl, entscheidend sind die gesetzlichen Voraussetzungen. 

1.
Fehlende Vertragstreue des Gläubigers 
Wenn der Gläubiger bereits vor dem Leistungsangebot des Schuldners erklärt, nicht annehmen zu wollen, muss nicht erst noch tatsächlich angeboten werden. 

Bsp.:
Der Käufer erklärt, nicht annehmen zu wollen, wenn ihm nicht nachträglich noch ein Rabatt eingeräumt wird. 

2.
Fehlende Mitwirkungshandlung des Gläubigers 

Wenn der Gläubiger die Voraussetzungen für die vertragsgemäße Leistung des Schuldners nicht erbringt, genügt ebenfalls ein wörtliches Angebot. 

Bsp.:
-
Der Bauherr stellt die vereinbarten Planunterlagen nicht zur Verfügung. Der Architekt erklärt wörtlich, mit der Planung beginnen zu wollen. 

-
Der Bauherr hat ein Gerüst für den Bauunternehmer noch nicht erstellt. 

3.
Leistungsfähigkeit des Schuldners (§ 297) 

Ein wörtliches Angebot alleine genügt nicht in den Fällen, in denen der Schuldner zur seinerseits erforderlichen Leistung nicht in der Lage ist. 

4.
Rechtsfolgen 

Die Rechtsfolgen sind dieselben wie beim tatsächlichen Angebot. 

IV. Kein Angebot (§ 296) 

1.
Kein überflüssiger Formalismus 

Der Schuldner muss überhaupt nicht anbieten, wenn:
· für die vom Gläubiger zu erbringende Leistung nach dem Kalender bestimmt ist (§ 296 Satz 1), 

· wenn der Schuldnerleistung ein Ereignis nach dem Kalender vorauszugehen hat (§ 296 Satz 2) oder 

· ernsthafte und endgültige Erfüllungsverweigerung vorliegt (Rechtssprechung) 

Bsp.: 
-
Die darlehensgebende Bank erklärte, sie werde das Darlehen nicht aushändigen; ein neuer Antrag werde dann vom Aufsichtsrat geprüft. 

-
Der Arbeitgeber kündigte und stellte einen neuen Mitarbeiter ein. 

2.
Leistungsfähigkeit des Schuldners (§ 297)
Auch hier gilt, dass der Gläubiger nicht in Verzug gerät, wenn der Schuldner zu Leistung außerstande ist. 

Bsp.:

Die darlehensgebende Bank erkennt die Zahlungsunfähigkeit des Kunden. 

3.
Rechtsfolgen 

Die Rechtsfolgen sind dieselben wie beim tatsächlichen Angebot. 

V.
Leseprogramm und Übungen
Leseprogramm:
- Hirsch S. 137 - 147
- Brox/Walker S. 276 - 282
- Wörlen S. 103 - 106
Übungsfall:
Lösen Sie Fall 21 bei Hirsch klausurmäßig! 

J.
Schuldnerverzug 

I. Lehrziele
· Einordnung in das System der Leistungsstörungen vornehmen können 

· Zusammenhang zwischen Schuldner- und Gläubigerverzug verstehen 

· Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Schuldnerverzugs beherrschen 

· Anwendung auf wichtige Fälle der Praxis vornehmen können 

· Herausragende Bedeutung für die Rechtspraxis erkennen 

II.
Systematik nach dem Schuldrechtsreformgesetz 

Bsp.:
Fälle 22 – 25 bei Hirsch 

Die Schuldrechtsreform hat den Begriff der Pflichtverletzungen ins Gesetz eingeführt. Hier werden alle Leistungsstörungen zusammengefasst, die sowohl auf Gläubiger als auch auf Schuldnerseite eintreten können. 
Zentrale Bedeutung hat hierbei § 280. Bei Anwendung dieser Norm muss man aber wegen weiteren Einzelheiten auf Hilfsnormen zurückgreifen, so z. B. bei der verzögerten Leistung des Schuldners. Schuldnerverzug ist aber eine Form der Pflichtverletzung, gleichwohl wird diese Rechtsfigur hier selbständig gelesen. 

III.
Begriff und Bedeutung 

Schuldnerverzug ist eine Form der Pflichtverletzung, bei der ein Schuldner die von ihm vertraglich geschuldete Leistung ganz oder teilweise qualitativ oder quantitativ nicht in der von ihm zu erbringenden Weise vornimmt. 

Bsp.:
-
Der Käufer bezahlt verspätet. 

-
Der Vermieter stellt die Geschäftsräume nicht zur vereinbarten Zeit zur Verfügung. 

-
Die Bank zahlt das Darlehen nicht rechtzeitig aus. 

IV.
Voraussetzungen 

Die Voraussetzungen im Überblick: 

· Schuldverhältnis 

· Fälligkeit 

· Durchsetzbarkeit 

· Mahnung 

· Vertretenmüssen 

· Pflichtverletzung
1.
Schuldverhältnis
Zwischen den Parteien muss ein vertragliches oder gesetzliches Schuldverhältnis bestehen

Bsp.:
-
Im Rahmen eines Werkvertrages leistet der Handwerker verspätet.
-
Der Bereicherungsschuldner zahlt nicht.

2.
Pflichtverletzung

Es ist zunächst nur nach der Pflichtverletzung zu fragen, ohne auf die sonstigen Voraussetzungen einzugehen. Die Pflichtverletzung besteht darin, nicht zur gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen Zeit zu leisten.

Eine Leistungspflicht nach § 241 I muss bestehen. Der Rechtsgrund ist gleichgültig. Er kann gesetzlicher oder vertraglicher Art sein.

Bsp.:
-
Handwerker leistet nicht 

-
Bereicherungsschuldner zahlt nicht
3.
Fälligkeit 

Die Forderung des Schuldners muss fällig sein. Fälligkeit bedeutet, dass der Schuldner sie erbringen muss. Nicht entscheidend ist, dass der Schuldner die Leistung schon erbringen darf. 

Bsp.:
-
Zahlung am 2.5.
-
eine Handwerkerleistung ist erbracht und abgenommen (aus den Umständen zu entnehmen)
-
sofort bei einem Aufhebungsvertrag mit Abfindung (im Zweifel sofort § 271 I) 

4.
Durchsetzbarkeit 

Die Forderung muss auch durchsetzbar sein. Selbst wenn die Forderung fällig ist, muss sie auch durchsetzbar sein, d. h. rechtshindernde und rechtsvernichtende Einreden dürfen nicht bestehen. 

Bsp.: 
-
Der Schuldner erhebt die Einrede der Verjährung (§ 214). 

-
Der Schuldner erhebt die Einrede des nicht erfüllten Vertrages 
(§ 320). 

-
Der Schuldner erhebt die Einrede des Zurückbehaltungsrechts 
(§ 273). 

-
Der Schuldner erhebt die Einrede der Stundung. 

-
Der Schuldner macht eine tarifvertragliche Ausschlussfrist geltend.
5.
Nachholbarkeit 

Um die Abgrenzung zur Unmöglichkeit herzustellen, ist es erforderlich, die Nachholbarkeit der Leistung zu klären. 

6.
Mahnung 

a)
Zusätzliche Voraussetzungen
Gemäß § 280 II müssen die zusätzlichen Voraussetzungen des § 286 vorliegen. Dazu gehört die Mahnung. Mahnung ist die formlose Erklärung des Gläubigers, die er nach Fälligkeit gegenüber dem Schuldner erklärt und die unzweideutig zum Ausdruck bringt, dass er die Leistung verlangt. 

Mahnung ist rechtsgeschäftsähnliche Handlung, sie bringt lediglich rechtliche Vorteile, kann also auch von einem beschränkt Geschäftsfähigen erklärt werden. Fristsetzung ist nicht erforderlich. 

Die Mahnung muss nach der Fälligkeit erfolgen. Eine vorzeitige Mahnung ist unbeachtlich. 

Mahnt der Gläubiger mehr an, als ihm zusteht, muss ermittelt werden, ob der Schuldner das als verbindliche Leistungsaufforderung verstehen durfte. Bezieht sich die Mahnung nur auf einen Teil der Leistung, tritt nur insoweit Verzug ein, wenn die sonstigen Voraussetzungen für diesen Teil vorliegen. 

Bsp.:
-
Der Verkäufer mahnt die volle Kaufpreisschuld und übersieht eine erfolgte Anzahlung. 
-
Der Verkäufer mahnt nur die 1. Rate an, obwohl die 2. Rate schon fällig ist. 

Die Mahnung ist formlos möglich, also insbesondere auch mündlich. Eine bestimmte Ausdrucksform ist nicht erforderlich, aber empfehlenswert. 

Der Gläubiger kann statt zu mahnen, sofort Klage erheben oder einen Mahnbescheid beantragen. Dies kann aus prozesstaktischen Gründen empfehlenswert sein. Er riskiert jedoch die Folgen von § 93 ZPO. 

b)
Mahnung
Im Falle des § 286 II Nr. 1 – 4 bedarf es ausnahmsweise einer Mahnung nicht. 

aa)
Nr. 1 

Der Leistungstermin muss ein Datum enthalten. Es genügt aber auch die genaue Beschreibung; dies ist zur Vermeidung von Auslegungsschwierigkeiten jedoch nicht zu empfehlen.

Bsp.:
-
Die Lieferung hat am 15.5. zu erfolgen. 

-
Zahlen sie heute in einer Woche. 

-
Anfang Juli / Mitte Juli / Ende Juli (§ 192) 

bb)
Nr. 2 

Auch die Vereinbarung die Berechenbarkeit nach dem Kalender bei vorausgegangenem Ereignis ist nicht empfehlenswert. 

Bsp.:
- 14 Tage nach Rechnungserhalt 


- Am Ende des Monats, in dem die Lieferung erfolgt. 

cc)
Nr. 3 

Bedeutsam für die Praxis ist die ernsthafte und endgültige Erfüllungsverweigerung. Die Rechtssprechung ist allerdings eher zurückhaltend. 

Bsp.:
-
Zweimaliges Nichteinhalten eines verbindlichen Termins reicht nicht aus. 

-
Weigerung mit der Begründung, die erbrachte Leistung sei ordnungsgemäß ist ausreichend. 

dd)
Nr. 4 

Es gilt der Grundsatz von Treu und Glauben; Entscheidung unter Abwägung aller Umstände. 

Bsp.: 
- Verzögerung von Saisonartikeln, die nach Ablauf der Saison unverkäuflich geworden sind. 


- Bei just-in-time-Lieferung 

c)
Besonderheit
Eine Besonderheit stellt § 286 III dar. In diesen Fällen ist eine Mahnung ebenfalls nicht erforderlich. 

Hinweis auf die Praxis, Bericht aus der Praxis.
Der Eintritt des Verzugs ist durch Mahnung oder im Falle des § 286 II schon früher möglich. 

Einer Zahlungsaufstellung kommt kaum Bedeutung zu. Sie kann in einem Anwaltsschreiben enthalten sein. 

Für den Zugang gilt § 130. 

Ist der Adressat Verbraucher tritt die Rechtsfolge des § 286 III nur bei ausdrücklichem Hinweis ein.
7.
Vertretenmüssen (§§ 280 I 2, 286 IV) 

a)
Verschulden
Ohne Verschulden gibt es keinen Verzug. 

Begriff des Vertretenmüssens. 

Bei Geldschulden liegt stets Verschulden vor. Wer eine Zahlungsverpflichtung eingeht garantiert seine Zahlungsfähigkeit (vgl. § 276 Beschaffungsrisiko). 

Hinweis auf Eingehungsbetrug. 

b)
Darlegungs- und Beweislast 

Grundsätze der Beweislast. Wer für sich Anspruchbegründendes oder Anspruchsvernichtendes behauptet, muss dies im Bestreitensfall beweisen. 

Aus der Negativformulierung des § 286 IV folgt, dass der Schuldner die Darlegungs- und Beweislast trägt. Er muss sich also exkulpieren. 

8.
Ende des Verzugs 

Der Verzug endet 

· mit Bewirkung 

· durch Gläubigerverzug 

· Wegfall einer Voraussetzung 

Bsp.:
- Entstehung eines Zurückbehaltungsrechts 


- Eintritt der Verjährung 

· Rücktritt des Gläubigers (z. B. § 323) 

V.
Rechtsfolgen 

1.
Leistungspflicht
Der Schuldner wird allein durch den Verzug nicht von seiner Leistung frei. Er bleibt zur Leistung verpflichtet. 

Auch der Gläubiger wird allein durch den Schuldnerverzug nicht frei. Er kann sich allein wegen des Schuldnerverzugs nicht vom Vertrag lösen. Hierzu bedarf es weiterer Voraussetzungen (siehe dazu unten). 

2.
Geldschulden
Geldschulden sind gemäß § 288 I während des Verzugs zu verzinsen. 

Variabler Zinssatz gemäß §§ 288 I, II, 247 (vgl. Palandt § 247 Rz 9). 

Für die Praxis wichtig ist § 288 III. Es kommt nicht selten vor, dass sich der Gläubiger anderweitig eindecken muss und dafür höhere Zinsen entrichten muss. 

3.
Weiterer Schaden § 288 IV 

Dies kommt in der Praxis regelmäßig bei Vertrag in Betracht. Neben dem Zinszahlungsanspruch tritt dann der weitere Schaden. 

Bsp.:
- Der Gläubiger schaltet ein Inkasso-Büro oder ein Anwaltsbüro ein. 


- Überziehungszinsen 

4.
Zinseszinsverbot § 289 

Gemäß § 289 Satz 2 können Zinseszinsen verlangt werden, wenn die Verzugsvoraussetzungen auch hinsichtlich der Zinsforderung vorliegen, z. B. beim Verlust von Anlagezinsen oder Aufwand für Kreditzinsen; Bsp. Banken.
5.
Andere Schäden 

§ 288 gilt für Zinsschaden. § 288 IV enthält die Möglichkeit auch andere Schäden zu liquidieren. Hierfür gilt aber nicht § 288 IV, sondern die allgemeine Zentralnorm des § 280 I. 

Nochmals Hinweis auf die Gesetzessystematik. 

Die Voraussetzungen des § 280 I:
Verletzung einer Pflicht aus dem Schuldverhältnis. 

§ 280 I gilt für alle Pflichtverletzungen, auch für den Schuldnerverzug. 

Bei dieser Voraussetzung ist das Verschulden noch nicht zu prüfen. 

Bsp.:
- Verspätete Zahlung 


- Verspätete Lieferung / Werkerstellung 

Weitere Voraussetzungen gemäß §§ 280, 286:
· Fälligkeit 

· Durchsetzbarkeit 

· Mahnung oder Ausnahmen nach § 286 II, III 

· Vertretenmüssen 

(siehe dazu oben 3 – 7) 

Beweislastumkehr gemäß § 280 I 2 wie bei § 286 IV (siehe dazu oben 7.).
6.
Verzugsschaden
Verzugsschaden besteht darin, dass der Schuldner, vom Zinsverlust abgesehen, die Leistung nicht rechtzeitig erbringt. Sogenannter Verspätungsschaden. Dieser Anspruch tritt neben den Erfüllungsanspruch. Es handelt sich um den Ersatz des positiven Interesses; es gilt § 249. 

Exkurs:
Nochmals positives Interesse


Differenz-Hypothese 

Bsp.:
-
Mietzins für Ersatzwohnung bei nicht rechtzeitig übergebener Wohnung 

-
Finanzierungskosten bei verspäteter Herstellung eines Bauwerks 

-
Belastung mit einer anderweitig zu zahlenden Vertragsstrafe 

-
Entgangener Gewinn 

7.
Abgrenzung zum Schadensersatz statt der Leistung 

Nochmals:
Der Verzugsschaden tritt neben die Leistungspflicht des Schuldners. 

Schadensersatz statt der Leistung entsteht, wenn die Leistung endgültig nicht mehr erbracht wird (dazu unten 9.). 

8.
Haftung für Zufall gemäß § 287 Satz 2 

9.
Schadensersatz statt der Leistung (§ 281) 

Der Gläubiger muss sich nicht mit §§ 280 I, 288, 286 begnügen, er kann stattdessen nach § 281 vorgehen. Dem Gläubiger steht ein Wahlrecht zu. 

Voraussetzungen des § 281 

a)
Schuldverhältnis 

Es genügt irgendein Schuldverhältnis, auch ein gesetzliches. Es braucht kein gegenseitiger Vertrag zu sein. 

Bsp.:
-
unerlaubte Handlung 

-
Werkvertrag mit einem Handwerker 

b)
Fälligkeit 

siehe oben 

c)
Durchsetzbarkeit 

siehe oben 

d)
Nachholbarkeit 

keine Unmöglichkeit 

e)
Vertretenmüssen 

siehe oben 

f)
Fristsetzung 

Der Gläubiger kann entscheiden, ob er Erfüllung und Schadensersatz will oder Schadensersatz statt Erfüllung. Bevor er aber das Erfüllungsinteresse in einen Geldanspruch umwandelt, muss er dem Schuldner Gelegenheit zur Nacherfüllung einräumen. Dies erfolgt durch die Setzung einer angemessenen Nachfrist. Nachfristsetzung ist rechtsgeschäftsähnliche Handlung.

Nachfristsetzung muss eindeutig und nachdrücklich sein, zu viel Höflichkeit schadet. 
Angemessenheit richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls. Eine zu kurze Frist setzt eine angemessene in Lauf. Je länger Verzug dauert, desto kürzer kann die Frist sein. 

Faustformel: Halbe Lieferzeit 

Bsp.:
-
Haben Sie die vereinbarte Lieferzeit übersehen? Bitte liefern sie jetzt. 

-
Hätten Sie bis zum 2.5. zu liefern gehabt. Wir setzen Ihnen eine Nachfrist bis zum 15.5. Danach werden wir Schadensersatz statt der Leistung verlangen. 

Für die Entbehrlichkeit der Frist gilt § 281 II. Zur ernsthaften und endgültigen Erfüllungsverweigerung gilt das zur Mahnung ausgeführte entsprechend. 

Besondere Umstände im Sinne des § 281 II. Hier muss eine Einzelfallentscheidung unter Abwägung aller Erkenntnisse des Falles erfolgen. 

Bsp.:
-
Unverkäuflich gewordene Saisonartikel 

-
Just-in-time-Lieferverträge 

10.
Erfüllungsanspruch erlischt; positives Interesse 

Gemäß § 281 IV erlischt der Erfüllungsanspruch nicht erst durch erfolglosen Fristablauf, sondern schon mit dem Verlangen auf Schadensersatz; das kann vor, aber auch nach Fristablauf sein. Das Primärschuldverhältnis wandelt sich in ein Sekundärschuldverhältnis um. Der Anspruch ist auf das positive Interesse gerichtet. Es gilt § 249. Bei Durchführung des Sekundärschuldverhältnisses gilt § 281 V. 

Bsp.:
- Entgangener Gewinn 


- Anderweitig vom Gläubiger zu zahlende Vertragsstrafe 


- Differenzhypothese 

11.
Teilweise Erfüllung 

Für teilweise Erfüllung gilt § 281 I 2 

Bsp.:
- Lieferung von Teilen aus einem Ensemble 


- Teilweise Ablieferung bei just-in-time-Verträgen 


- Detektiv recherchiert nur teilweise 

12.
Aufwendungsersatz 

Der Gläubiger kann statt des Schadensersatzes Ersatz seiner Aufwendungen geltend machen. Er hat ein Wahlrecht. 

13.
Besonderheit bei gegenseitigen Verträgen 

Zur Schadensberechnung bei gegenseitigen Verträgen stehen zwei 

Methoden zur Verfügung. 

a)
Surrogationsmethode 

Die Verpflichtung des Gläubigers zur Leistung bleibt bestehen. An die Stelle der Schuldnerleistung tritt ihr Surrogat, d. h. der Wert, der als Geldleistung ermittelt wird. Das ist für den Gläubiger interessant, wenn er sich seiner Leistung entledigen will und / oder ein 

Ungleichgewicht in der Wertigkeit vorliegt. 

Bsp.:
V verkauft eine Maschine und erzielt einen zu niedrigen Preis. Er geht nach §§ 281 I, 280 I vor. Der Schadensersatz beträgt den Wert der Kaufsache und er kann sich seiner Maschine entledigen. 

b)
Differenzmethode 

Die Verpflichtung des Gläubigers seinerseits zu leisten entfällt. Schadensersatz entsteht in Höhe der Differenz zwischen dem Wert der Schuldnerleistung und der ersparten Gegenleistung des Gläubigers. 

Bsp.:
V verkauft eine Maschine und erzielt einen hohen Preis. Sein Schaden besteht in der Differenz zwischen dem Wert der Maschine und dem Kaufpreis. 

14.
Weitere Rechte bei gegenseitigen Verträgen, Rücktritt (§ 323) 

Bei gegenseitigen Verträgen besteht eine weitere Besonderheit. Der Gläubiger kann unter den dortigen Voraussetzungen zurücktreten. 

a)
Voraussetzungen 

· Gegenseitiger Vertrag 

· Fälligkeit 

· Durchsetzbarkeit 

· Nichtleistung 

· Vertretenmüssen nicht erforderlich; keine überwiegende Verantwortlichkeit des Gläubigers; kein Gläubigerverzug
· Fristsetzung oder Entbehrlichkeit 

· Ablauf der Frist 

· Nachholbarkeit nicht erforderlich 

· Rücktrittserklärung 

b)
Einzelheiten 

aa)
Kein Verschulden
§ 323 setzt kein Verschulden voraus. Dies ergibt sich schon aus dem Wortlaut. 

bb)
keine Prüfung von § 286
Es ist auch kein Verzug erforderlich. § 286 ist deshalb nicht zu prüfen. 

cc)
Verschulden des Gläubigers
Der Gläubiger darf nicht allein oder überwiegend für den Verzug verantwortlich sein. 

Bsp.:
-
Der Bauherr verhindert durch immer neue Änderungswünsche die fristgerechte Fertigstellung des Bauwerks 

-
Der Gläubiger erstellt die für den Schuldner erforderlichen Informationen zu spät 

Es darf kein Gläubigerverzug vorliegen. 

Bsp.:
Der Lieferant liefert vertragsgemäß, aber der Gläubiger hatte übersehen, die neue Adresse anzugeben. 

dd)
Keine Fristsetzung
Die Fristsetzung ist entbehrlich. 

Nr. 1 

ernsthafte und endgültige Erfüllungsverweigerung 

Nr. 2 

Relatives Fixgeschäft. Es liegt vor, wenn eine Zeit für die Leistung des Schuldners fest vereinbart war und der Gläubiger eine Bindung des Leistungsinteresses eingegangen ist, die Leistung wichtig war und nach Ablauf der Leistungszeit unbrauchbar wird. 

Bsp.:
-
Taxibestellung zu einer festen Uhrzeit 

-
Just-in-Time-Lieferung 

Nr. 3 

Besonderes Interesse des Gläubigers
Interessenabwägung 

Bsp.:
-
Just-in-time-Lieferung 

-
Saisonartikel 

c)
Rechtsfolgen 

Rücktritt (§§ 346 – 354) 

VI.
Zusammenfassung und Vertiefung zur Anspruchshäufung bei Schuldnerverzug 

(1)
Der Schuldner wird wie auch der Gläubiger alleine durch den Verzug von seiner Leistung nicht frei; die Primärleistung bleibt bestehen. 

(2)
Für Zinsverlust gelten §§ 288, 289. 

(3)
Weiterer Schaden ist gemäß § 288 IV nicht ausgeschlossen. 


Verzugsschaden / Verspätungsschaden 


Positives Interesse, Differenzhypothese 


Die Primärleistung bleibt bestehen. 

(4)
Schadensersatz statt der Leistung § 281 


Fristsetzung beachten; Entbehrlichkeit 


Erfüllungsanspruch erlischt, es entsteht ein Sekundärschuldverhältnis. 

Es wird das positive Interesse geschuldet. 

Es gilt § 281 V. 

Bei teilweiser Erfüllung gilt § 281 I 2. 

(5)
Aufwendungsersatz § 284

Für Fälle, in denen kein Schaden entstanden ist.
(6)
Für gegenseitige Verträge gelten folgende Besonderheiten 

a)
Im Falle des Schadensersatzes statt Erfüllung gilt die eingeschränkte Differenzmethode. 

b)
Rücktritt gemäß §§ 323, 346 

Mit Fristsetzung / Entbehrlichkeit 

Verschulden nicht erforderlich 

(7)
Der Gläubiger hat die Wahl. 

Er wählt Schadensersatz und Primärleistung bzw. Schadensersatz statt Erfüllung, je nachdem er an der einen oder anderen Variante interessiert ist. Der Zinsanspruch ist jeweils mit enthalten. 

Der Schadensersatz ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Aufwendungsersatz und Schadensersatz statt Erfüllung schließen sich aus. 

Bei gegenseitigen Verträgen gilt im Bereich des Schadensersatzes die eingeschränkte Differenzmethode. Der Gläubiger kann stattdessen zurücktreten. 

Wie bei anderen Verträgen kann der Gläubiger aber auch hier den einfachen Verzögerungsschaden zzgl. Primärleistung inkl. Zinsen oder Aufwendungsersatz verlangen. 

Es gilt § 325. 

(8)
Zur Beweislast vgl. § 280 I 2; d. h. der Schuldner muss sich wegen des Vertretenmüssen exkulpieren. 

(9)
§ 823 kommt nicht zur Anwendung.
VII. Leseprogramm und Übungen

Leseprogramm:
- Hirsch S. 149 - 192
- Brox/Walker S. 231 -256
- Wörlen S. 83 - 102
Übungsfall:
Lösen Sie Fall 12 bei Wörlen klausurmäßig! 

K.
Unmöglichkeit 

I.
Lehrziel 

· Bedeutung der Unmöglichkeit erkennen 

· Anwendung in der Praxis beherrschen 

· Auswirkungen für die Praxis verinnerlichen 

· Schadensersatzvarianten darstellen und Lösungen erarbeiten können 

· Wahlrecht erkennen und Handlungsalternativen vorschlagen können 

II.
Begriff und Überblick über die Unmöglichkeitsformen 

1.
Begriff 

Der Schuldner kann seine Leistung wegen fehlender Nachholbarkeit nicht mehr erbringen oder sie ist ihm unzumutbar geworden (§ 275 I – III). 

Bsp.:
-
Die zu liefernde Kaufsache ist zerstört worden, die zu überlassenden Geschäftsräume sind abgebrannt. 

-
Das Kind der Sängerin ist schwer erkrankt. 

2.
Unmöglichkeitsformen 

Die Norm des § 275 erfasst alle Arten von Unmöglichkeit. 

a)
Objektive Unmöglichkeit 

Objektive Unmöglichkeit liegt vor, wenn die Leistung von niemand mehr erbracht werden kann. Es bestehen naturgesetzliche Hinderungsgründe. 

Bsp.:
Eine zu liefernde Maschine ist zerstört worden, bevor sie dem Käufer auszuhändigen war. 

b)
Zeitliche Unmöglichkeit 

Besonders häufiger Fall der Unmöglichkeit in der Praxis. Allein der Zeitablauf macht die Leistung nicht mehr nachholbar. Die Leistung war nur zu einem festen Zeitpunkt möglich, sog. absolutes Fixgeschäft. 

Bsp.:
-
Der Flug mit einem Verkehrsflugzeug, das zu einem festen Termin am Zielflughafen gebucht war, ist cancelled. 

-
Ein Arbeitgeber stellt den vertraglich vereinbarten Arbeitsplatz nicht zur Verfügung. 

-
Ein Arbeitnehmer erscheint nicht zur Arbeit. 

-
Geschäftsräume werden nicht übergeben.
c)
Rechtliche Unmöglichkeit 

Hier scheitert die Leistungspflicht daran, dass gesetzliche Hindernisse bestehen. 

Bsp.:
-
Die Treuhandanstalt / BVS kann ein Grundstück nicht an den früheren Eigentümer übertragen, weil die Enteignung nach dem SMAD-Befehl ergangen ist. 

-
Der Eigentümer kauft versehentlich sein Eigentum. 

-
Die Grundstücksverkehrsgenehmigung der Stadt Leipzig zum Verkauf eines enteigneten Grundstücks an den früheren Eigentümer wird auf Dauer versagt. 

d)
Subjektive Unmöglichkeit 

Hier könnte ein Dritter leisten, nicht aber der Schuldner (sog. Unvermögen). Subjektive Unmöglichkeit liegt aber nicht vor, wenn der Schuldner seine Leistungsfähigkeit herstellen könnte, z. B. durch Wiederbeschaffung. 

Bsp.:
-
Ein verkaufter Gegenstand wird an einen Dritten verkauft und übereignet, ohne dass die Möglichkeit des Rückerwerbs besteht. 

e)
Geldschulden 

Bei Geldschulden gibt es keine Unmöglichkeit (zumindest in der 

Praxis). 

f)
Anfängliche Unmöglichkeit 

Die Unmöglichkeit ist bereits von Anfang an, also vor Vertragsschluss gegeben. 

Bsp.:
-
Die geschuldete Maschine ist bereits vor Vertragsschluss zerstört worden. 

-
Die zu überlassenden Geschäftsräume sind für die vorgesehene Vertragsdauer bereits anderweitig vermietet worden. 

g)
Nachträgliche Unmöglichkeit 

Die nachträgliche Unmöglichkeit tritt ein, wenn nach Vertragsabschluss die Leistung unmöglich wird. 

Bsp.:
-
Ein LKW wird nach Vertragsabschluss an einen Dritten verkauft und ohne Rückerwerbsmöglichkeit übereignet. 

-
Overbooking 

h)
Teilweise und vollständige Unmöglichkeit

Die Primärleistungspflicht ist gemäß § 275 I ausgeschlossen, soweit eine Leistung unmöglich ist. Damit wird teilweise und vollständige Unmöglichkeit erfasst. Voraussetzung ist Teilbarkeit der Leistung. 

Bsp.:
Von einem zu liefernden Ensemble kann wegen Zerstörung nur ein Teil geliefert werden. Hierher gehört auch die quantitative Teilunmöglichkeit. 

Bsp.:
Ein Fliesenleger kann die antiken Fliesen teilweise wegen Bruchs nicht mehr verlegen. 

i)
Vorübergehende und dauernde Unmöglichkeit 

Für die vorübergehende Unmöglichkeit gibt es keine Rechtsgrundlage. Hier kommt es auf die Zumutbarkeit auf Seiten des Gläubigers und den Vertragszweck an. Abgrenzung zum Schuldnerverzug liegt in der zeitlichen Nachholbarkeitsphase. 

Bsp.:
Wegen Brand in einem Zuliefererbetrieb kann nicht geleistet werden. 

k)
Zu vertretende und nicht zu vertretende Unmöglichkeit 

Gemäß § 275 I spielt das Vertretenmüssen für die Frage der Unmöglichkeit – nicht für die Frage der Rechtsfolgen – keine Rolle. 

Bsp.:
- 
Die Geschäftsräume werden ohne Vorliegen eines Kommunikationsmangels beim Vermieter, von einem Mitanbieter des Vermieters an einen Dritten für die Dauer des vorgesehenen Vertragsschlusses vermietet und übergeben. 

-
Der Verkäufer verkauft die Kaufsache wegen eines höheren Kaufpreises an einen Dritten ohne Rückerwerbsmöglichkeit. 

l)
Der Unmöglichkeit gleichgestellte Fälle 

aa)
§ 275 II grobes Missverhältnis 

Gemäß § 275 I erlischt die Primärleistungspflicht von Gesetzes wegen. In § 275 II muss sich der Schuldner auf das grobe Missverhältnis berufen (strenger Maßstab).
Bsp.:
-
Steuerberater S kann einen Beleg über einen kleinen Betrag nicht zurückgeben, ohne 10.000 Belege zu überprüfen 

-
Der Dritte ist nur über einen utopischen Preis zur Rückübertragung bereit.
bb)
§ 275 III Unzumutbarkeit bei persönlicher Leistung 

Auch hier muss sich der Schuldner auf die Unzumutbarkeit berufen (strenger Maßstab). 

Bsp.:
-
Eine Sängerin kann wegen schwerer Erkrankung ihres Kindes nicht auftreten 

-
Ausländischer Wehrdienst 

m)
Zusammentreffen von mehreren Unmöglichkeitsformen 

Rein denkgesetzlich ergeben sich eine Vielzahl von Kombinationsmöglichkeiten. 

Bsp.:
Häufig in der Praxis existierende Kombinationen 

-
anfängliche, objektive/subjektive, verschuldete/unver-schuldete, dauernde/teilweise Unmöglichkeit 

-
nachträgliche, objektive/subjektive, verschuldete/ unverschuldete, dauernde/teilweise Unmöglichkeit 

III.
Voraussetzungen und Rechtsfolgen 

1.
Primärleistungspflicht, Sekundärleistungspflicht; 
Schuldner-, Gläubigerpflicht 

Es muss streng zwischen diesen Pflichten unterschieden werden, sie erleiden bei Unmöglichkeit unterschiedliche Schicksale. 

Die Primärleistungspflicht des Schuldners erlischt von Gesetzes wegen 
(§ 275 I) oder auf Einrede hin in den Fällen der §§ 275 II, III. Subjektive und objektive Unmöglichkeit sind gleichgestellt. 

Ob an die Stelle der Primärleistungspflicht eine Sekundärleistungspflicht, z. B. in Form von Schadensersatz oder Rückgabe entsteht, richtet sich nach den Umständen des Falles und dem Verhalten des Gläubigers. 

Für die Leistungspflicht des Gläubigers gilt Entsprechendes. 

2.
Anspruch auf Surrogat, § 285 

Wenn der Schuldner nach § 275 von seiner Primärleistungspflicht frei wird, muss er dafür den Ersatz / das Surrogat / das stellvertretende commodum leisten. 

Ersatzleistung oder Abtretung des Anspruchs. Der Gläubiger kann wählen. 
§ 285 gilt für alle Unmöglichkeitsfälle.
Bsp.:
- Die zerstörte Kaufsache war gegen Brand versichert. Zahlung des Versicherungsbetrages durch den Schuldner bzw. Abtretung des Anspruches gegen die Versicherungsgesellschaft. 


- Die Kaufsumme des Dritten war höher als der Kaufpreis, den der Gläubiger zu bezahlen hatte. 

- Der Schaden des Gläubigers ist niedriger. 

Bei gegenseitigen Verträgen bleibt der Gläubiger gemäß § 326 III seinerseits zur Leistung verpflichtet. Der Anspruch auf das Surrogat ist also nur empfehlenswert, wenn die Gegenleistung des Gläubigers niedriger ist als der Wert des Surrogats. 

Der Gläubiger wird empfehlenswerterweise alle anderen Handlungsalternativen prüfen. 

Macht der Gläubiger von seinem Recht nach § 285 Gebrauch, so gilt § 285 II. 

3.
Anfängliche Unmöglichkeit 

Bsp.: Hirsch S. 200 

a)
Neue Rechtslage 

Gemäß § 311a ist bei anfänglicher Unmöglichkeit der Vertrag nicht nichtig (vgl. § 306 a.F.).
b)
Voraussetzungen 

· Anfängliche Unmöglichkeit gemäß § 275 I – III 

· Kein gesetzliches Schuldverhältnis 

c)
Rechtsfolgen 

§ 311a gilt für anfängliche subjektive und objektive Unmöglichkeit. 

Bsp.:
-
Verkauf vor Vertragsabschluss und Übereignung an einen Dritten ohne Rückerwerbsmöglichkeit. 

-
Zerstörung der Geschäftsräume durch unverschuldeten Brand. 

aa)
Leistungsfreiheit
Der Gläubiger wird von der Leistung frei, wenn er nicht ohnehin, wie z. B. bei Schenkung keine Leistungspflicht hat, ansonsten §§ 285, 326 

bb)
Schadensersatz bei Vertretenmüssen

Der Schadensersatz ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Nochmals: positives Interesse 

Schadensersatz nach § 311a gilt nur bei Vertretenmüssen (§ 311a II 2). Beweislast liegt beim Schuldner (Wortlaut Abs. 2 S. 2). 

Bsp.:
Verkauf einer Maschine an einen Dritten ohne Rückerwerbsmöglichkeit und bei Vertretenmüssen. 
Varianten des positiven Interesses. 

Bei Teilleistungen gilt § 311a II 3. Abwägung im Einzelfall. 

Bsp.:
Verkauf eines Ensembles. 

d)
Aufwendungsersatz, § 311a II 1 

Wirtschaftliche Aufwendungen im Vertrauen auf die Wirksamkeit des Vertrages (§ 284), um den Vertrag abzuschließen oder den Vertragsgegenstand zu nutzen (sogenannte frustrierte Aufwendungen). Ursächlichkeit erforderlich. 

Bsp.:
- Fahrtkosten, Gutachtenskosten 


- Bereitstellung eines Fundaments 

e)
Rechtsfolgen bei gegenseitigen Verträgen, § 326
aa)
Leistungsfreiheit
Der Gläubiger wird seinerseits von der Gegenleistung von Gesetzes wegen frei. Diese Möglichkeit wird er wählen, wenn er seine Leistung behalten oder anderweitig günstiger erwerben kann. 

Bsp.:
Kaufpreis der vernichteten Maschine 5.000,- €, 
Wert 4.000,- € 

bb)
Gegenleistung bei Schlechtleistung
Bei Schlechtleistung (§§ 437 Nr.1, 439 III, §§ 634 Nr.1, 635 III) durch den Schuldner kann § 275 I – III ausgeschlossen sein. Für diese Fälle gilt § 326 I 2, d. h. der Gläubiger bleibt zur vollen Gegenleistung verpflichtet. 

Bsp.:
Es wird eine mangelhafte Software verkauft. Der Verkäufer lehnt Nacherfüllung gemäß § 439 III ab. 

cc)
Vertretenmüssen, Gläubigerverzug
Der Schuldner behält den Anspruch auf die Gegenleistung, wenn der Gläubiger die Unmöglichkeit allein oder weit überwiegend zu verantworten hat oder er im Gläubigerverzug befindlich ist. Anrechnungsregelung beachten. 

Bsp.:
-
Der Käufer eines PKWs lässt einen Mitarbeiter während der Kaufverhandlungen diesen PKW benutzen, der dabei vom Mitarbeiter alleine verschuldet total zerstört wird (Hinweis auf Anspruchsgrundlagenschema). 

-
Der Käufer einer Spritzgussmaschine nimmt nicht ab. Er lässt diese durch seinen Fahrer zurückbringen. Dabei wird die Maschine zerstört. 

dd)
Commodum § 326 III 

ee)
Rückforderung gemäß § 326 IV 

Die Vorleistung des freiwerdenden Gläubigers; gilt auch, wenn keine Hauptpflicht erbracht wurde. 

Bsp.:
Der Verkäufer hatte bei Vertragsabschluss den Kaufpreis bezahlt, vorher war der Kaufgegenstand zerstört worden. 

ff)
Rücktritt
Der Gläubiger kann zurücktreten (§ 326 V), wenn Hauptpflicht unmöglich geworden ist. Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Schuldner nicht schadensersatzpflichtig oder ein Schaden nicht entstanden ist. Es gilt § 325 und umgekehrt. § 326 V verweist auf § 323 (Rechtsgrundverweisung) und bekommt über § 323 IV - VI Bedeutung. Fristsetzung nicht erforderlich. 

4.
Zusammenfassung und Vertiefung zur Anspruchshäufung bei anfänglicher Unmöglichkeit 

a)
Geltung für alle Vertragsarten 

Der Vertrag ist wirksam (§ 311a I) 

aa)
Primärleistungspflicht
Der Schuldner wird gemäß § 275 I – III von der Primärleistung frei. 
D. h. aber nicht, dass er ersatzlos frei wird. Es können Sekundärleistungspflichten wie Herausgabe des Ersatzes oder Schadensersatz- oder Aufwendungsersatzansprüche entstehen (§§ 284, 285, 311a). 

bb)
Einseitig verpflichtende Verträge
Bei einseitig verpflichtenden Verträgen (z. B. Schenkung) stellt sich auf Gläubigerseite die Frage nach der Leistungspflicht nicht. Bei unvollkommenen zweiseitigen Verträgen (z. B. Leihe, Auftrag) wird man annehmen müssen, dass der Gläubiger unter Beachtung des Vertragszwecks zur Erbringung seiner unvollkommenen Leistung verpflichtet bleibt (z. B. § 666 – 668).
cc)
Wahlmöglichkeiten
Der Gläubiger kann 

(1)
das commodum oder Abtretung des Ersatzanspruches verlangen (§ 285 I); Schaden ist nicht erforderlich. Verlangt der Gläubiger Schadensersatz statt der Leistung vermindert sich dieser um den Wert des § 285 I (§ 285 II). Der Gläubiger kann also Schadensersatz und commodum verlangen, Obergrenze bleibt die Höhe des Schadens. 

(2)
Schadensersatz statt Leistung verlangen. Es ist Vertretenmüssen erforderlich. Der Schadensersatz ist auf das positive Interesse gerichtet (§ 311a II). Die Beweislast liegt beim Schuldner. 

(3)
Aufwendungsersatz verlangen (§§ 311a II, 284) 

(4)
Der Gläubiger hat das Wahlrecht. 

b) Geltung für gegenseitige Verträge 

aa)
Primärleistung
wie 4.a), aa) 

bb)
Gegenleistungspflicht
Der Gläubiger wird von der Gegenleistungspflicht frei (326 I 1), es sei denn, er bleibt nach § 326 II verpflichtet. 

cc)
Wahlmöglichkeiten
Der Gläubiger kann 

(1)
Das commodum verlangen wie 4.a) cc) (1), bleibt aber zur vollen Gegenleistung verpflichtet (§ 326 III 1). 

Verlangt er zusätzlich Schadensersatz, ist Obergrenze die Höhe des Schadens (§ 326 III 2). 

(2)
Schadensersatz statt der Leistung verlangen (§311a II) wie oben 4.a) cc) (2). Hier gilt das zur Austausch- und Differenzmethode Ausgeführte entsprechend. 

Nochmals:
Austausch- und Differenzmethode 

- 
Erbringung der Gegenleistung und Ersatz des Wertes der unmöglich gewordenen Leistung 

-
Keine Gegenleistung nur Bewertung der Leistungen zzgl. weiterer Schadensersatzpositionen 

(3)
Aufwendungsersatz verlangen (§§ 311a, 284) 

(4)
Rückforderung verlangen (§ 326 IV) oder 

(5)
Zurücktreten (§ 326 V), sofern Hauptpflicht unmöglich geworden ist. 

(6)
Der Gläubiger hat das Wahlrecht. 

5.
Nachträgliche Unmöglichkeit 

Bsp.: wie Hirsch S. 207 

a)
Begriff, System 

Unmöglichkeit nach Entstehung des Schuldverhältnisses. Subjektive Unmöglichkeit ist gleichgestellt. 

Es findet § 283 Anwendung. § 283 gilt für alle Arten von nachträglicher Unmöglichkeit; gleichgültig ob Hauptpflicht aus gegenseitigem Vertrag oder gesetzlichem Schuldverhältnis. 

Die Geltung für nachträgliche Unmöglichkeit schließt man aus § 311a. 

b)
Voraussetzungen von § 283 S. 1 

· Schuldverhältnis 

· Unmöglichkeit oder gleichgestellte Fälle (§ 275 I – III) 

· Nachträglichkeit 

· Voraussetzungen des § 280 I 

c)
Rechtsfolgen des § 283 S. 1 

aa)
Leistungsfreiheit
Der Gläubiger wird von der Leistungspflicht frei, sofern er nicht ohnehin, wie z. B. bei Schenkung oder Leihe keine Leistungspflicht hat, ansonsten §§ 285, 326. 

bb)
Schadensersatz statt der Leistung 

Der Schadensersatz ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Nochmals: Positives Interesse 

Bei teilweiser Unmöglichkeit gilt § 283 S. 2 in Verbindung mit 
§ 281 I 2, 3, V. 

cc)
Aufwendungsersatz gemäß § 284 

dd)
Commodum 

d)
Rechtsfolge bei gegenseitigen Verträgen (§ 326) 

Wenn eine Hauptpflicht des Schuldners unmöglich oder vom Schuldner verweigert wird (§275 I – III), so 

(1)
entfällt der Anspruch auf die Gegenleistung, d. h. der Gläubiger wird von seiner Hauptleistung frei. Ausnahme § 326 II. 

(2)
kann der Gläubiger nach § 283 Schadensersatz verlangen 

(3)
gilt bei Teilleistung des Schuldners § 326 I 1, 2. HS in Verbindung mit § 441 III; aber §§ 283 S. 2, 281 I 2 


Niemals nur Differenz nach §§ 326 I 1, 2. HS, 441 III bilden 

Formel: 

X
=
geminderte Gegenleistung 

X
=
vereinbarter Preis * Wert Teilleistung 



Wert Gesamtheit 

Bsp.:
Kaufpreis = 1.000,00 € 


Wert Gesamtheit = 1.200,00 € 


Wert Teilleistung = 600,00 € 

X
=
1.000,00 € x 600,00 € 



1.200,00 € 
X
=
500,00 € 

(4)
Herausgabe des Ersatzes mit Verpflichtung zur Gegenleistung des Gläubigers. Zur Höhe der Gegenleistung gilt § 326. 

Formel: 

X
=
Gegenleistung nach § 326 III 2 

X
=
vereinbarter Preis x Commodum 



objektiver Wert 

Bsp.:
Kaufpreis = 6.000,00 € 


Objektiver Wert = 10.000,00 € 


Commodum = 8.0000,00 € 

X
=
6.000,00 € x 8.000,00 € 


10.000,00 € 

X
=
4.800,00 € 

Vorteil:
Commodum – Gegenleistung nach § 326 III 2 

8.000,00 € - 4.800,00 € = 3.200,00 € 

(5)
Rückforderung gemäß § 326 IV 

(6)
Rücktritt; die unmöglich gewordene Leistung muss Hauptleistung sein (§ 326 V)
(7)
Rücktritt zzgl. Schadensersatz (§ 325) 

6.
Zusammenfassung und Vertiefung zur Anspruchshäufung bei nachträglicher Unmöglichkeit 

a)
Geltung für alle Vertragsarten 

aa)
Leistungsfreiheit
Der Gläubiger wird von der Leistungspflicht frei, sofern er nicht ohnehin wie z. B. bei Schenkung oder Leihe keine Vertretungspflicht hat, ansonsten §§ 285, 326. 

bb)
positives Interesse
Schadensersatz statt der Leistung. Positives Interesse § 283 

cc)
Aufwendungsersatz, § 284
Aufwendungsersatz § 284 

b)
Geltung für gegenseitige Verträge 

Voraussetzung ist Unmöglichkeit mit einer Hauptpflicht 

aa)
Leistungsfreiheit
Anspruch auf Gegenleistung entfällt, d. h. Gläubiger wird mit seiner Hauptpflicht frei 

Ausnahme § 326 II 

bb)
Schadensersatz
Schadensersatz statt der Leistung nach § 283, wie 6.a)bb) 

cc)
Commodum
Herausgabe des Ersatzes, Abtretung des Ersatzanspruchs, § 326 III 

dd)
Rückforderung, § 326 IV
ee)
Rücktritt, § 326 V
c)
Das Wahlrecht im Einzelnen 

aa)
Geltung bei allen Verträgen

(1)
Schadensersatz und commodum können nebeneinander begehrt werden. Verrechnungspflicht gemäß 


§ 285 II 

(2)
Aufwendungsersatz statt Schadensersatz (z. B. wenn kein Schaden vorhanden ist, ansonsten ist Aufwendungsersatz Teil des positiven Interesses) 

(3)
Commodum und Aufwendungsersatz sind kombinierbar; 

bb)
Geltung bei Gegenseitigen Verträgen 

(1)
wie aa (1), § 326 II 

(2)
Schadensersatz und Rücktritt sind kombinierbar, § 325 

(3)
Schadensersatz und commodum sind kombinierbar, aber Pflicht zur Gegenleistung bleibt, § 326 II 

(4)
Rückforderung (§ 326 IV) und Schadensersatz sind kombinierbar, abg. § 325 

(5)
Rückforderung und Rücktritt (§ 326 IV, V) sind mit commodum nicht kombinierbar, wegen Rückabwicklungsverhältnis 

IV.
Leseprogramm und Übungen 

Leseprogramm:
- Hirsch S. 193 – 242 


- Brox/Walker S. 203 – 231

- Wörlen S. 107 - 141

Übung:
gemeinsame Sonderveranstaltung mit Musterlösung
L.
Verschulden bei Vertragsabschluss – culpa in contrahendo 

Bsp.:
Linoleumrollenfall 

I.
Lehrziel
· Bedeutung der cic erkennen 

· Anwendung in der Praxis beherrschen 

· Auswirkungen für die Praxis verinnerlichen 

· Rechtsfolgen bearbeiten können 

· Einordnung in das System der Leistungsstörungen darstellen können 

· Konkurrenzen verstehen 

II.
Begriff und Überblick 

1.
Begriff 

Gemäß § 241 II können Schutzpflichten für jeden Vertragspartner entstehen. Gemäß § 311 II Nr. 1 – 3 entstehen diese Schutzpflichten auch schon vor und bei Vertragsabschluss. 

Das vorvertragliche Schuldverhältnis ist ein solches, das nicht auf Vertrag beruht, sondern auf tatsächliches Verhalten; es wird auch vertragsähnliches Schuldverhältnis genannt. 

Bei Verletzungen dieser Schutzpflichten ergeben sich ähnliche Rechtsfolgen wie bei Verletzung von Schutzpflichten in einem rechtsgeschäftlichen Schuldverhältnis. 

2.
Entstehung § 311 II Nr. 1 – 3, III 

Bsp.:
Nr. 1 

Sturz im SB-Laden infolge verschmutzten Bodens (Salat- blattfall) 


Nr. 2 

Informationsgang durch ein Kaufhaus 


Nr. 3 

Im Wettbewerbsrecht eine rechtmäßige Abmahnung 


Absatz 3
Bei wirtschaftlichem Interesse des Dritten, Kfz-Händler, der sich zur Sicherung des Kaufpreises falscher Tatsachen bedient 

3.
Voraussetzungen
a)
vorvertragliches Schuldverhältnis 

b)
Pflichtverletzung gemäß § 280 I 1 

Bsp. siehe oben 2) 

c)
Verschulden gemäß § 280 I 2 

Bsp. siehe oben 2) 

d)
Schaden 

Bsp. siehe oben 2) 

e)
Beweislast wie § 280 I 2, d. h. der Gläubiger trägt die Beweislast zu 
3 a, b und d; für das Vertretenmüssen der Schuldner 

f)
Sonderfall Prospekthaftung in Analogie zu §§ 45 ff. BörsG z. B. Publikums-KG (Abschreibungsgesellschaft) vgl. Hirsch S. 256 f 

III.
Rechtsfolgen 

1.
Schadensersatz § 280 

Änderung der Gesetzeslage nach neuem Recht. Geschuldet wird grundsätzlich das negative Interesse. 

Nochmals: negatives Interesse 

Wäre der Vertrag ohne die Pflichtverletzung zustande gekommen, wird das positive Interesse geschuldet. 

Nochmals: positives Interesse 

Bsp.:
-
Salatblattfall; Kundin hat Heilungskosten und Verdienstausfall (negatives Interesse) 

-
Geschäftsräume werden einer KG vom Vermieter fest zugesagt. Als er einen höheren Mietzins verlangt, vermietet er an einen Dritten. Die KG muss teurer anmieten und verliert den Gewinn aus Untervermietung (positives Interesse). 

Ist der Vertrag noch nicht geschlossen, besteht kein Anspruch auf Erfüllung im Wege des Schadensersatzes. 

2.
Vertragsanpassung 

Ist der Vertrag wegen Pflichtverletzung des Schuldners zu ungünstigen Bedingungen zustande gekommen und ist dadurch ein Missverhältnis im Leistungsgefüge entstanden, hat der Gläubiger das Recht zur Vertragsanpassung. 

Bsp.: 
-
Der Grundstücksverkäufer / Makler verschweigt dem Käufer eine belastende Provisionsabrede. 

-
Der Grundstücksverkäufer behauptet der Wahrheit zuwider, die Erschließungskosten seien bezahlt 

Anmerkung:
Der BGH meint, die Leistung des Gläubigers sei angemessen herabzusetzen. Bei gegenseitigen Verträgen gilt wohl die Formel 

Herabgesetzte Gläubigerleistung =

Wert mit Mangel x vereinbarte Leistung
Wert ohne Mangel 

3.
Schadensersatz statt Erfüllung § 282 

Ist der Vertrag geschlossen und ist bei Vertragsabschluss eine besonders schwere Pflichtverletzung erfolgt, die später erst aufgedeckt wird, kommt § 282 zur Anwendung (im Einzelnen dazu unter Teil M). 

Bsp.:
Der Verkäufer eines Unternehmens nennt falsche Umsatzzahlen. 

4.
Aufwendungsersatz § 284 

Nochmals: Aufwendungsersatz 

5.
Rücktritt
Ist ein gegenseitiger Vertrag geschlossen worden, so kann der Gläubiger zurücktreten, wenn ein Fall der Unzumutbarkeit vorliegt. 

Bsp.:
Falsche Angaben über Bilanzen bei Unternehmenskauf 

IV.
Zusammenfassung und Vertiefung zur cic 

(1)
§§ 119, 123 sind neben cic anwendbar 

(2)
Wahlrecht des Gläubigers zwischen Schadensersatz nach § 280, Vertragsanpassung, § 282 oder § 284.
(3)
§ 823 kann neben cic angewendet werden, jedoch beachten, dass § 823 keinen Ersatz für Vermögensschaden gibt und § 831, Exkulpation, droht. 

(4)
Kauf- und Werkvertragsrecht enthalten für Mängel eine Spezialregelung. Lex spezialis.


Ist allerdings ein Mangel und eine Pflichtverletzung nach cic gegeben, können cic und Mängelansprüche kumuliert werden. 

V.
Leseprogramm und Übungen 

Leseprogramm:
- Hirsch S. 243 – 260 

- Brox/Walker S. 273 – 276
- Wörlen S. 158 - 165

Übung:
Lösen Sie Fall BGH NJW 1979, 1983 selbstständig!
M.
Schlechtleistung / Schlechterfüllung 

Bsp.:
Fall bei Hirsch S. 261 

I.
Lehrziel
· Bedeutung der Schlechtleistung erkennen 

· Anwendung in der Praxis beherrschen 

· Auswirkungen für die Praxis verinnerlichen 

· Rechtsfolgen bearbeiten können 

· Einordnung in das System der Leistungsstörungen darstellen können 

· Konkurrenzen verstehen 

II.
Begriff und Überblick 

1.
Begriff 

Schlechtleistung ist eine solche, bei der die Qualität nicht der vereinbarten entspricht. 
Es liegt eine Abweichung zwischen Soll- und Istbeschaffenheit zugrunde.

2.
Spezielle gesetzliche Regelungen 

Im Kauf- und Werkvertragsrecht gibt es spezielle Regelungen für die Schlechtleistung (§§ 434 ff., 633 ff.), die allerdings teilweise wieder auf die allgemeinen Schlechtleistungsvorschriften verweisen (§§ 437 Nr. 2, 3, 634 Nr. 3, 4). Das Miet- und Reisevertragsrecht enthält abschließende Sondernormen (§§ 536 ff., 651 c ff.), ein Rückgriff auf die allgemeinen Regeln ist nicht statthaft. 

Darüber hinausgehende Schlechtleistungsfälle mussten nach altem Recht über pVV in Rechtsanalogie gelöst werden. 

Nunmehr bringen §§ 281, 283 Schlechtleistungsregeln für alle Vertragsarten, insbesondere für die, die keine eigenen Schlechtleistungsvorschriften kennen (z. B. § 611) oder gesetzlich nicht geregelt sind (z. B. Leasing, Franchising) 

III.
Schlechterfüllung einer Leistungspflicht 

Es muss zwischen Leistungspflicht gemäß § 281 und Verhaltenspflicht nach § 282 unterschieden werden. 

1.
Voraussetzung § 281
a)
Leistung aus einem Schuldverhältnis 

(gesetzlich oder vertraglich) 

b)
Fälligkeit der Leistung 

c)
Schlechtleistung 

Abschichtung zu anderen Leistungsstörungsarten ist zu beachten; Begriff siehe II 1. 

Bsp.:
- Der Rechtsanwalt klagt eine verjährte Forderung ein. 

- Die Bank nimmt eine falsche Überweisung vor. 

- Ein Auftrag wird fehlerhaft ausgeführt. 

- Ein Arbeitnehmer arbeitet unsorgfältig 

d)
Voraussetzungen des § 280 I 

Pflicht ist hier mit Leistung gleichzusetzen 

Vertretenmüssen 

e)
Nachfrist zur Leistung bzw. Nacherfüllung 

Bei der Nachfristsetzung scharf zwischen den beiden Alternativen unterscheiden, da ansonsten Rechtsnachteile entstehen können 

Angemessenheit im Einzelfall 

Beachte § 281 II, III 

f)
Beweislast 

Beweislast für a – c und e beim Gläubiger, für Nichtvertreten- müssen beim Schuldner (Wortlaut § 281 I 2) 

2.
Rechtsfolgen § 281 I 

a)
Schadensersatz gemäß § 280 I 

b)
Schadensersatz statt der Leistung 

Beachte: § 281 ersetzt nur den Schaden, der anstelle der Leistung treten kann. Wenn sonstige Rechtsgüter, z. B. am übrigen Vermögen entstehen, muss § 280 angewendet werden. 

Bsp.:
-
Rechtsanwalt klagt verjährte Forderung ein (Schadensersatz statt der Leistung).
-
Landwirt liefert kranke Kälber, die den Altbestand infizieren (Mangelfolgeschaden § 280). 

Der Schadensersatz tritt nicht ein, wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist.
Bsp.:

Rechtsanwalt klagt Hauptforderung ein, berechnet aus 
1.000,- € statt 6% bzw. 8% über Basiszinssatz 3,62% nur 2,57%.
Schadensersatz 

In allen Fällen des Schadensersatzes statt Erfüllung (Nichtleistung) gilt bei gegenseitigen Verträgen die abgeschwächte Differenzmethode, d. h. der Gläubiger der unterbliebenen Schuldnerleistung kann zwischen der Austausch-/Surrogations- und der Differenzmethode wählen. 

Austausch-/Surrogationsmethode: 

Der Gläubiger verzichtet auf die Leistung des Schuldners / es liegt Unmöglichkeit vor und erbringt seine eigene Leistung. Schadensersatz kann in Höhe der Differenz zwischen der eigenen Leistung und dem Wert der Gegenleistung (des Surrogats) verlangt werden. Der Schadensersatz ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Differenzmethode: 

Die Leistungen unterbleiben, Schadensersatz kann in Höhe der Wertdifferenz verlangt werden. Er ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Der Gläubiger kann wählen. 

c)
§ 281 IV 

Primärleistung erlischt gemäß § 281 IV mit Verlangen von Schadensersatz.
d)
Aufwendungsersatz § 284 

e)
Rücktritt 

Bei gegenseitigen Verträgen Rücktritt gemäß § 323 oder zusätzlich § 325 Schadensersatz zzgl. Rücktritt. 

3.
Schadensersatz im Einzelnen 

a)
Positivinteresse, Schadensersatzarten
§ 281 I 1 ist auf das positive Interesse gerichtet. 

In allen Fällen, in denen der Schadensersatz auf das positive Interesse gerichtet ist, besteht für den Gläubiger der kleine Schadensersatz. 

Kleiner Schadensersatz:

Der Gläubiger behält die mangelhafte Leistung und kann verlangen, so gestellt zu werden, als ob gehörig erfüllt worden wäre. Der Schadensersatzanspruch ist auf die Wertdifferenz gerichtet. 

In den Fällen §§ 281, 282, 283 kann der Gläubiger zwischen großem und kleinem Schadensersatz wählen. 

Großer Schadensersatz: 

Der Gläubiger stellt die angenommene Leistung zur Verfügung bzw. lehnt sie ab und verlangt Schadensersatz für die gesamte unterbliebene Leistung des Schuldners. 

b)
Kleiner und großer Schadensersatz 

aa)
Kleiner Schadensersatz 

Beim kleinen Schadensersatz behält der Gläubiger die Leistung trotz der Pflichtverletzung. Der Schadensersatz ist hier auf die Wertdifferenz zwischen mangelfreier und mangelhafter Leistung gerichtet. 

Bsp.:
Der Mandant behält das fehlerhafte Gutachten und macht den Honorarunterschied geltend. 

bb)
Großer Schadensersatz 

Beim großen Schadensersatz stellt der Gläubiger die mangelhafte Leistung zur Verfügung und macht den gesamten Schaden geltend. 

Bsp.:
Der Mandant gibt das schwer mangelhafte Gutachten zurück und verlangt Rückzahlung des Honorars zzgl. eventuell entstandenen Vermögensschaden. 

c)
Surrogations-/Austausch- ,Differenzmethode 

Schadensersatz 

In allen Fällen des Schadensersatzes statt Erfüllung (Nichtleistung) gilt bei gegenseitigen Verträgen die abgeschwächte Differenzmethode, d. h. der Gläubiger der unterbliebenen Schuldnerleistung kann zwischen der Austausch-/Surrogations- und der Differenzmethode wählen. 

Austausch-/Surrogationsmethode: 

Der Gläubiger verzichtet auf die Leistung des Schuldners / es liegt Unmöglichkeit vor und erbringt seine eigene Leistung. Schadensersatz kann in Höhe der Differenz zwischen der eigenen Leistung und dem Wert der Gegenleistung (des Surrogats) verlangt werden. Der Schadensersatz ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Differenzmethode: 

Die Leistungen unterbleiben, Schadensersatz kann in Höhe der Wertdifferenz verlangt werden. Er ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Der Gläubiger kann wählen. 

Für gegenseitige Verträge kann der Gläubiger zwischen den beiden Methoden nach erfolglosem Fristablauf wählen. 

Nochmals: 
Austausch-/Surrogationsmethode 
Der Gläubiger lehnt die Gegenleistung ab und bleibt zu seiner Vertragsleistung verpflichtet. Schadensersatz besteht in der Wertdifferenz zwischen dem Wert des Surrogats und seiner Leistung. 

Bsp.:
Eine Verhaltenstherapeutin tauscht 2 Stunden Therapiesitzung (Wert 2 x 150,00 €) gegen eine EDV-Dienstleistung (Wert 1.000,00 €). Die EDV- Dienstleistung erfolgt unter den Voraussetzungen des 
§ 281. Die Therapeutin erbringt nach der Austauschmethode ihre 2 Stunden Therapie, lehnt die fehlerhafte Dienstleistung ab und verlangt Schadensersatz in Höhe von 1.000,00 € eventuell zzgl. Schaden an ihren Programmen. 

Differenzmethode 

Der Gläubiger lehnt die Leistung des Schuldners ab und erbringt seine Leistung nicht. Er macht die Wertdifferenz geltend. 

Bsp.:
wie oben; die Therapeutin verlangt 700,00 € Schadensersatz zzgl. evtl. weitern Schadens an ihren Programmen. 

4.
Mängelfolgeschäden § 280 

Nochmals: § 281 gewährt nur Schadensersatz für solche Fälle, in denen durch Nacherfüllung das Leistungsdefizit beseitigt werden kann. 

Für Mangelfolgeschäden gilt § 280. 

a)
Begriff 

Schaden, der nicht in einem Minderwert der Leistung besteht, sondern in einer Verletzung anderer Rechtsgüter des Gläubigers führt.

b)
Voraussetzungen 

wie 1. 

c)
Rechtsfolgen 

Nur Schaden, auf positives Interesse gerichtet, an anderen Rechtsgütern 

Bsp.:
Landwirt liefert kranke Kälber, die den Altbestand infizieren. 

IV.
Schlechterfüllung einer Verhaltenspflicht 

Ein Verstoß gegen die Verhaltenspflicht gemäß § 241 II kann vor, bei und nach Vertragsabschluss erfolgen. Rechtsgrundlagen §§ 282, 324. 

1.
Voraussetzungen, § 282 

a)
Schuldverhältnis
Verhalten aus einem vorvertraglichen oder vertraglichen oder gesetzlichen Schuldverhältnis 

b)
Fälligkeit der Leistung 

c)
Schlechtleistung 

Bsp.:
- Eine Bank verletzt ihre Schweigepflicht. 

- Eine Angestellte arbeitet heimlich für die Konkurrenz. 

- Ein Arbeitnehmer bedient das Zeiterfassungsgerät falsch. 

d)
Voraussetzungen des § 280 

e)
Zumutbarkeit 

Schwerer Verstoß erforderlich, samt Abmahnung 

Bsp.:
- wie oben c)

- Zuspätkommen des Arbeitnehmer, Abmahnung erforderlich 

f)
Beweislast 

entsprechend III 1 f.
2.
Rechtsfolgen 

Schadensersatz statt Erfüllung. Nur diejenigen Schäden fallen unter §§ 282, 324, die durch Nacherfüllung ausgeglichen werden könnten. Für Mangelfolgeschäden gilt § 280. 

Schadensersatz 

In allen Fällen des Schadensersatzes statt Erfüllung (Nichtleistung) gilt bei gegenseitigen Verträgen die abgeschwächte Differenzmethode, d. h. der Gläubiger der unterbliebenen Schuldnerleistung kann zwischen der Austausch- / Surrogations- und der Differenzmethode wählen. 

Austausch- / Surrogationsmethode: 

Der Gläubiger verzichtet auf die Leistung des Schuldners / es liegt Unmöglichkeit vor und erbringt seine eigene Leistung. Schadensersatz kann in Höhe der Differenz zwischen der eigenen Leistung und dem Wert der Gegenleistung (des Surrogats) verlangt werden. Der Schadensersatz ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Differenzmethode: 

Die Leistungen unterbleiben, Schadensersatz kann in Höhe der Wertdifferenz verlangt werden. Er ist auf das positive Interesse gerichtet. 

Der Gläubiger kann wählen. 

In allen Fällen, in denen der Schadensersatz auf das positive Interesse gerichtet ist, besteht für den Gläubiger der kleine Schadensersatz. 

Kleiner Schadensersatz: 

Der Gläubiger behält die mangelhafte Leistung und kann verlangen, so gestellt zu werden, als ob gehörig erfüllt worden wäre. Der Schadensersatzanspruch ist auf die Wertdifferenz gerichtet. 

In den Fällen §§ 281, 282, 283 kann der Gläubiger zwischen großem und kleinem Schadensersatz wählen. 

Großer Schadensersatz: 

Der Gläubiger stellt die angenommene Leistung zur Verfügung bzw. lehnt sie ab und verlangt Schadensersatz für die gesamte unterbliebene Leistung des Schuldners. 

a)
Schadensersatz statt Erfüllung 

wie III. 2.
b)
Primärleistung erlischt 

wie III. 3.
c)
Aufwendungsersatz 

d)
Rücktritt 

Bei gegenseitigen Verträgen gemäß § 324 zusätzlich Rücktritt, sofern Unzumutbarkeit vorliegt. 

3.
Schadensersatz im Einzelnen 

Entsprechend III. 3.
V.
Zusammenfassung und Vertiefung zur Schlechtleistung 

1.
Unterscheidung 

Es ist zwischen Verletzung einer Leistungspflicht und Verletzung einer Verhaltenspflicht (§ 282) zu unterschieden. 

2.
Schlechterfüllung einer Leistungspflicht, (§ 281) 

(1)
Für alle Verträge gilt die Schadensersatzregelung des § 280. 

(2)
Schadensersatz kann unter den Voraussetzungen des § 281 I auch statt der Leistung verlangt werden. Dieser ist mit Aufwendungsersatz gemäß 
§ 284 nicht kombinierbar. 

(3)
Bei gegenseitigen Verträgen gelten zusätzlich §§ 323 und 325. 

(4)
Der Gläubiger hat das Wahlrecht. 

(5)
§ 823 gilt zusätzlich. 

VI.
Leseprogramm und Übungen
Leseprogramm:
- Hirsch S. 261 - 274
- Brox/Walker S. 257 - 268

- Wörlen S. 142 - 157

Übung:
Lösen Sie Fall 39 bei Hirsch klausurmäßig!
N.
Störung der Geschäftsgrundlage 

I.
Lehrziel
· Bedeutung der Störung der Geschäftsgrundlage erkennen 

· Verhältnis zu anderen Rechtsinstituten sehen 

· Zurückhaltung bei der Anwendung beachten 

· Auswirkungen für die Praxis verinnerlichen 

· Rechtsfolgen beherrschen 

II.
Begriff und Bedeutung § 313 

1.
Begriff 

Änderung der objektiven und subjektiven Umstände, die zur Grundlage des Vertrages geworden sind. 

Bsp.:
-
Krönungszugfall / Karnevalsumzug 

-
Falsche Grundstückspreise infolge Druckfehler im gemeindlichen Wertverzeichnis 200,00 € / 300,00 € pro m² 

2.
Bedeutung 

Frühere Rechtslage, Rückgriff auf § 242 

Neue Rechtslage, § 313 

Gefahr der Überbewertung durch Stundenten 

III.
Unterscheidung 

§ 313 I objektive Umstände 

§ 313 II subjektive Umstände 

IV.
Voraussetzung 

1. Schuldverhältnis 

2. Grundlage des Vertrages 

Bei objektiven Umständen muss zumindest eine Partei sie als wesentlich zum Vertragsschluss behandelt und die andere sich redlicherweise hierauf eingelassen haben
Bei subjektiven Umständen liegt ein gesetzlicher Fall des beiderseitigen Motivirrtums vor. Es genügt aber wie bei den objektiven Umständen, dass nur eine Partei solche Vorstellungen besitzt und die andere sich hierauf redlicherweise hätte einlassen müssen. 

Bsp.:
Falsche Grundstückspreise siehe oben 

3.
Änderung 

Die Änderungen dürfen nicht Vertragsinhalt geworden sein, ansonsten Auslegung oder Unmöglichkeit. 

Änderungen dürfen nicht vorhersehbar sein. 

Bsp.:
Krönungszugfall 

Die Parteien dürfen den Vertrag mit der Kenntnis der Änderung nicht oder nicht so abgeschlossen haben. 

4.
Unzumutbarkeit 

Bei Berücksichtigung der gesetzlichen Risikoverteilung muss ein untragbarer Zustand entstanden sein. 

V.
Rechtsfolgen 

Zwei Wege, Anpassung oder Rücktritt bzw. Kündigung. 

1.
Anpassung 

Anspruch des Vertragspartners, dem die Leistung unzumutbar geworden ist. Geltendmachung erforderlich. 

Gerichtliche Durchsetzung 

Bsp.:
Preiskorrektur im Grundstücksfall siehe oben 

2.
Rücktritt bzw. Kündigung 

Nur in Ausnahmefällen 

Für Rücktritt gelten §§ 346 ff. 

Kündigung wirkt nur in die Zukunft. 

VI.
Verhältnis zu anderen Regelungen 

(1)
Auslegung hat Vorrang. 

(2)
Im Bereich der Mängelhaftung ist § 313 unanwendbar.
(3)
§ 812 I 2, 2. Art. ist subsidär. 

VII.
Leseprogramm und Übungen
Leseprogramm:
- Wörlen S. 171 - 176

- Brox S. 283 - 291

Übung:
Lösen Sie selbstständig RGZ 103, 328!
O.
Schadensersatzrecht 

I.
Lehrziel
· Unterschied zwischen Verschuldens- und Gefährdungshaftung erkennen 

· Schadensarten bearbeiten können 

· Unterschied zwischen haftungsbegründender und haftungsausfüllender Kausalität sowie hypothetischen Kausalverlauf beherrschen 

· Schadensberechnungen vornehmen können 

· Besonderheiten beim Schadensersatz, wie entgangener Gewinn, Vor- teilsausgleichung, Abzug beim Ersatz Alt durch Neu und Mitverschulden im konkreten Fall bearbeiten können 

II.
Grundlagen am Beispiel Verkehrsunfall 

Bsp. 52:
Die Studentin Rosemarie Schnell ist als Teilzeitkraft bei der Peter Rosenberger GmbH angestellt. Sie erhält einen Fahrauftrag für ihren Arbeitgeber und benutzt dazu den Betriebs- PKW Marke Volkswagen, Typ Golf 1,6 TD, Bauj. 1996, Kilometerstand 68.000. 


Als sie an der rot zeigenden Lichtzeichenanlage steht, fährt ihr von hinten aus Unachtsamkeit Peter Doll mit seinem PKW auf. 


Ein sofort von der GmbH eingeschalteter Sachverständiger schätzt wie folgt:
Reparatur € 12.000,- inkl. Mwst; Wiederbeschaffungswert 
€ 19.000,-; Wertminderung € 800,-; Reparaturdauer 8 Werktage; seine Honorarrechnung beträgt € 732,- inkl. Mwst. Für den Abschleppdienst musste die GmbH € 360,- inkl. Mwst., für die anwaltschaftliche Beratung € 933,80 entrichten. 

Rosi war infolge HWS-Schleudertrauma 3 Wochen arbeits- unfähig. Sie erlitt einen Verdienstausfall von € 1.200,-, der ihr allerdings nach dem EntgeltfortzahlungsG von ihrem Arbeitgeber ersetzt wurde. Auf Arzt-, Masseur- und Reha-Kosten entfielen 
€ 3.800,-, die allerdings von der AOK getragen wurden.
Wie ist die Rechtslage? 

1.
Anspruchsgrundlage 

Auswahl:
§§ 122, 179, 280, 286, 325, 326, 307, 463 BGB, § 823 BGB, 
§ 7 StVG. 
a)
Schadensersatzansprüche aus Gesetz 

b)
Schadensersatzansprüche aus Vertrag

2.
Verschuldenshaftung, Gefährdenshaftung 

a)
Vertretenmüssen 

Haftung für jedes Verschulden, für eigenes und für Gehilfen; Haftung auf den gesamten Schaden, Ausnahme § 254 

b)
Gefährdungshaftung
ProdukthaftG

Tierhaltung

AtomG 

LuftverkehrsG

StVG 

3.
Aufbau 

a)
Tatbestand 

Verwirklichung durch Tun oder Unterlassung 

Bsp.:
-
PKW-Halter fährt auf 

-
Fußballspieler verletzt den Gegner und erhält die rote Karte 

-
Verkäufer handelt betrügerisch 

-
Geparkter PKW rollt 

-
Verkäufer unterlässt pflichtwidrig die Lieferung 

-
Arbeitnehmer klärt nicht auf 

-
Kindergärtnerin unterlässt die Hilfeleistung

(Garantenstellung:
Pflicht zum Handeln aus Vertrag oder Gesetz) 

Es muss ein Schaden entstanden sein. Kausalzusammenhang muss bestehen zwischen Handlung - Verletzung - Schaden. 

b)
Rechtswidrigkeit 

Das Verhalten des Schädigers muss gegen ein Rechtsverbot oder -gebot verstoßen. In § 823 ist Rechtswidrigkeit ausdrücklich genannt, aber auch bei Vertragsverletzungen erforderlich; dort braucht sie jedoch nicht ausdrücklich geprüft zu werden, weil der Tatbestand die Rechtswidrigkeit indiziert. 

Exkurs:
Klausurtechnik 
Prüfung der Rechtswidrigkeit bei offenem TB oder wenn Anlass zur Prüfung besteht, z. B. bei Einwilligung des Geschädigten. 
Rechtfertigungsgründe:
Notwehr

Nothilfe

Einwilligung des Verletzten

Verteidigungsnotstand

Angriffsnotstand 

c)
Schuld 

Begriff des Vertretenmüssens Ausnahme Gefährdungshaftung 

4.
Schaden 

a)
Begriff 

Jede unfreiwillige Einbuße an Gütern, wobei die gegenwärtige Lage mit derjenigen ohne Schadensereignis verglichen wird (sog. Differenzhypothese). 

b)
Schadensarten 

Materieller-/immaterieller Schaden vgl. § 847, deswegen Unterscheidung erforderlich; Abgrenzung richtet sich nach der Art des geschädigten Rechtsguts. 

Vermögensschaden bei vermögenswerten Rechtsgütern, wenn der Schaden in Geld bemessen werden kann (Eigentum, Besitz, Vermögen - Vorsicht bei § 823! , Gewinnaussichten). 

Immaterieller Schaden bei nichtvermögenswerten Rechtsgütern (Körper, Gesundheit, Freiheit, Ehre). 

Durch ein und dieselbe Handlung können sowohl Vermögensschäden als auch immaterielle Schäden entstehen. 

aa)
Vermögensschaden 

Differenzhypothese, zum Vermögensschaden gehört auch der entgangene Gebrauchsvorteil; bei Verkehrsunfall gegeben, wenn sich Geschädigter kein Mietfahrzeug nimmt (Tabelle Anhang zu § 249 bei Palandt), außer, wenn Geschädigter wegen Krankenhausaufenthalt oder sonst zum Gebrauch nicht in der Lage war, außer Familienangehörige oder Nahestehende hätten Gebrauch gemacht (für alle Gebrauchsgegenstände gültig, z. B. Wohnung, Ferienhaus). 

BGH:
Wirtschaftsgut von allgemeiner Bedeutung, auf dessen Verfügbarkeit die eigenwirtschaftliche Lebenshaltung typischerweise angewiesen ist. Nicht nur Bestand des Vermögens, sondern auch die in ihm enthaltenen Möglichkeiten zur Nutzung sind eigenständige geschützte Werte 
(BGH Z 98, 214 f). 

bb)
Immaterieller Schaden § 253 

§§ 847, 1300 

Über § 253 erfolgt nur Entschädigung in Geld. Aber Naturalrestitution § 249, z. B. wenn durch Widerruf Schadensbeseitigung möglich ist. 

Bsp.:
-
Prinzessin Stephanie von Monaco gegen Burda; Widerruf, Presserechtsansprüche, Schmerzensgeld 

-
Behauptung des Schädigers, Rosi sei rückwärts gefahren, sie wolle Prozessbetrug begehen. 


Höhe des Schmerzensgeldes bzw. Schadensersatzanspruch wegen immaterieller Rechte nach §§ 823, 847 Tabellen, z. B. Haacks u. a. Richterliche Einschätzung, § 286 ZPO.
-
Vertrauensschaden, Erfüllungsschaden Unterscheidung im rechtsgeschäftlichen Bereich. Beim Erfüllungsschaden (sogenanntes positives Interesse) ist der Geschädigte so zu stellen, als ob das schädigende Ereignis nicht eingetreten wäre. Beim Vertrauensschaden ist der Geschädigte so zu stellen, als ob er von dem nachteiligen Rechtsgeschäft keine Kenntnis erlangt hätte (sog. negatives Interesse). 

-
Unmittelbarer Schaden, mittelbarer Schaden. Unmittelbarer Schaden entsteht am verletzten Rechtsgut selbst; mittelbarer Schaden entsteht an einem anderen Rechtsgut, sogenannter Folgeschaden. 

5.
Geschädigter 

Eine Handlung kann mehrere schädigen. Jeder braucht aber eine eigene Anspruchsgrundlage. 

Ersatzberechtigt ist nur derjenige, in dessen Person die Voraussetzungen eines Schadenersatzanspruches gegeben sind. Andere Personen, die aufgrund der Schädigung des unmittelbar Geschädigten Schaden erleiden, sind die sog. mittelbar Geschädigten. Diese sind nur ausnahmsweise ersatzberechtigt. 

Bsp.:
-
Infolge AU der Rosi fällt eine Theatervorstellung aus. 

-
Infolge AU der Rosi muss der Gastwirt, bei dem sie aushilfsweise arbeitet, eine teurere Aushilfskraft einstellen. 

-
Wenn Rosi verstirbt, haben ihre Angehörigen gem. §§ 844, 845 Anspruch gegen Doll und seine Versicherungsgesellschaft. 

6.
Kausalität 

Schadensersatzanspruch setzt voraus, dass die Verletzungshandlung kausal für den Schaden war. 

a)
Äquivalenztheorie (conditio sine qua non) 

Ursache ist jede Bedingung, die nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der konkrete Erfolg entfiele. 

Bei Unterlassung: Ursache ist jede Handlung, die nicht hinzugedacht werden kann, ohne dass der Erfolg entfiele. Das führt zu unendlicher Kausalkette; denkgesetzliche Richtigkeit. 

Bsp.:
-
Auch der Urgroßvater pp. von Doll wäre für Rosis Verletzungen noch kausal. 

-
Wenn Rosi ins Krankenhaus gebracht wird und dort an Grippe infolge mangelnder Hygiene erkrankt, ist die Handlung Dolls kausal. 

-
Wenn Rosis Handy, das sie beim Unfall neben sich liegen hatte und nach ihrem Abtransport durch das Rote Kreuz gestohlen wird, ist die Handlung Dolls kausal. 

b)
Adäquanztheorie 

Kausalität und damit Zurechnung an den Schädiger nur, wenn die Handlung im Allgemeinen und nicht nur unter ganz eigenartigen, ganz unwahrscheinlichen und nach dem regelmäßigen Verlauf der Dinge außer Betracht zu lassenden Umständen zur Herbeiführung eines Erfolges geeignet ist (RGZ 133, 126). Entfernte, nach der Lebenserfahrung ausgeschlossene Folgen bleiben außer Betracht. 

Bsp.: 
-
Im Krankenhaus wird Rosie Geld gestohlen. 

-
Sie ärgert sich so, dass sie in die Psychiatrie verlegt wird, wo sie von einem schwer paranoiden Patienten verletzt wird. 

7.
Haftungsbegründende, haftungsausfüllende Kausalität, hypothetischer Kausalverlauf 

a)
Haftungsbegründende Kausalität 

Kausalzusammenhang zwischen Handlung bzw. Unterlassung und Pflichtverletzung. 

Bsp.:
-
Auffahren von Doll ist Pflichtverletzung

-
Behauptung Dolls, Rosi wolle Prozessbetrug begehen, ist Pflichtverletzung 

-
Verspätete Leistung ist Pflichtverletzung, Rechtsgutverletzung 

b)
Haftungsausfüllende Kausalität 

Kausalität zwischen Rechtsgutverletzung und Schaden 

Bsp.:
-
Doll fährt wegen Unachtsamkeit auf; haftungsbegründende Kausalität. Durch die Pflichtverletzung entsteht der GmbH Schaden, Rosi wird verletzt; haftungsausfüllende Kausalität. 

-
Doll fährt wegen Unachtsamkeit auf; haftungsbegründende Kausalität. Dadurch wird Rosi beim Abtransport ins Krankenhaus das Handy entwendet; haftungsausfüllende Kausalität. 

Die Kausalitätskette bricht bei untypischen Geschehensabläufen i. S. d. 
Adäquanztheorie ab. 

Bsp.: 
Einlieferung in die Psychiatrie und dortige Verletzung 

c)
Hypothetische Kausalität 

liegt vor, wenn Schaden ohnehin durch bereits vorhandene oder später eintretende Umstände zum selben Schaden geführt hätte. 

Bsp.: 
-
Wird der PKW der GmbH beim Unfall total zerstört und wäre er kurz danach durch einen Brand in der Garage der GmbH ebenfalls zerstört worden 


- Zerstörung von Fensterscheiben durch Sachbeschädigung und hypothetische Zerstörung durch danach eintretende Explosion 

Lösung strittig. Die Rechtsprechung des BGH (BGH Z 10,6) lässt in Ausnahmefällen Beachtlichkeit der sog. Reserveursache zu. 

Bsp.:
-
§§ 287 Satz 2, 848 Haftung greift nicht ein, wenn Unmöglichkeit oder Untergang bzw. Verschlechterung auch ohne Verhalten des Schuldners eingetreten wäre. 

-
§ 252 hypothetischer Kausalverlauf ist zu beachten. Der Direktor einer Fabrik war wegen Verdächtigung durch den Ortsgruppenleiter 1944 entlassen worden. Dieser machte gegen den Schadensersatzanspruch des Entlassenen geltend, wegen Entnazifizierungsvorschriften wäre er ohnehin entlassen worden. 

-
Wenn der PKW der GmbH ohnehin schon schadensträchtig war, z. B. Schlussleuchten defekt, Auspuffanlage durchgerostet.
-
Bei Folgeschäden, wie z. B. fortdauernde Erwerbsunfähigkeit, ist Reserveursache, z. B. Vorerkrankung die zum gleichen Ergebnis geführt hätte, zu beachten (wenn Rosi erwerbsunfähig wird, aber vorher schon an morbus bechterev erkrankt war). Ansonsten bleiben Reserveursachen unberücksichtigt. 

III.
Arten und Berechnung des Schadensersatzes 

1.
Arten des Schadensersatzes 

a)
Naturalrestitution 

Im Regelfall ist der Schaden durch Naturalherstellung (Naturalrestitution) zu ersetzen. 

Nicht Widerherstellung des früheren Zustandes kann verlangt werden, das ist denkgesetzlich ausgeschlossen. Bei der Naturalrestitution ist wirtschaftlich gleichwertiger Zustand herzustellen. 
Bsp.:
-
Ausbesserung der beschädigten Sache, wenn Doll z. B. Kfz-Reparaturwerkstätte betreibt, kann GmbH von ihm Reparatur verlangen. 

-
Widerruf der ehrverletzenden Äußerung 

-
Bei Zerstörung vertretbarer Sachen Lieferung gleicher Art und Güte. 

Besonderheiten bei Kfz-Unfällen

Naturalrestitution kann hier in Form von Beschaffung eines Ersatzfahrzeuges erfolgen. Das gilt auch bei sog. wirtschaftlichem oder technischem Totalschaden. 

Begriff wirtschaftlicher Totalschaden 

Begriff technischer Totalschaden Begriff Restwert (Praxis der Verwertung; Anspruch der Versicherung) 

Ist es dem Geschädigten möglich, sich ein vergleichbares Ersatzfahrzeug zu beschaffen, so kann er Verkaufspreis und Reparaturkosten dazu verwenden. 

Will Geschädigter, statt zu reparieren ein Ersatzfahrzeug beschaffen, muss er Vergleich zwischen Reparaturkosten und Wiederbeschaffungswert anstellen. 

Will der Geschädigte bei wirtschaftlichem Totalschaden keine Ersatzbeschaffung, sondern aus Erhaltungsinteresse reparieren, so darf er bis zu 30 % auf den Wiederbeschaffungswert aufschlagen und Reparatur durchführen (BGH Z 115, 371).

Abrechnung auf Reparaturkostenbasis 

b)
Geldersatz 

Geldzahlung, um den Zustand ohne Beschädigung zu erreichen (§§ 249, 251). 

Bei Verletzung einer Person oder bei Sachschäden kann der Geschädigte gem. § 249 Satz 2 den erforderlichen Geldbetrag verlangen, sog. Ersetzungsbefugnis; Geschädigter braucht nicht auf Können und Verlässlichkeit des Schädigers vertrauen. 

Gem. § 250 kann Geschädigter Frist zur Naturalrestitution mit Ablehnungsandrohung setzen. Danach nur noch Geldersatz. 

Bsp.: 
-
GmbH kann sofort Reparaturkosten, Nutzungsausfall, Abschleppkosten, Rechtsanwaltsgebühren, Finanzierungskosten, Wertminderung pp. verlangen 

-
GmbH kann Frist zur Naturalherstellung mit Ablehnungsandrohung setzen.
Geldersatz gem. § 251, wenn Naturalherstellung nicht möglich ist. 

Bsp.:
Technischer Totalschaden des PKW 

Der Gläubiger kann Geldentschädigung leisten, wenn Naturalherstellung nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich wäre 

(§ 251 Abs. 2). 

Bsp.:
GmbH verlangt von Doll Naturalrestitution, dieser lehnt gem. 
§ 251 Abs. 2 ab. 

2.
Berechnung des Schadens 

a)
Differenzhypothese 

Zu ersetzen ist der gemeine Wert; das ist der, der den zu ersetzende oder zu reparierende Gegenstand für jedermann hat. Es ist nicht zu berücksichtigen das sog. Affektionsinteresse. 

Bsp.:
-
Der Schaden am PKW der GmbH ist so zu ersetzen, dass er einen vergleichbaren wirtschaftlichen Zustand wie vor dem Unfall besitzt. 

-
War der PKW ein vom Geschädigten besonders geliebtes Einzelstück, ist das z. B. bei Totalschaden nicht zu berücksichtigen, außer dadurch erleidet z. B. eine Old- Timer-Sammlung einen Wertverlust. 

b) Entgangener Gewinn § 252 

Bsp.:
Die GmbH hätte den PKW gewinnbringend an einen Dritten veräußern können. 

Beweislast für entgangenen Gewinn liegt beim Geschädigten. Beweiserleichterung: § 252 Satz 2; der Geschädigte muss den Umstand dartun, aus dem er Gewinn mit Wahrscheinlichkeit erzielt hätte. Nachträgliche Entwicklung ist zu berücksichtigen. 
Bsp.:
Der Preis für den zerstörten PKW steigt plötzlich, weil die Produktion eingestellt wird. 

Zum entgangenen Gewinn gehört auch bei Freiberuflern oder Selbständigen der aufgrund von AU nicht erzielte Gewinn. Beweislasterleichterung 
§ 287 ZPO. Verfahren in der Praxis. 

c)
Konkrete, abstrakte Berechnung 

Es ist die konkrete Schadensberechnung vorzunehmen. 

Konkret bedeutet, den Schaden betreffend, der nach den besonderen Umständen des Einzelfalles tatsächlich eingetreten ist. 

Abstrakte Schadensberechnung bedeutet, Schaden geltend zu machen, der sich nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge ergeben hätte. Nur ausnahmsweise möglich; § 288 Abs. 1; § 376 Abs. 2 HGB - Differenz zwischen Marktpreis und Vertragspreis ist der abstrakte Schaden. 
Bsp.:
-
Konkreter Schaden im Einführungsbeispiel 

-
Der abstrakte Schaden wäre aus dem Wert zu berechnen, den der PKW einstmals gehabt haben würde, wenn er ein Oldtimer geworden wäre. 

d)
Vorteilsausgleichung 

Hat das schädigende Ereignis dem Geschädigten auch einen Vorteil gebracht, so ist dieser eventuell bei der Schadensberechnung zu berücksichtigen. Der Geschädigte soll nicht besser als ohne schädigendes Ereignis stehen. 

Vorteilsausgleichung ist Rechnungsposten. 

Keine gesetzliche Regelung. 

Nicht zur Vorteilsausgleichung gehören:
· § 843 Abs. 4 

· Entgeltfortzahlungsanspruch § 6 EFZG
· Leistungen der Sozialversicherung oder aufgrund Beamtenrecht 
(§ 116 SGB X; § 87 a BBG) 

· Schadensversicherung (§ 67 VVG, gesetzlicher Forderungsübergang)
· Leistungen aus privater Lebens- oder Unfallversicherung 

· freiwillige Leistungen Dritter 

e)
Abtretung von Ansprüchen, § 255 

f)
Abzug beim Ersatz Alt durch Neu 

Kann bei Naturalrestitution und bei Geldersatz auftreten. 

Bsp.:
-
PKW 1000 km Fahrleistung wird total zerstört; Neuwagen; Abzug denkbar, wird aber in der Praxis nicht immer praktiziert; 1% pro 1000 km Abzug in Ordnung 

-
PKW 1000 km wird total zerstört; Rosi entscheidet sich für Geldersatz 

-
Beschädigung eines Anzugs; Naturalrestitution bzw. Geldersatz für einen neuen Anzug 

3.
Mitverschulden, § 254 

Einwendung 

Verschulden des Geschädigten muss mitgewirkt haben. 

Bsp.:
Rosi ist an der Ampel rückwärts gestoßen, der andere aufgefahren. 

IV. Leseprogramm und Übungen
Leseprogramm:
- Hirsch S. 275 - 344

- Brox S. 292 - 343

- Palandt Vor. § 249

Übung:
Lösen Sie einen tatsächlichen oder fiktiven Fall zu einem Verkehrsunfall. Beziehen Sie ein:

· Sachschaden

· weitere Schadensarten, insbes. immaterieller Schaden

· immaterieller Zukunftsschaden

· § 6 EntgeltfortzahlungsG

· § 67 VVG

· PflichtversicherungsG

· § 116 SGB X.
P.
Einbeziehung Dritter in das Schuldverhältnis 

I.
Vertrag zugunsten Dritter 

Bsp. 53:
Die geschiedene Mutter Sylvia Streng legt für ihre Tochter ein Sparguthaben an. Bei der Bank unterzeichnet sie ”für die minderjährige Tochter Petra, ges. vertr. Sylvia Streng”. Als Petra bei einem Verkehrsunfall tödlich verunglückt, will Petras Vater, der mit deren Mutter sie beerbt hatte, die Hälfte des Sparguthabens. 

1.
Interessenlage 

Üblicherweise gilt das Schuldverhältnis nur ”inter partes”. Nur der Gläubiger kann vom Schuldner eine Leistung verlangen (§ 241 S. 1). 

Nicht selten vereinbaren die Parteien aber, dass die Leistung an einen Dritten erfolgen soll. Ohne besondere Vereinbarung entsteht dadurch für den Dritten aber noch kein Anspruch. 

Bsp.:
Unechter Vertrag zugunsten Dritter.
Der Gastgeber beauftragt eine Musikkapelle, für seine Gäste zu spielen. 

Wenn Dritter nicht nur Nutznießer sein soll, sondern einen eigenen Anspruch erwerben soll, müssen die Parteien das vereinbaren (§ 328 I). Der Anspruchserwerb kann sich aber auch aus § 328 II ergeben. 

2.
Terminologie 

a)
Versprechender, Schuldner 

b)
Versprechungsempfänger, Vertragspartner des Versprechenden 

c)
Dritter, Begünstigter aus dem Vertrag 

Anspruch entsteht nur bei ihm; originär. 

Begünstigter muss z. Z. des Vertragsabschlusses noch nicht feststehen. 

Bsp.:
- Garantievertrag 


- Chartervertrag, Reisebüro-Fluglinie 

d)
Grundverhältnis 

Rechtsverhältnis zwischen Versprechendem und Versprechungs-empfänger. 

Auch Deckungsverhältnis genannt. Beliebiger Vertrag. 

e)
Zuwendungsverhältnis
Rechtsverhältnis zwischen dem Versprechungsempfänger und dem Dritten. 

Oft Schenkung. 

f)
Drittverhältnis 

Rechtsverhältnis zwischen dem Versprechenden und dem Dritten. 

3.
Anspruch des Dritten 

Der Anspruch des Dritten gegen den Versprechenden hängt zunächst einmal von der Vereinbarung im Deckungsverhältnis ab, ob und wie er entsteht. 

Der Anspruch kann aufschiebend oder auflösend bedingt sein. Dem Versprechenden kann nach freiem Belieben der Widerruf zugestanden werden 
(§§ 330, 331, 332). 

Der Dritte braucht nicht befragt zu werden, ob er mit der Entstehung des Drittverhältnisses einverstanden ist (§ 333). 

4.
Leistungsstörungen 

Der Versprechende kann Einwendungen aus dem Grundverhältnis im Drittverhältnis geltend machen (§ 334). 

In Betracht kommen namentlich §§ 320, 280, 325, 326. 

5.
Verpflichtungsgeschäfte, Verfügungsgeschäfte 

Nach st. Rechtssprechung bezieht sich § 328 nur auf Verpflichtungsgeschäfte. 

Bsp.:
Verkauf eines Grundstücks mit der Vereinbarung, als Gegenleistung des Käufers an D eine lebenslange Rente zu bezahlen. Hierfür Eintragung einer Reallast für D, ohne dessen grundbuchmäßige Beteiligung. 

II.
Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter 

Bsp. 54:
Sturz im Treppenhaus; Sohn des Mieters; Gast des Mieters; Ursache, Verletzung der Verkehrssicherungspflicht 

Bsp. 55:
Frau Troll begibt sich zur Entbindung in das städtische Krankenhaus. Infolge einer Arztpflichtverletzung erleidet das neugeborene Kind einen bleibenden Gesundheitsschaden. 

1.
Rechtsdogmatische Grundsätze

Rechte und Pflichten entstehen aus einem Vertrag grundsätzlich nur für die Vertragsparteien. 

Möglich ist Vertrag zugunsten Dritter. 

Hinweis auf §§ 823, 831. 

2.
Schutzwirkung zugunsten Dritter 

Über § 242 hat sich die Vorstellung durchgesetzt, Verträge könnten auch mit Schutzwirkung für Dritte abgeschlossen sein. Beliebiger Vertrag möglich. 

Nebenpflichten bestehen nicht nur gegenüber Vertragspartner. 

3.
Voraussetzungen 

a)
Schutzbedürfnis 

Es muss gemäß § 242 ein Schutzbedürfnis bestehen, weil der Dritte ansonsten gegen Schädigungen nicht ausreichend geschützt wäre. 

b)
Erkennbarkeit für Schuldner 

Schuldner muss wissen oder zumindest vermuten, dass Dritte in den Schutzbereich einbezogen werden sollen. Es genügt, wenn Dritte mit der Leistung des Schuldners in Berührung kommen. 

c)
Zugehörigkeit des Dritten zum geschützten Personenkreis 

Anvertraute Personen; Wohl und Wehe muss dem Schuldner in gleicher Weise am Herzen liegen wie eigenes; Familienmitglieder, Mitarbeiter 

Bestimmte Verwender der Schuldnerleistung; Gesellschafter bei Abschluss eines Mietvertrages durch GF; Ehefrau, wenn Steuerberater Gutachten für Ehemann bei Bank abgibt und Ehefrau für Darlehen mithaftet. 

4.
Rechtsfolgen 

Dritter hat gleichen Schadensersatzanspruch gegen Schuldner, wie ihn der Gläubiger hätte. 

III.
Drittschadensliquidation 

Bsp. 56:
Die Peter Steiner OHG lagert bei der Haas + Haas OHG Waren ein. Die Haas + Haas OHG lässt ihr Warenhaus durch das Bewachungsunternehmen Fritz Schnell bewachen. Die Ware der P.S. OHG wurde gestohlen, wobei ein Wachmann des Bewachungsunternehmens maßgeblich beteiligt war. 

Bsp. 57:
Die Südmetall AG verkauft eine Drehbank an den Handwerker Bär. Es ist Versendungskauf vereinbart. Der Transport wird von der Gebrüder Tief KG durchgeführt. Deren Fahrer verursacht fahrlässig einen Unfall, bei dem die Drehbank beschädigt wird. 

Bsp. 58:
Die Südmetall AG verkauft eine Drehbank an die Spiro SA. Sie beauftragt im eigenen Namen die Gebrüder Tief KG mit dem Transport. Diese liefert in Rom an den falschen Abnehmer, der unbekannt verschwindet. 

1.
Rechtsdogmatische Situation 

Grundsätzlich kann vertragliche Ansprüche nur ein Vertragspartner geltend machen, nicht ein Dritter. Fallen Parteiposition und Schaden zufällig auseinander, so darf das den Schädiger nicht entlasten. Der Anspruch aus § 823 ist wegen des Entlastungsbeweises weitgehend entwertet. 

Entwicklung der Drittschadensliquidation 

2.
Begriff 

Drittschadensliquidation ist die Geltendmachung eines Schadens, den nicht der Gläubiger sondern ein Dritter erlitten hat. 

3.
Voraussetzungen 

a)
Obhut für fremde Sachen 

Wer von einem anderen Gegenstände zur Obhut anvertraut erhalten hat, kann dessen vertragliche Schadensersatzansprüche gegen seinen eigenen Vertragspartner geltend machen. 

b)
Gefahrentlastung 

Der Eigentümer, der selbst keinen Schaden erleidet, kann den des zukünftigen Erwerbers geltend machen. 

c)
Mittelbare Stellvertretung 

Wer im eigenen Namen, aber für Rechnung eines Dritten einen Vertrag abschließt, kann im Schadensfall dessen Schaden bei seinem Vertragspartner liquidieren. 

4.
Abgrenzung 

Ob im Einzelfall eine Schadensliquidation im Drittinteresse oder ein Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter vorliegt, ist in den Rechtsfolgen unerheblich. Beide Ansprüche bestehen nebeneinander. Kein Vorrang des einen oder anderen. 

5.
Rechtsfolgen 

Der Gläubiger kann den fremden Schaden selbst geltend machen. Nicht jedoch gegen den Willen des Geschädigten. Die Leistung des Schädigers hat an den Gläubiger oder den Geschädigten zu erfolgen, je nach Wahl des Gläubigers. Leistet der Schädiger nach Wahl des Gläubigers an diesen, muss er an den Geschädigten auskehren. 

Der Gläubiger kann den Schadensersatzanspruch aber auch zur eigenen Liquidation abtreten. 

Bleibt der Gläubiger untätig, so kann der Geschädigte ihn wegen Pflichtverletzung in Anspruch nehmen oder auf Abtretung der Schadensersatzforderung klagen. 

IV. 
Teilschuldnerschaft, Teilgläubigerschaft 

1.
Grundsätzliches 

Auf der Seite des Schuldners braucht nicht nur stets eine Person vorhanden sein. Es können auch mehrere auftreten. Dasselbe gilt für die Seite des Gläubigers. 

Bsp. 59:
Mehrere Unternehmen schließen sich zu einer Benzin- Einkaufskooperation zusammen. Sie erreichen dadurch, dass sie vom Hersteller bessere Konditionen eingeräumt erhalten. Lieferung soll, wie immer, als Gesamtlieferung an einen der Partner erfolgen. Als die Unternehmen wieder einmal, jeder für sich, aber zusammen eine Bestellung aufgeben, kann ein Besteller nicht bezahlen. Der Hersteller will sich deswegen anteilig an die anderen halten. 

2.
Teilschuldnerschaft, § 420 

a)
Phänomenologie 

Unterscheide getrennte Schuldverhältnisse, z. B. dann, wenn getrennte Bestellung, getrennte Lieferung und getrennte Rechnung. 

Teilschuldnerschaft dann, wenn Leistung der Schuldner, z. B. Geldleistung, teilbar ist, die Leistungspflicht des Gläubigers aber aus einem einheitlichen Schuldverhältnis entsteht, z. B. bei gemeinsamer Bestellung und/oder bei gemeinsamer Belieferung. 
Es kommt auf die Vereinbarung an. § 420 bietet eine Zweifelsregelung. Wenn, wie im Beispiel 58 mehrmals bei gemeinsamer Bestellung, gemeinsamer Lieferung und getrennter Berechnung getrennte Zahlung erfolgt ist, dann wird die Auslegung ergeben, dass Teilschuldnerschaft vorliegt 
(§§ 133, 157; Vertragsauslegung). 

b)
Teilbarkeit 

Wenn Leistung ohne Wertverlust in mengenmäßig verschiedene, qualitativ aber gleichbleibende Teile zerlegt werden kann. 
c)
Rechtsfolge 

Der Gläubiger kann nur anteiligen Kaufpreis verlangen. Rücktritt und Kündigung kann gemäß § 356 nur von allen oder nur gegenüber allen ausgeübt werden. 

3.
Teilgläubigerschaft 

Betrachtet man im Beispiel 58 das andere Schuldverhältnis i. e. S., nämlich die Lieferpflicht, liegt Teilgläubigerschaft vor. Diese ist dann gegeben, wenn jeder von mehreren Gläubigern vom Schuldner nur einen Teil der Leistung zu fordern, berechtigt ist. Auslegung gemäß §§ 133, 157 geht Zweifelsregel vor. 

V.
Gesamtschuldnerschaft 

Bsp. 60:
P. T. gründet ein Unternehmen. Dabei hat er Kapitalbedarf. Weil er weitgehend vermögenslos ist, will die darlehensgebende Bank, dass die Ehefrau S. T. den Darlehensvertrag mitunterzeichnet. 

Bsp. 61:
Abschluss des Mietvertrages mit WG 

Bsp. 62:
Bei einer Rauferei auf dem Volksfest wird A von mehreren verletzt. Er fragt, an wen er sich wenden kann. 

1.
Begriff, Definition 

Gesamtschuld ist eine Schuld, bei der mehrere Schuldner eine Leistung in der Weise schulden, dass ”jeder die ganze Leistung zu bewirken verpflichtet ist, der Gläubiger aber die Leistung nur einmal fordern kann” (§ 421). 

Es bestehen mehrere Schuldverhältnisse zwischen Gläubiger und den Schuldnern. Die Schuldverhältnisse sind selbständig, bei Aufrechnungslage gilt dies nur für das betreffende Schuldverhältnis (§ 422 Abs. II, 425). 

Im Gegensatz zur Teilschuld haftet jeder Schuldner auf den vollen Betrag. 

2.
Interessenlage

Der Gläubiger kann frei wählen, wen er in Anspruch nimmt. Jeder Gesamtschuldner muss damit rechnen, in Anspruch genommen zu werden. 

3.
Entstehung 

a)
Unteilbare Leistung
Bei unteilbarer Leistung schreibt das Gesetz Gesamtschuldnerschaft zwingend vor. 

Bsp.:
-
Übergabe einer Kaufsache, die mehreren gehört 


-
Mietweise Überlassung einer Wohnung durch Miteigentümer 


-
Abgabe einer WE durch mehrere Vermieter, z. B. Vermietung auf Grund Vorvertrages 

b)
Teilbare Leistung
Bei teilbarer Leistung entsteht Gesamtschuldnerschaft auf Grund Gesetz oder durch Vertrag. 

Bsp.: 
-
Verletzung auf Grund unerlaubter Handlung durch mehrere 
§§ 830, 840 

-
§§ 42 II, 53, 54 

-
§ 427 

-
Haftung der OHG-Gesellschafter § 128 HGB 

-
§ 769 Mitbürgen 

Im Zweifel haften mehrere, die einen Vertrag eingehen als Gesamtschuldner. 

4.
Wirkung der Erfüllung 

Die Erfüllung durch einen Gesamtschuldner befreit auch die übrigen (§ 422 I). Der Erlass durch einen Gläubiger für einen Gesamtschuldner befreit auch die übrigen (§ 423). Wegen der Vertragsfreiheit kann der Erlass aber so gestaltet werden, dass er bedeutet, der Gläubiger werde den Schuldner nicht in Anspruch nehmen, also auf sein Wahlrecht verzichten. Es kann aber auch ein Teilverzicht möglich sein, dann entsteht Verringerung der Forderungshöhe. 

Setzt ein Schuldner den Gläubiger in Annahmeverzug, wirkt das auch für die anderen (§ 424). 

In anderen Fällen führt die Selbständigkeit der Schuldverhältnisse dazu, dass nach Begründung der Gesamtschuldnerschaft entstehende Tatsachen nur für das betreffende Schuldverhältnis gelten. 

Bsp.:
§ 425 II 


Unterbrechung der Verjährung, Wirkung § 217;
Kündigung durch einen Mitmieter betrifft nicht § 425 II, dort kann Kündigungsrecht nur gemeinsam und gegen alle ausgeübt werden. 

§ 425 II ist Fälligkeitskündigung, z. B. Darlehenskündigung 

5.
Ausgleich im Innenverhältnis 

Ausgleich zu gleichen Teilen gem. § 426 I 1, sofern nicht etwas anderes bestimmt ist. 

Bsp.:
-
Mieter in einer WG zahlen unterschiedliche Mietzinsen 

-
Eheleute T. vereinbaren im Innenverhältnis, dass P. T. alleine zur Darlehensrückzahlung verpflichtet ist. 

-
Gesellschafter einer Darlehensforderung haften nur nach ihren Anteilen im Innenverhältnis. 

Wenn im Innenverhältnis Ausgleich von einem Gesamtschuldner nicht zu erlangen ist, so haften die übrigen anteilig. 

Bsp.:
Gesellschafter: 10%, 30%, 10%, 50% 


5000,- € Darlehensschuld 


Der Gesellschafter mit 50% fällt aus, d. h. 2500,- € werden auf die übrigen verteilt 500,- € / 1500,- € / 500,- € (20% von 2500,- €, 60% von 2500,- €, 20% von 2500,- €). 

Gesetzlicher Forderungsübergang gemäß § 426 II. D. h. die Forderung geht nicht unter, sondern gekürzt um den eigenen Anteil auf den Leistenden über. Er kann die Mitschuldner nur als Teilschuldner, nicht als Gesamtschuldner in Anspruch nehmen und zwar nur gemäß deren Anteil. 

Mit der cessio legis gehen die bestehenden Sicherheiten auf den Zessionar über. 

Bsp.:
A/B/C haben sich zu einer Bauleistung verpflichtet; für ordnungsgemäße Bauleistung des A hatte sich seine Bank verbürgt. A leistete nicht, so dass C für ihn erfüllte. 
Gemäß § 426 II ging die Forderung des Bauherrn gegen A auf C über. Gemäß §§ 412, 401 ging der Anspruch des Bauherrn gegen die Bank aus der Bürgschaft mit über. 
6.
Haftungsbegrenzung Gläubiger-Gesamtschuldner 

Störung des Gesamtschuldverhältnisses, wenn Haftung eines Gesamtschuldners gegenüber Gläubiger ausgeschlossen oder beschränkt ist. 

Bsp.:
-
Unfall des Arbeitnehmers, bei dem Arbeitgeber und Dritter haften (z. B. Aushändigung fehlerhaften Werkzeugs); 

-
PKW-Unfall mit vorheriger vertraglicher Freizeichnung des Fahrers; Mitverschulden Fahrer und Dritter
Wenn sich der Geschädigte hier an den Dritten wendet und dieser im Innenverhältnis Ausgleich nach § 426 suchen würde, wäre der Haftungsausschluss unterlaufen, daher nur Anspruch gegen Dritten i. H. seiner Haftungsquote. 

VI.
Schuldbeitritt / Schuldmitübernahme 

Wegen der Vertragsfreiheit kann ein Schuldverhältnis so ausgestaltet werden, dass die Entstehung der Gesamtschuldnerschaft nacheinander stattfindet. 

1.
Begriff, Definition 

Schuldbeitritt ist Vertrag zwischen Drittem und Gläubiger oder zwischen Drittem und Schuldner, neben diesem zu haften. 

2.
Vertrag 

Vertrag zwischen Gläubiger und Beitretendem oder zwischen Beitretendem und Schuldner. Keine Form erforderlich; anders § 766. 

3.
Wirkung 

Gesamtschuldnerschaft 

Besondere Situation § 25 HGB 

VII. Leseprogramm und Übungen
Leseprogramm:
- Hirsch S. 405 - 438
- Brox S. 344 - 406
Übung:
Lösen Sie Fall Nr. 57 bei Hirsch klausurmäßig!
Q.
Forderungsübergang 

Bsp. 63:
Als Schuldner S nicht zahlen kann, tritt er an seinen Gläubiger eine Forderung, die er gegen einen Dritten hat, ab. Ist Erfüllung eingetreten? 

Bsp. 64:
Frau A nahm bei ihrem Gynäkologen Dr. Grau ärztliche Leistungen in Anspruch (uterus miomatosus). Sie erhielt von ihrer privaten Krankenkasse die ärztliche Liquidation in Höhe von 3.480 € erstattet, leitete diese aber nicht an den Gynäkologen weiter und bezahlte die Rechnung nicht. Sie wendete fehlerhafte ärztliche Leistung ein. Daraufhin trat Dr. Grau seine Honorarforderung an die ärztliche Verrechnungsstelle, eine Einrichtung der Ärztekammer, ab. Diese klagt die Honorarforderung ihres Mitglieds Dr. Grau ein. 

I.
Gesetzlicher Forderungsübergang 

Vgl. Gesamtschuldnerschaft 

§ 426 

§ 774 S. 1 

§ 67 Abs. I VVG 

§ 412
§§ 115, 116 SGB X
II.
Begriff, Definition 

Abtretung ist die rechtsgeschäftliche Übertragung einer Forderung vom bisherigen Gläubiger auf einen Dritten (§ 398 S. 1). Mit der Abtretung tritt der Dritte als neuer Gläubiger in die Rechtsstellung des bisherigen Gläubigers ein (§ 398 S. 2). 

Abtretung ist Vertrag; Vertragspartner sind der bisherige Gläubiger und der Dritte. Der Schuldner wird nicht beteiligt. Hauptfall der sog. stillen Zession ist die Sicherungsabtretung. Abtretung ist Verfügungsgeschäft. 

Unterscheide Verpflichtungsgeschäft/Verfügungsgeschäft. 

Gegenstand der Abtretung können nicht nur Geldforderungen, sondern alle Rechte sein, die zum Inhalt haben, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen verlangen zu können. 

III.
Ausblick Übertragungsakte 

§ 929 

§§ 873, 925 

§ 398
IV.
Wirtschaftliche Bedeutung 

Große wirtschaftliche Bedeutung 

- Diskontgeschäft (Ankauf von Schecks und Wechseln durch Banken)
- Kreditkartengeschäft 

- Kommissionsgeschäft, § 392 Abs. I HGB 

- Inkassogeschäft 

- Factoring 

- Unterschiede Abtretung und Inkasso 

V.
Terminologie 

Bisheriger Gläubiger, Altgläubiger, Abtretender, Zedent 

neuer Gläubiger, Neugläubiger, Abtretungsempfänger, Zessionar 

Schuldner 

VI.
Verpflichtungsgeschäft 

Häufig äußerlich vom Verfügungsgeschäft nicht getrennt. 

Meist Kauf, manchmal Schenkung, bei Sicherungsabtretung Sicherungsabrede. 

Haftung des Verkäufers für Bestand, § 435
VII.
Voraussetzungen der Abtretung 

1.
Abtretungsvertrag 

Willenseinigung; Vertragsdogmatik 

Auch zukünftige Forderungen können abgetreten werden. Dann muss allerdings Bestimmbarkeit vorliegen. 

Globalzession (Abtretung einer Vielzahl von Forderungen) 

Problem der Übersicherung, Sittenwidrigkeit bei Knebelung;
keine Form erforderlich; keine Mitwirkung des Schuldners notwendig, nicht einmal seine Unterrichtung 

Wegen des Abstraktionsprinzips ist für die Wirksamkeit der Abtretung die Wirksamkeit des Verpflichtungsgeschäftes nicht erforderlich. Ausnahme, wenn Verstoß gegen gesetzliches Verbot (z. B. Abtretung ärztlicher Honorarforderungen). 

2.
Existenz der Forderung 

Exkurs: Gutgläubiger Erwerb, §§ 932 ff. 

Kein Gutgläubiger Erwerb bei Abtretung
3.
Gläubigerstellung des Zedenten 

Zedent muss noch Gläubiger sein. 

Problem der Mehrfachabtretung 

Grundsatz der zeitlichen Priorität 

Ausnahme: § 392 Abs. II HGB 

4.
Bestimmtheit, Bestimmbarkeit der Forderung 

a)
Bestimmtheit 

Bezeichnung so genau, dass auch Außenstehender Forderung erkennen kann. 

b)
Bestimmbarkeit 

Bei Entstehung einer zukünftigen Forderung Identifizierung möglich. 

5.
Keine Inhaltsänderung 

Abtretung ist ausgeschlossen, bei Änderung des Forderungsinhalts 
(§ 399 1. Alt.) 

Bsp.:
-
Arbeitnehmer kann nicht seinen Urlaubsanspruch an einen Kollegen abtreten 

-
dto. Unterhaltsanspruch eines Studenten gegen Eltern auf Kost und Logis 

-
Befreiungsanspruch wegen Erschließungskosten 

-
Leibgeding kann nicht abgetreten werden 

6.
Ausschluss der Abtretung 

Vereinbarung Schuldner - Gläubiger erforderlich 

Interessenlage des Schuldners 

Bsp.: 
-
Abtretung des Arbeitnehmerentgelts ausgeschlossen 

-
Abtretung des Werklohns gegen Bauträger 

-
Abtretung des Mietzinses gegen Mieter 

Ist die Abtretung vertraglich ausgeschlossen, so ist die dennoch vorgenommene Übertragung der Forderung unwirksam ”...kann nicht...”.
7.
Unpfändbarkeit 

Bsp.:
-
§ 54 SGB I (Erziehungsgeld, Mutterschaftsgeld, Leistungen für Mehraufwand bei Körper- oder Gesundheitsschaden)

-
§ 850 c ZPO; vgl. schon bei § 394 Tabellen zu - § 850 c ZPO 

-
GKG 

-
BRAGO 

8.
Verstoß gegen gesetzliches Verbot 

Wegen §§ 402 BGB, 203 Abs. I Nr. 1 StGB sind ärztliche Honorarforderungen nicht abtretbar. Daher Nichtigkeit gem. § 134; Einwilligung des Patienten möglich. 

VIII.
Rechtsfolgen der Abtretung 

1.
Gläubigeraustausch 

Der Zessionar tritt in die Rechtsstellung des Zedenten ein. Erwerb mit allen Stärken und Schwächen. 

Bei Mängeln der Kaufsache muss sich wegen Nachbesserung der Käufer weiterhin an den Verkäufer wenden, auch wenn dieser die Kaufpreisforderung an einen Dritten abgetreten hat. 

2.
Übergang von Sicherheiten 

Gem. § 401 gehen die Sicherungsrechte mit der Abtretung auf den Zessionar über. 

§ 401 gilt entsprechend auch für andere unselbständige Sicherungs- und Hilfsrechte wie § 648, Vormerkung, sichernde Schuldmitübernahme, Auskunft und Rechnungslegung, Recht auf Fristsetzung. 

Nicht mit übergehen: Recht aus § 455, Grundschuld (weil nicht akzessorisch), Sicherungseigentum 

IX.
Schuldnerschutz 

Da der Schuldner am Abtretungsvertrag nicht beteiligt wird, nicht einmal informiert zu werden braucht, bedarf er gegen bestehende Nachteile des Schutzes. Geregelt in §§ 404, 406-411. 

1.
Einwendungen des Schuldners 

Abtretung hat auf Art und Inhalt der Forderung keinen Einfluss. Schuldnerstellung bleibt. 

Bsp.:
- § 138 

- § 346 

- § 362
- § 387 

- Verjährung 

- Insbesondere Gewährleistungsrechte 

- Sonderfall § 405 

2.
Aufrechnung des Schuldners 

§ 406
Aufrechnung vor der Abtretung; hier erwirbt der Zessionar nicht oder nur in Höhe der von der Aufrechnung nicht erfassten Forderung.
Aufrechnung nach der Abtretung in Unkenntnis der Abtretung; Aufrechnung ist wirksam.
Aufrechnung in Kenntnis der Abtretung 

Hat der Schuldner bei Erwerb der Forderung Kenntnis von der Abtretung, kann er nicht aufrechnen. 

Dasselbe gilt, wenn die Forderung erst nach Kenntnis und später als abgetretene Forderung entstanden ist. 

3.
Zahlung an bisherigen Gläubiger 

Leistet der Schuldner in Unkenntnis der Abtretung an den Gläubiger, ist er geschützt. Er hat schuldbefreiend geleistet (§ 407). Zessionar kann allerdings vom Zedenten gem. § 816 Abs. 2 Herausgabe der Bereicherung verlangen. 

Dasselbe gilt für andere Rechtsgeschäfte zwischen Schuldner und Zedent. 

Bsp.:
- § 397 


- Stundung 

Zu den anderen Rechtsgeschäften gehören nicht solche, die einseitig vom Zedenten ausgehen, z. B. Kündigung und Mahnung. 

4.
Mehrfache Abtretung 

Leistet bei mehrfacher Abtretung der Schuldner an den vermeintlichen Rechtsinhaber, so wird er wie in § 407 geschützt, d. h. er hat schuldbefreiend geleistet. Das gleiche gilt bei sonstigen Rechtsgeschäften betreffend die Forderung zwischen gutgläubigem Schuldner und vermeintlichem Gläubiger. 

5.
Falsche Mitteilung einer Abtretung 

Leistet der Schuldner an einen vom Zedenten falsch bezeichneten Zessionar, so entlastet ihn § 409. D. h. der Schuldner hat schuldbefreiend geleistet. Zedent kann vom Dritten gem. § 816 Abs. II kondizieren.

X.
Sicherungsabtretung 

Um eine Forderung zu sichern, wird in der Praxis häufig das Instrument der Sicherungsabtretung verwendet. 

1.
Begriff 

Zur Sicherung einer Forderung wird ein Abtretungsvertrag geschlossen, mit der Abrede, bei Eintritt des Sicherungsfalles dürfe sich der Zessionar aus der Sicherheit bedienen, d. h. die Forderung einziehen. Hier liegt nicht nur ein Verpflichtungsgeschäft sondern eine Vollabtretung mit Sicherungsabrede vor. 

2.
Bedeutung 

Anwendung vor allem im Bankgeschäft und bei sog. Warenkrediten. 

a)
Darlehen 

Zur Sicherung des Darlehensrückzahlungsanspruches wird Abtretung vorgenommen. 

Bsp.: 
- Arbeitnehmer tritt Forderung gegen Arbeitgeber ab. 

- Handwerker tritt Werklohnforderung gegen Besteller ab. 

b)
Warenkredite 

Zur Sicherung des Kaufpreisanspruches lässt sich Verkäufer vom Käufer Ansprüche aus Weiterverkauf abtreten. 

c)
Offene / Stille Zession 

In beiden Fällen kann die Zession offengelegt werden, aber auch still erfolgen; Interessenkollision; Sicherungsabrede meist dahin, Offenlegung nur, wenn Sicherungsfall eintritt. 

XI.
Andere Sonderformen der Abtretung 

1.
Globalzession 

a)
Begriff, Bedeutung 

Abtretung mehrerer, evtl. eines ganzen Bündels von Forderungen; Problem der Bestimmbarkeit; Häufigkeit 

b)
Problem der Übersicherung 

§ 138; ”... alle gegenwärtigen Forderungen der Firma ... gegen Firma ... aus deren Geschäftsverbindung in der Reihenfolge ihrer Fälligkeit, bei gleicher Fälligkeit in alphabetischer Reihenfolge, bei gleicher alphabetischer Reihenfolge in der zeitlichen Abfolge der Faktura, bis die Forderung i.H.v. ... € nebst 6% Zinsen über dem jeweiligen Diskontsatz zuzüglich Kosten abgedeckt sind.” 
2.
Mantelzession 

3.
Inkassozession 

4.
Zusammentreffen von verlängertem Eigentumsvorbehalt und Sicherungsabtretung 

vgl. Palandt § 398 Rz 24 f m. z. w. N 
XII. Leseprogramm und Übungen
Leseprogramm:
- Hirsch S. 369 - 404

- Brox S. 358 - 372

- Wörlen S. 194 - 204
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